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2 Bedingungshef  nisee AAAA Pfege-Zusatzversicherung 

Wllchl Allelmlinln Vlrsichlrunesbldineuneln elhörln zu wllchlm Tarif? 

 
 
Die Allgemeinen Versicherungsbedingungen (AVB) setzen sich aus Teil I (Musterbedingungen des Verbandes der Privaten Krankenversi-
cherung), Teil II (Tarifedingungen) ssoie Teil III (Tarifeschreibung) zusammen. .elche Teile I und II f r die vsn Ihnen geoählten Tarife 
g ltig sind, entnehmen Sie der nachfslgenden Übersicht.  
 

 Allgemeine Versicherungsbedingungen  (Teil I und Teil II) 
Tarife MB/EPV 2009 MB/GEPV 2013 

PI s  

PF  s 

 
 
Dem Inhaltsverzeichnis können Sie entnehmen, auf oelcher Seite dieses Hefes Sie die zu Ihrem Tarif gehörenden Teile I, II und III fnden. 
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Produktinformationsblatt nach § 4 VVG-Informationspfichtlnvlrordnune 
für linl ARAG Pfleltaelelldvlrsichlrune nach dlm Tarif PI 

 
 
Mit den nachfslgenden Infsrmatisnen möchten oir Ihnen einen ersten Überblick  ber die Ihnen angebstene Krankenversicherung geben. 
Diese Infsrmatisnen sind jedsch nicht abschließend. Der gesamte Vertragsinhalt ergibt sich aus dem Antrag, dem Versicherungsschein 
und den beigef gten Versicherungsbedingungen. .ir empfehlen Ihnen, die gesamten Vertragsbestimmungen ssrgfältig zu lesen. 
 
 

1 Welche Art der Versicherung bieten wir an? 
 
Bei dem angebstenen Versicherungsvertrag handelt es sich um eine Ergänzung zur privaten sder sszialen Pfege-Pficht-
versicherung Arundlage sind die beigef gten Allgemeinen Versicherungsbedingungen. 

 
 

2 Was ist versichert? 
 

Die gewünschte Tarifwahl ist durch den Abschlussvermittler kenntlich zu machen. 
 

IndividualPflege PI 
Pflegestufe 0 

Pfegetagegeld-Versicherung, Pfegetagegeld bei eingeschränkter Alltagsksmpetenz nach § 45a Elfes Sszialgesetzbuch 

IndividualPflege PI 
Pflegestufe 1 

Pfegetagegeld-Versicherung, Pfegetagegeld bei Pfegestufe I, ggfs. zusätzlich Pfegetagegeld aus Tarif PI 0 

IndividualPflege PI 
Pflegestufe 2 

Pfegetagegeld-Versicherung, Pfegetagegeld bei Pfegestufe II 

IndividualPflege PI 
Pflegestufe 3 

Pfegetagegeldversicherung, Pfegetagegeld bei Pfegestufe III 

 
.eitere Einzelheiten entnehmen Sie bitte der Tarifeschreibungen in Teil III der Allgemeinen Versicherungsbedingungen. 

 
 

3 Wie hoch ist Ihr Beitrag und wann müssen Sie ihn bezahlen?  
Was passiert, wenn Sie Ihren Beitrag nicht oder verspätet zahlen? 

 
Der zu entrichtende Aesamtbeitrag f r die angebstene Versicherung beträgt msnatlich ____________ Eurs (die Beitragshöhe 
ist vsm Abschlussvermittler einzutragen). 
 
Die einzelnen Beiträge je Tarif und je versicherter Perssn können Sie dem Antrag entnehmen. 
 
Der Beitrag oird jeoeils zum Ersten eines Msnats fällig. 
Die erste Beitragsrate oird ssfsrt nach Zugang des Versicherungsscheins fällig, jedsch nicht vsr dem vereinbarten Versiche-
rungsbeginn. 
Die Beitragszahlung endet zum Vertragsende. 
 

 Beitragsbefreiung 
Ab Ersten des Msnats, f r den der Versicherer oegen des Eintritts des Versicherungsfalls ein Pfegetagegeld geoährt, oird der 
Versicherungsnehmer vsn der Beitragszahlung f r die betrsfene versicherte Perssn in allen abgeschlsssenen Tarifstufen des 
Tarifs PI befreit. 
 
Einzelheiten zur Beitragsbefreiung enthalten die Allgemeinen Versicherungsbedingungen unter Zifer 3 der Tarifeschreibung 
(Teil III der Allgemeinen Versicherungsbedingungen). 
 
Fslgen unterbliebener sder verspäteter Zahlung: 
.enn Sie den Erstbeitrag schuldhaf nicht rechtzeitig zahlen, können oir sslange vsm Vertrag zur cktreten, oie Sie nicht  
gezahlt haben. Außerdem oerden oir dann im Versicherungsfall nicht leisten.  
.enn Sie einen Fslgebeitrag nicht rechtzeitig zahlen, erhalten Sie vsn uns eine Mahnung, in der oir Ihnen eine zoeimsnatige 
Zahlungsfrist setzen. Tritt nach Fristablauf der Versicherungsfall ein und sind Sie zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung des 
Beitrags in Verzug, ss entfällt Ihr Versicherungsschutz. Außerdem können oir bei fsrtdauerndem Zahlungsverzug nach Frist-
ablauf den Vertrag k ndigen.  
Einzelheiten enthalten die jeoeiligen Allgemeinen Versicherungsbedingungen unter § 8 (Teil I und II).  

 



Prsduktinfsrmatisnsblatt 5 

4 Wofür leisten wir nicht? 
 

Keine Leistungspficht besteht beispielsoeise f r Aufoendungen f r Pfegehilfsmittel und technische Hilfen, ssoeit die Kran-
kenversicherung sder andere zuständige Leistungsträger oegen Krankheit sder Behinderung f r diese Hilfsmittel zu leisten 
haben. Ferner oerden die Kssten f r vermittelte Assistanceleistungen nicht  bernsmmen (Zifer 2 der Tarifeschreibung in 
Teil III der Allgemeinen Versicherungsbedingungen). 
Diese Aufzählung ist nicht abschließend. Einzelheiten und eine vsllständige Aufzählung der Einschränkungen unserer Leis-
tungspficht entnehmen Sie bitte § 5 (Teil I und II) der Allgemeinen Versicherungsbedingungen. 

 
 

5 Welche Pfichten haben Sie bei Vertragsschluss und welche  olgen  knnen 
Verletzungen dieser Pfichten haben? 

 
Im Aahmen des Vertragsschlusses sind die Antragsfragen, insbessndere die Aisiks- und Aesundheitsfragen, nach bestem .is-
sen ssrgfältig, vsllständig und richtig zu beantosrten.  
 nrichtige Angaben können schoeroiegende Ksnsequenzen f r Sie haben. Je nach Art und Schoere der Pflichtverletzung kön-
nen Sie Ihren Versicherungsschutz ganz sder teiloeise verlieren.  nter  mständen können oir uns auch vsm Vertrag lösen. 
Bitte beachten Sie hierzu die Ausf hrungen zur Bedeutung der vsrvertraglichen Anzeigepficht im Abschnitt  .ichtige  
Hinoeise“ des Antrags. 

 
 

6 Welche Pfichten haben Sie während der Vertragslaufzeit und welche  olgen  knnen 
Verletzungen dieser Pfichten haben? 

 
Es besteht beispielsoeise die Verpfichtung, bei  euabschluss einer oeiteren sder die Erhöhung einer anderoeitig bestehen-
den Versicherung mit Anspruch auf Leistungen oegen Pfegebed rfigkeit, eine Einoilligung des Versicherers einzuhslen. 
Ferner sind der Versicherungsnehmer und die versicherte Perssn verpfichtet, die Absicht der Verlegung ihres geoöhnlichen 
Aufenthalts unverz glich in Teetfsrm sder schriflich anzuzeigen. 
Diese Aufzählung ist nicht abschließend. .eitere Ausf hrungen enthalten die Allgemeinen Versicherungsbedingungen unter 
§ 9 (Teil I und II) ssoie die Tarifeschreibung (Teil III). 
 
Je nach Schoere der Pfichtverletzung sind oir unter  mständen ganz sder teiloeise nicht zur Leistung verpfichtet. Aegebe-
nenfalls können oir auch den Vertrag fristlss k ndigen.  
.eitere Einzelheiten entnehmen Sie bitte § 10 der Allgemeinen Versicherungsbedingungen (Teil I und II). 

 
 

7 Welche Verpfichtungen haben Sie bei  intritt eines Versicherungsfalls und welche 
 olgen  knnen Verletzungen dieser Pfichten haben? 

 
Auf unser Verlangen ist jede Auskunf zu erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalles sder der Leistungspficht erfsr-
derlich ist. 
Die Pfegebed rfigkeit muss dem Versicherer durch Vsrlage des Einstufungsbescheids der Pfege-Pfichtversicherung sder 
des vsm Versicherer beaufragten ärztlichen Dienstes nachgeoiesen oerden.  
Jede Änderung der Einstufung in die Pfegestufen 0 – III sder deren .egfall ist dem Versicherer unverz glich in Teetfsrm an-
zuzeigen. 
 
Diese Aufzählung ist nicht abschließend. .eitere Ausf hrungen enthalten die Allgemeinen Versicherungsbedingungen unter 
§ 9 (Teil I und II) und Zifer 1a der Tarifeschreibung in Teil III der Allgemeinen Versicherungsbedingungen. 
 
Je nach Schoere der Pfichtverletzung sind oir unter  mständen ganz sder teiloeise nicht zur Leistung verpfichtet. Auf diese 
Fslge oerden oir Sie in einer gessnderten Mitteilung hinoeisen.  
Einzelheiten entnehmen Sie bitte § 10 der Allgemeinen Versicherungsbedingungen (Teil I und II). 
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8 Wann beginnt und wann endet der Versicherungsschutz? 
 

Der Versicherungsschutz beginnt mit dem im Versicherungsschein bezeichneten Zeitpunkt (Versicherungsbeginn), jedsch 
nicht vsr Abschluss des Versicherungsvertrags (insbessndere Zugang des Versicherungsscheins sder einer schriflichen An-
nahmeerklärung). 
Einzelheiten zum Beginn des Versicherungsschutzes entnehmen Sie bitte § 2 der Allgemeinen Versicherungsbedingungen  
(Teil I und II). 
 
Der Versicherungsschutz endet mit der Beendigung des Versicherungsverhältnisses. 
Einzelheiten zum Ende des Versicherungsschutzes entnehmen Sie bitte § 7 der Allgemeinen Versicherungsbedingungen. 

 

9 Wie  knnen Sie den Vertrag beenden? 
 

Sie als Versicherungsnehmer können den Vertrag mit einer Frist vsn drei Msnaten schriflich k ndigen.  
Erstmals ist eine K ndigung Ihres Vertrags zum Ablauf der Mindestvertragsdauer vsn 24 Msnaten nach Vertragsbeginn möglich. 
Danach können Sie zum Ende eines Versicherungsjahres k ndigen, osbei das Versicherungsjahr mit dem Kalenderjahr  
zusammenfällt. 
Daneben haben Sie Ssnderk ndigungsrechte, zum Beispiel bei einer Beitragserhöhung. 
Einzelheiten zur K ndigung durch den Versicherungsnehmer fnden Sie in § 13 Teil I und II und § 16Teil I der Allgemeinen Ver-
sicherungsbedingungen. 
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Produktinformationsblatt zur staatlich elfördlrtln lreänzlndln 
Pflelvlrsichlrune  GGPVV bli dlr ARAG  ranklnvlrsichlrunes-AG 
 
 
Mit den nachfslgenden Infsrmatisnen möchten oir Ihnen einen ersten Überblick  ber die Versicherung in der staatlich geförderten er-
gänzenden Pfegeversicherung geben. Diese Infsrmatisnen sind jedsch nicht abschließend. Der gesamte Vertragsinhalt ergibt sich aus 
dem Antrag, dem Versicherungsschein und den Allgemeinen Versicherungsbedingungen (Teil I Musterbedingungen 2013 MB/AEPV 2013, 
Teil II Tarifedingungen ssoie Teil III Tarifeschreibung f r die staatlich geförderte ergänzende Pfegeversicherung). .ir empfehlen Ihnen, 
die gesamten Vertragsbestimmungen ssrgfältig zu lesen. 
 
 

1 Welche Art der Versicherung bieten wir an? 
 

Bei dem angebstenen Versicherungsvertrag handelt es sich um eine Pfegetagegeldversicherung nach dem Tarif PF. 
Arundlage sind die Allgemeinen Versicherungsbedingungen (AVB) f r die staatlich geförderte ergänzende Pfegeversicherung 
(AEPV) bestehend aus Teil I Musterbedingungen (MB/AEPV 2013) Teil II Tarifedingungen ssoie Teil III Tarifeschreibung.  
Der Tarif oird durch eine staatliche Zulage gefördert. Erf llen Sie die persönlichen Fördervsraussetzungen, erhalten oir un-
mittelbar vsn der staatlichen Zulagenstelle f r diesen Vertrag f r jede versicherte Perssn eine Zulage in Höhe vsn 5 Eurs prs 
Msnat, die auf den Msnatsbeitrag angerechnet oird.  äheres zum Zulageverfahren entnehmen Sie bitte  r. 3.  
.ichtig ist, dass Sie den Vertrag nur abschließen können, oenn Sie die Fördervsraussetzungen f r die Erlangung der Zulage 
erf llen:  

 
• Sie m ssen in der sszialen sder der privaten Pfegepfichtversicherung (gesetzliche Pfegeversicherung) versichert sein.  
• Sie d rfen bei Abschluss des Vertrages keine Leistungen oegen Pfegebed rfigkeit sder eingeschränkter Alltagsksmpetenz  
• (Erklärung unter 2.) aus der gesetzlichen Pfegeversicherung derzeit beziehen sder in der Vergangenheit bezsgen haben.  
• Bei Abschluss des Vertrages m ssen Sie das 18. Lebensjahr vsllendet haben.  
• Bei Abschluss des Vertrages darf kein oeiterer Vertrag f r Sie  ber eine geförderte ergänzende Pfegeversicherung beste-
hen, denn die staatliche Zulage oird nur f r einen Vertrag je versicherte Perssn geoährt. Vsr Abschluss des Vertrages ssll-
ten Sie daher pr fen, sb f r Sie bereits geförderte ergänzende Pfegeversicherungen bestehen.  

• Ihr msnatlicher Eigenanteil am Beitrag muss mindestens 10 Eurs betragen.  
• Das vereinbarte Pfegetagegeld in der Pfegestufe III muss mindestens 20 Eurs täglich betragen. 

 
 

2 Was ist versichert? 
 

FörderPfege PF Staatlich geförderte ergänzende Pfegeversicherung – Pfegetagegeld vsn mindestens 
20 Eurs in Pfegestufe III, 30 % in Pfegestufe II, 20 % in Pfegestufe I, 10 % bei eingeschränk-
ter Alltagsksmpetenz nach § 45a Elfes Sszialgesetzbuch 

 
Details zu den Leistungen entnehmen Sie bitte § 6 Teil I ssoie der Tarifbeschreibung (Teil III). 

 
 

3 Wie hoch ist Ihr Beitrag und wann müssen Sie ihn bezahlen?  
Was passiert, wenn Sie Ihren Beitrag nicht oder verspätet zahlen? 

 
Der Aesamtbeitrag f r die angebstene Versicherung beträgt msnatlich ____________ Eurs (die Beitragshöhe ist vsm Ab-
schlussvermittler einzutragen). 
 
Die einzelnen Beiträge je Tarif und je versicherter Perssn können Sie dem Antrag entnehmen. 
Auf den Aesamtbeitrag oird die staatlich geoährte Zulage in Höhe vsn 5 Eurs f r jede versicherte förderfähige Perssn ange-
rechnet. 
Ihr Beitrag ist vsn Ihrem Eintrittsalter abhängig. Aisikszuschläge oerden nicht erhsben. Eine Aesundheitspr fung fndet nicht 
statt. 
 
Der nach Anrechnung der staatlichen Zulage verbleibende Eigenanteil des Beitrags oird jeoeils zum Ersten eines Msnats fäl-
lig. Die erste Beitragsrate in Höhe des Eigenanteils oird ssfsrt nach Zugang des Versicherungsscheins fällig, jedsch nicht vsr 
dem vereinbarten Versicherungsbeginn. Die Beitragszahlung endet zum Vertragsende.  
 

 Folgen unterbliebener oder verspäteter Zahlung: 
.enn Sie den nach Anrechnung der staatlichen Zulage verbleibenden Eigenanteil des Erstbeitrags schuldhaf nicht rechtzei-
tig zahlen, können oir sslange vsm Vertrag zur cktreten, oie Sie nicht gezahlt haben. Außerdem oerden oir dann im Versi-
cherungsfall nicht leisten. 
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.enn Sie einen Fslgebeitrag in Höhe des Eigenanteils nicht rechtzeitig zahlen, erhalten Sie vsn uns eine Mahnung, in der oir 
Ihnen eine 2-msnatige Zahlungsfrist setzen. Tritt nach Fristablauf der Versicherungsfall ein und sind Sie zu diesem Zeitpunkt 
mit der Zahlung des Beitrags in Verzug, ss entfällt Ihr Versicherungsschutz. Außerdem können oir bei fsrtdauerndem Zah-
lungsverzug nach Fristablauf den Vertrag k ndigen.  
 
In Höhe der staatlichen Zulage oird der Beitrag gestundet, bis die Zulage an uns gezahlt oird. Die Zulage oird alss auf den Bei-
trag angerechnet.  m die Auszahlung der Zulage k mmern oir uns. Hierzu bevsllmächtigen Sie uns, f r jede versicherte Per-
ssn die Zulage und gegebenenfalls auch die Aentenversicherungsnummer bei der zentralen Stelle zu beantragen. Bei der 
zentralen Stelle handelt es sich um die f r die Aeoährung der Zulage verantosrtliche Behörde. 
 
Die Zulage oird im Anschluss an das Kalenderjahr vsn der zentralen Stelle an das Versicherungsunternehmen ausgezahlt und 
unmittelbar Ihrem Vertrag bzo. den darin versicherten Perssnen gutgeschrieben. 
 
Einzelheiten zur Beitragszahlung entnehmen Sie bitte § 9 Teil I und II. 
.ichtig ist, dass Sie uns Veränderungen der Zulageberechtigung (siehe  r. 1) unverz glich anzeigen, damit die Zulage durch 
uns zutrefend beantragt oerden kann. Besteht kein Anspruch auf Zulage, oird das Versicherungsverhältnis r ckabgeoickelt, 
bis zu Beginn des Zeitraums, f r den zuletzt eine Zulage geoährt osrden ist. 
 
Ksmmt die zentrale Stelle zu dem Ergebnis, dass f r Sie sder eine andere versicherte Perssn kein Anspruch auf Zulage be-
steht, teilen oir Ihnen dies mit und infsrmieren Sie  ber Ihre oeiteren Handlungsmöglichkeiten. 
 
Besteht kein Anspruch auf Zulage, da bereits ein anderer Vertrag die Zulage erhalten hat, haben Sie die Möglichkeit, den j n-
geren Vertrag aufzuheben und die Zuoeisung der Zulage auf den älteren Vertrag zu verlangen, um bereits aufgebaute Alte-
rungsr ckstellungen zu beoahren und um zu vermeiden, dass bereits durchlaufene .artezeiten verlsren gehen. 

 
 

4 Wofür leisten wir nicht? 
 

Im Ausland oird das versicherte Pfegetagegeld nur dann gezahlt, oenn die gesetzliche Pfegeversicherung dsrt ebenfalls Leis-
tungen erbringt. In der Eurspäischen  nisn und in Ländern des Eurspäischen .irtschafsraums (E.A) ssoie der Schoeiz ist 
das regelmäßig der Fall.  
Einzelheiten entnehmen Sie bitte § 6 Abs. 2  
Leistungsausschl sse, zum Beispiel oegen eines erhöhten Aisikss, sind nicht vereinbart, siehe auch § 10 Abs. 3 Teil I. 

 
 

5 Welche Pfichten haben Sie bei Vertragsschluss und welche  olgen  knnen 
Verletzungen dieser Pfichten haben? 

 
Die Fragen im Antragsfsrmular, die f r die Feststellung der Versicherungs- und Förderfähigkeit maßgeblich sind, insbessnde-
re, sb Sie in der gesetzlichen Pfegeversicherung versichert sind und sb Leistungen aus der gesetzlichen Pfegeversicherung 
bezsgen oerden sder fr her bezsgen osrden sind, m ssen Sie vsllständig und oahrheitsgemäß beantosrten.  
.enn Sie falsche Angaben machen, kann der Vertrag r ckabgeoickelt oerden, die Zulage ist zur ck zu zahlen und es besteht 
kein Versicherungsschutz.  
 äheres entnehmen Sie bitte § 2 a Abs.1 Teil 1 ssoie den Ausf hrungen zur Bedeutung der vsrvertraglichen Anzeigepficht im 
Abschnitt  oichtige Hinoeise“ des Antrags. 

 
 

6 Welche Pfichten haben Sie während der Vertragslaufzeit und welche  olgen  knnen 
Verletzungen dieser Pfichten haben? 

 
Jede Änderung der Verhältnisse, die zu einem .egfall der Förderfähigkeit (siehe  r. 1) f hrt, insbessndere oenn die gesetzli-
che Pfegeversicherung nicht mehr fsrtbesteht, m ssen Sie gem. § 2a Abs. 2 Teil I dem Versicherer unverz glich in Teetfsrm 
anzeigen. .eitere Ausf hrungen enthalten die Allgemeinen Versicherungsbedingungen unter § 14 Teil I. 
Je nach Schoere der Pfichtverletzung sind oir unter  mständen ganz sder teiloeise nicht zur Leistung verpfichtet. .eitere 
Einzelheiten entnehmen Sie bitte § 15 Teil I. 
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7 Welche Verpfichtungen haben Sie bei  intritt eines Versicherungsfalls und welche 
 olgen  knnen Verletzungen dieser Pfichten haben? 

 
Bei Eintritt des Versicherungsfalls m ssen Sie die Feststellung der Pfegebed rfigkeit bzo. der erheblich eingeschränkten All-
tagsksmpetenz ssoie die Zusrdnung zu einer der Pfegestufen nachoeisen. Außerdem m ssen Sie jede Auskunf erteilen, die 
zur Feststellung des Versicherungsfalles, unserer Leistungspficht und ihres  mfanges erfsrderlich ist. Diese Aufzählung ist 
nicht abschließend. .eitere Ausf hrungen enthalten die Allgemeinen Versicherungsbedingungen unter § 14 Teil I. 
 
Je nach Schoere der Pfichtverletzung sind oir unter  mständen ganz sder teiloeise nicht zur Leistung verpfichtet. .eitere 
Einzelheiten entnehmen Sie bitte § 15 Teil I. 

 
 

8 Wann beginnt und wann endet der Versicherungsschutz? 
 

Der Versicherungsschutz beginnt mit dem im Versicherungsschein bezeichneten Zeitpunkt (Versicherungsbeginn), jedsch 
nicht vsr Abschluss des Versicherungsvertrages (insbessndere Zugang des Versicherungsscheines sder einer schriflichen 
Annahmeerklärung) und nicht vsr Ablauf der .artezeiten.  
 
Einzelheiten zum Beginn des Versicherungsschutzes entnehmen Sie bitte §§ 4 Teil I und 5 Teil I und II. 
 
Der Vertrag oird auf unbestimmte Dauer geschlsssen. Der Versicherungsschutz endet mit der Beendigung des Versiche-
rungsverhältnisses. (§ 8 Teil I) z.B. aufgrund K ndigung sder Verlust der Versicherungsfähigkeit. 

 
 

9 Wie  knnen Sie den Vertrag beenden? 
 

Sie als Versicherungsnehmer können Ihren Vertrag mit einer Frist vsn 3 Msnaten schriflich k ndigen. Erstmals ist eine K n-
digung Ihres Vertrages zum Ablauf der Mindestvertragsdauer vsn 24 Msnaten nach Vertragsbeginn möglich.  
Danach können Sie zum Ende eines Versicherungsjahres k ndigen, osbei das Versicherungsjahr mit dem Kalenderjahr zu-
sammenfällt. Daneben haben Sie Ssnderk ndigungsrechte, z.B. bei einer Beitragserhöhung. 

 
Einzelheiten zur K ndigung durch den Versicherungsnehmer ssoie zu oeiteren Beendigungsgr nden fnden Sie in den § 17 
Teil I und § 19 Teil I und II. 

 
 
 



10 Versicherteninfsrmatisnsblatt 

Vlrsichlrtlninformation nach § 1 VVG-Informationspfichtlnvlrordnune 
für linl ARAG Pflelzusatzvlrsichlrune nach dlm Tarif PI bzw. dlm Tarif PF 

 
 

1 Identität und ladungsfähige Anschrif des Versicherers  
 
ARAG Krankenversicherungs-AG 
Hsllerithstraße 11, 81829 M nchen 
Aufsichtsratsvsrsitzender: Dr. Paul-Otts Faßbender 
Vsrstand: Aenks Dirksen, .erner  icsll, Dr. Asland Schäfer, Dr. .erenfried .endler 
Sitz und Aegistergericht: M nchen, HAB 69751  
 
 

2 Hauptgeschäfstätig eit des Versicherers 
 
Hauptgeschäfstätigkeit der AAAA Krankenversicherungs-AA ist der Betrieb der Krankenversicherung. 
 
 

3 Garantiefonds 
 
Die AAAA Krankenversicherungs-AA gehört der fslgenden Einrichtung zur Sicherung der Anspr che vsn Versicherten (Siche-
rungsfsnds) an: 
Medicatsr AA, Bayenthalg rtel 26, 50968 Köln  
 
 

4 Vertragsbedingungen und wesentliche Mer male der Versicherungsleistung 
 
4.a) Dem Versicherungsverhältnis liegen die jeoeils vereinbarten Allgemeinen Versicherungsbedingungen f r die 

• ergänzende Pfegekrankenversicherung nach Tarif PI (MB/EPV 2009(Teil I), Tarifedingungen (Teil II) und Tarife-
schreibung (Teil III)) bzo. 

• staatlich geförderte ergänzende Pfegeversicherung nach Tarif PF (MB/AEPV 2013 (Teil I), Tarifedingungen (Teil II) und 
Tarifeschreibung (Teil III)) 

in den jeoeils bei Vertragsabschluss geltenden Fassungen zugrunde. 
 
4.b) Aegenstand,  mfang und Aeltungsbereich des Versicherungsschutzes ergeben sich f r Tarif PI aus § 1 der MB/EPV 2009 

mit Teil II bzo. f r Tarif PF aus § 3 der MB/AEPV 2013. 
 
Die oesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung ergeben sich  
• hinsichtlich Art und  mfang der Leistungen f r Tarif PI aus den §§ 4 und 5 der MB/EPV 2009 mit Teil II bzo. f r Tarif PF aus 
§§ 3 und 6 der MB/AEPV 2013 ssoie f r beide Tarife aus der jeoeiligen Tarifeschreibung (Teil III) 

• hinsichtlich Fälligkeit und Erf llung der Leistungen aus § 6 der MB/EPV 2009 mit Teil II bzo. aus § 7 der MB/AEPV 2013 mit 
Teil II. 

 
 

5 Gesamtpreis der Versicherung 
 
Den zu entrichtenden Aesamtbetrag können Sie dem Prsduktinfsrmatisnsblatt ssoie dem Antrag entnehmen. 
 
 

6 Zusätzliche Kosten 
 
Zusätzliche Aeb hren sder Kssten f r den angebstenen Versicherungsschutz oerden nicht erhsben.  
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7 Beitragszahlung 
 
Der Beitrag f r den Tarif PI ist ein Jahresbeitrag und oird vsm Versicherungsbeginn an berechnet. Er ist zu Beginn eines jeden 
Versicherungsjahres zu entrichten, kann aber auch unterjährig in gleichen Beitragsraten, das heißt msnatlich, vierteljährlich 
sder halbjährlich gezahlt oerden. Der Beitrag gilt bei unterjähriger Zahlungsoeise bis zur Fälligkeit der Beitragsrate als ge-
stundet. Die Beitragsraten sind am ersten Tag der vsn Ihnen geoählten Zahlungsperisde fällig. 
 
Der Beitrag f r den Tarif PF ist ein Msnatsbeitrag und oird vsm Versicherungsbeginn an berechnet. Er ist am Ersten eines je-
den Msnats fällig. Der Beitrag setzt sich aus einem Eigenanteil vsn mindestens 10 Eurs und der Zulage in Höhe vsn 5 Eurs zu-
sammen. Der Zulagenanteil des Beitrags oird vsm Versicherer bis zur Zahlung der Zulage durch die zentrale Stelle nach § 128 
Absatz 2 SAB XI (siehe Anhang) an den Versicherer gestundet. 
 
Der erste Beitrag bzo. die erste Beitragsrate ist ssfsrt nach Zugang des Versicherungsscheins fällig, jedsch nicht vsr dem im 
Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn. 
 
 

8 Gültig eitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen 
 
 nser Angebst basiert auf der Arundlage unserer aktuellen Beiträge. Diese gelten bis auf .eiteres. Änderungen behalten oir 
uns vsr. 
 
 

9 Zustande ommen des Versicherungsvertrags 
 
Der Vertrag ksmmt durch den Antrag auf Krankenversicherung seitens eines Vertragspartners und die Annahme dieses  
Antrags durch den anderen Vertragspartner zustande. Bei einem Antrag (Angebst) durch den Versicherungsnehmer erfslgt 
eine Antragsannahme durch die AAAA Krankenversicherungs-AA durch die Ausstellung eines Versicherungsscheins sder eine 
Annahmeerklärung. Bei einer Anfrage durch den Versicherungsnehmer ( Invitatis-Antrag“) erfslgt das Angebst durch die 
AAAA Krankenversicherungs-AA und die Annahme des Angebsts durch Annahmeerklärung des Versicherungsnehmers. 
 
 

10 Widerrufsbelehrung 
 
Widerrufsrecht 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb vsn 14 Tagen shne Angabe vsn Ar nden in Teetfsrm (zum Beispiel Brief, Fae,  
E-Mail) oiderrufen.  
Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen, die oeiteren Infsrmatisnen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit 
den §§ 1 bis 4 der VVA-Infsrmatisnspfichtenversrdnung und diese Belehrung jeoeils in Teetfsrm erhalten haben. 
Zur .ahrung der .iderrufsfrist gen gt die rechtzeitige Absendung des .iderrufs. Der .iderruf ist zu richten an:  
 
AAAA Krankenversicherungs-AA, Hsllerithstraße 11, 81829 M nchen  
Telefae +49 (0) 89/4124-9525,  
E-Mail: Anfrage-KV@AAAA.de  
 
Widerrufsfolgen  
Im Falle eines oirksamen .iderrufs endet der Versicherungsschutz und oir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des 
.iderrufs entfallenden Teil der Prämien, oenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vsr dem Ende der .ider-
rufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des .iderrufs entfällt, d rfen oir in diesem Fall einbe-
halten; dabei handelt es sich um 1/30 des im Prsduktinfsrmatisnsblatt unter Zifer 3 ausgeoiesenen Msnatsbetrags prs Tag.  
Die Erstattung zur ckzuzahlender Beträge erfslgt unverz glich, spätestens 30 Tage nach Zugang des .iderrufs. Beginnt der 
Versicherungsschutz nicht vsr dem Ende der .iderrufsfrist, hat der oirksame .iderruf zur Fslge, dass empfangene Leistun-
gen zur ckzugeoähren und gezsgene  utzungen (zum Beispiel Zinsen) herauszugeben sind.  
 
Besondere Hinweise 
Ihr .iderrufsrecht erlischt, oenn der Vertrag auf Ihren ausdr cklichen .unsch ssoshl vsn Ihnen als auch vsn uns vsllständig 
erf llt ist, bevsr Sie Ihr .iderrufsrecht ausge bt haben. 
 
– Ende der .iderrufsbelehrung – 
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11 Laufzeit, Kündigung und Beendigung des Vertrags 
 
Der Vertrag oird auf unbestimmte Zeit geschlsssen. Sie können als Versicherungsnehmer den Vertrag mit einer Frist vsn drei 
Msnaten schriflich k ndigen. Erstmals ist eine K ndigung Ihres Vertrags zum Ablauf vsn 24 Msnaten nach Vertragsbeginn 
möglich. 
 
Danach können Sie zum Ende eines Versicherungsjahres k ndigen, osbei das Versicherungsjahr mit dem Kalenderjahrzu-
sammenfällt.  
Daneben haben Sie Ssnderk ndigungsrechte, zum Beispiel bei einer Beitragserhöhung. 
 
Einzelheiten zur K ndigung durch den Versicherungsnehmer ssoie zu oeiteren Beendigungsgr nden fnden Sie f r Tarif PI in 
§§ 13-16 der MB/EPV 2009 mit Teil II bzo. f r Tarif PF in §§ 17-19 der MB/AEPV 2013 mit Teil II. 

 
 

12 Anwendbares Recht und zuständiges Gericht 
 
Es fndet das Aecht der Bundesrepublik Deutschland Anoendung. Angaben zum zuständigen Aericht können Sie f r Tarif PI § 
17 der MB/EPV 2009 bzo. f r Tarif PF aus § 21 der MB/AEPV 2013 mit Teil II entnehmen. 
 
 

13 Sprachen der Vertragsbedingungen und Informationen/ 
Kommuni ationssprache zum Versicherungsvertrag 
 
Alle Vertragsunterlagen oerden in deutscher Sprache zur Verf gung gestellt. Auch die gesamte Ksmmunikatisn zu Ihrem 
Vertragsverhältnis erfslgt in deutscher Sprache. 
 
 

14 Außergerichtliches Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren 
 
F r außergerichtliche Beschoerden steht Ihnen das Beschoerdeverfahren  ber den Ombudsmann sfen. Die Anschrif lautet: 
Ombudsmann f r die private Kranken- und Pfegeversicherung 
Psstfach 060222 
10052 Berlin 
 
 nser  nternehmen ist Mitglied in diesem Verband. Sie können daher das ksstenlsse und außergerichtliche Streitschlich-
tungsverfahren in Anspruch nehmen. Auf .unsch senden oir Ihnen gerne die Verfahrenssrdnung zu. Die Möglichkeit, den 
Rechtsweg zu bestreiten, bleibt hiervon unberührt. 
 
 

15 Beschwerdegesuch bei der zuständigen Aufsichtsbehkrde 
 
Zuständige Aufsichtsbehörde ist die Bundesanstalt f r Finanzdienstleistungsaufsicht,  
Araurheindsrfer Straße 108, 53117 Bsnn.  
Sie haben die Möglichkeit, sich bei Beschoerden an die Aufsichtsbehörde zu oenden. 
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Allelmlinl Vlrsichlrunesbldineuneln  
für dil lreänzlndl Pflel- ranklnvlrsichlrune Unislx 

 

Teil I Musterbedingungen 2009 des Verbands der Privaten  
Kran enversicherung (MB/ PV 2009) 

Teil II Tarifedingungen 

 

Der Versicherungsschutz 
 
§ 1 Gegenstand, Umfang und Geltungsbereich des Versicherungsschutzes 
 
Teil I 
(1) Der Versicherer leistet im Versicherungsfall in vertraglichem  mfang Ersatz vsn Aufoendungen f r Pfege sder ein Pfegegeld 

(Pfegekssten-Versicherung) sder ein Pfegetagegeld ssoie ssnstige im Tarif vsrgesehene Leistungen. Er erbringt, ssfern ver-
einbart, in der Pfegekssten-Versicherung damit unmittelbar zusammenhängende zusätzliche Dienstleistungen. 

 
(2) Versicherungsfall ist die Pfegebed rfigkeit einer versicherten Perssn. Pfegebed rfig sind Perssnen, die oegen einer körper-

lichen, geistigen sder seelischen Krankheit sder Behinderung f r die geoöhnlichen und regelmäßig oiederkehrenden Verrich-
tungen im Ablauf des täglichen Lebens auf Dauer, vsraussichtlich f r mindestens sechs Msnate, nach Maßgabe des Absat-
zes 6 in erheblichem sder höherem Maße der Hilfe bed rfen. 

 
(3) Die Hilfe im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 besteht in der  nterst tzung, in der teiloeisen sder vsllständigen Übernahme der 

Verrichtungen im Ablauf des täglichen Lebens sder in der Beaufsichtigung sder Anleitung mit dem Ziel der eigenständigen 
Übernahme dieser Verrichtungen. 

 
(4) Krankheiten sder Behinderungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 sind 

a) Verluste, Lähmungen sder andere Funktisnsstörungen am St tz- und Beoegungsapparat, 
b) Funktisnsstörungen der inneren Organe sder der Sinnessrgane, 
c) Störungen des Zentralnervensystems oie Antriebs-, Aedächtnis- sder Orientierungsstörungen ssoie endsgene Psychs-

sen,  eurssen sder geistige Behinderungen.  
 
(5) Aeoöhnliche und regelmäßig oiederkehrende Verrichtungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 sind 

a) im Bereich der Körperpfege das .aschen, Duschen, Baden, die Zahnpfege, das Kämmen, Aasieren, die Darm- sder Bla-
senentleerung,  

b) im Bereich der Ernährung das mundgerechte Zubereiten sder die Aufnahme der  ahrung, 
c) im Bereich der Msbilität das selbstständige Aufstehen und Zubettgehen, An- und Auskleiden, Aehen, Stehen, Treppen-

steigen sder das Verlassen und .iederaufsuchen der .shnung,  
d) im Bereich der hausoirtschaflichen Verssrgung das Einkaufen, Kschen, Aeinigen der .shnung, Sp len, .echseln und 

.aschen der .äsche und Kleidung sder das Beheizen.  
 
(6) F r die Erbringung vsn Leistungen sind pfegebed rfige Perssnen einer der fslgenden drei Pfegestufen zuzusrdnen: 

a) Pflegebed rftige der Pflegestufe I (erheblich Pflegebed rftige) sind Perssnen, die bei der Körperpflege, der Ernährung sder 
der Msbilität f r oenigstens zoei Verrichtungen aus einem sder mehreren Bereichen mindestens einmal täglich der Hilfe 
bed rfen und zusätzlich mehrfach in der .sche Hilfen bei der hausoirtschaftlichen Verssrgung benötigen.  

b) Pfegebed rfige der Pfegestufe II (Schoerpfegebed rfige) sind Perssnen, die bei der Körperpfege, der Ernährung sder 
der Msbilität mindestens dreimal täglich zu verschiedenen Tageszeiten der Hilfe bed rfen und zusätzlich mehrfach in der 
.sche Hilfen bei der hausoirtschaflichen Verssrgung benötigen.  

c) Pfegebed rfige der Pfegestufe III (Schoerstpfegebed rfige) sind Perssnen, die bei der Körperpfege, der Ernährung  
sder der Msbilität täglich rund um die  hr, auch nachts, der Hilfe bed rfen und zusätzlich mehrfach in der .sche Hilfen 
bei der hausoirtschaflichen Verssrgung benötigen.  

 
(7) Bei Kindern ist f r die Zusrdnung zu einer Pfegestufe der zusätzliche Hilfebedarf gegen ber einem gesunden gleichaltrigen 

Kind maßgebend. 
 
(8) Der Versicherungsfall beginnt mit der ärztlichen Feststellung der Pflegebed rftigkeit. Er endet, oenn Pflegebed rftigkeit nicht 

mehr besteht. 
 
(9) Der  mfang des Versicherungsschutzes ergibt sich aus dem Versicherungsschein, ergänzenden schriflichen Vereinbarungen, 

den Allgemeinen Versicherungsbedingungen (Musterbedingungen mit Anhang, Tarif mit Tarifedingungen) ssoie den gesetz-
lichen Vsrschrifen. 
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(10) Das Versicherungsverhältnis unterliegt deutschem Aecht. 
 
(11) Der Versicherungsschutz erstreckt sich in der Pfegekssten-Versicherung und in der Pfegetagegeld-Versicherung auf Pfege in 

der Bundesrepublik Deutschland. Dar ber hinaus erstreckt er sich in der Pfegekssten-Versicherung auf Mitgliedstaaten der 
Eurspäischen  nisn und Vertragsstaaten des Abksmmens  ber den Eurspäischen .irtschafsraum. Der Versicherer bleibt in 
der Pfegekssten-Versicherung höchstens zu denjenigen Leistungen verpfichtet, die er auch bei Pfege in der Bundesrepublik 
Deutschland zu erbringen hätte. 

 
(12) Der Versicherungsnehmer kann die  moandlung der Versicherung in einen gleichartigen Versicherungsschutz verlangen, 

ssfern die versicherte Perssn die Vsraussetzungen f r die Versicherungsfähigkeit erf llt. Der Versicherer ist verpfichtet, einen 
sslchen Antrag anzunehmen. Die erosrbenen Aechte bleiben erhalten; die nach den technischen Berechnungsgrundlagen 
gebildete A ckstellung f r das mit dem Alter der versicherten Perssn oachsende .agnis (Alterungsr ckstellung) oird nach 
Maßgabe dieser Berechnungsgrundlagen angerechnet. Ssoeit der neue Versicherungsschutz höher sder umfassender ist, 
kann inssoeit ein Aisikszuschlag (§ 8a Abs. 3 und 4) verlangt sder ein Leistungsausschluss vereinbart oerden; ferner ist f r 
den hinzuksmmenden Teil des Versicherungsschutzes die .artezeit (§ 3 Abs. 3) einzuhalten. 

 
Teil II 
Die Schweiz wird den in Teil I Abs. 11 genannten Staaten gleichgestellt. 
 
 
§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes 
 
Teil I 
(1) Der Versicherungsschutz beginnt mit dem im Versicherungsschein bezeichneten Zeitpunkt (Versicherungsbeginn), jedsch 

nicht vsr Abschluss des Versicherungsvertrags (insbessndere Zugang des Versicherungsscheins sder einer schriflichen  
Annahmeerklärung) und nicht vsr Ablauf der .artezeit. F r Versicherungsfälle, die vsr Beginn des Versicherungsschutzes 
eingetreten sind, oird nicht geleistet.  ach Abschluss des Versicherungsvertrags eingetretene Versicherungsfälle sind nur f r 
den Teil vsn der Leistungspficht ausgeschlsssen, der in die Zeit vsr Versicherungsbeginn sder in die .artezeit fällt. Bei Ver-
tragsänderungen gelten die Sätze 1 bis 3 f r den hinzuksmmenden Teil des Versicherungsschutzes. 

 
(2) Bei  eugebsrenen beginnt der Versicherungsschutz shne Aisikszuschläge und shne .artezeit ab Vsllendung der Aeburt, 

oenn am Tage der Aeburt ein Elternteil mindestens drei Msnate beim Versicherer versichert ist und die Anmeldung zur Versi-
cherung spätestens zoei Msnate nach dem Tage der Aeburt r ckoirkend erfslgt. Der Versicherungsschutz darf nicht höher 
sder umfassender als der eines versicherten Elternteils sein. 

 
(3) Der Aeburt eines Kindes steht die Adsptisn gleich, ssfern das Kind im Zeitpunkt der Adsptisn nsch minderjährig ist. Mit A ck-

sicht auf ein erhöhtes Aisiks ist die Vereinbarung eines Aisikszuschlags bis zur einfachen Beitragshöhe zulässig. 
 
Teil II 
(1) Werden Personen nachversichert oder nachträglich Tarife mit höheren Leistungen abgeschlossen, so gelten für diesen 

Teil des Vertrags die gleichen Bestimmungen wie für einen Neuabschluss. Eine Ausnahme bildet die im Pfegetagegeld-
Tarif vorgesehene Anpassungsmöglichkeit. 

 
(2) Sind die Voraussetzungen für die Mitversicherung von Neugeborenen ohne Wartezeit erfüllt, dann besteht Versiche-

rungsschutz auch für Geburtsschäden sowie für angeborene Krankheiten und Gebrechen. 
 
 
§ 3 Wartezeit 
 
Teil I 
(1) Die .artezeit rechnet vsm Versicherungsbeginn an. 
 
(2) Die .artezeit beträgt 36 Msnate. 
 
(3) Bei Vertragsänderungen gelten die .artezeitregelungen f r den hinzuksmmenden Teil des Versicherungsschutzes. 
 
Teil II 
Die Wartezeit nach Teil I entfällt. 
 
 
§ 4 Umfang der Leistungspficht 
 
Teil I 
Art und Höhe der Versicherungsleistungen ergeben sich aus dem Tarif mit Tarifedingungen. 
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§ 5 Einschränkung der Leistungspficht 
 
Teil I 
(1) Keine Leistungspficht besteht 

a) f r Versicherungsfälle, die durch Kriegsereignisse verursacht sder deren  rsachen als .ehrdienstbeschädigung aner-
kannt und nicht ausdr cklich in den Versicherungsschutz eingeschlsssen sind; 

b) f r Versicherungsfälle, die auf Vsrsatz sder Sucht beruhen; 
c) vsrbehaltlich der Aegelung des § 1 Abs. 11 f r die Pfegekssten-Versicherung, sslange sich versicherte Perssnen im Aus-

land aufalten, und zoar auch dann, oenn sie dsrt oährend eines vsr bergehenden Aufenthalts pfegebed rfig oerden; 
d) in der Pfegekssten-Versicherung, ssoeit versicherte Perssnen Entschädigungsleistungen oegen Pfegebed rfigkeit  

unmittelbar nach § 35 des Bundesverssrgungsgesetzes (siehe Anhang) sder nach den Aesetzen, die eine entsprechende 
Anoendung des Bundesverssrgungsgesetzes vsrsehen, aus der gesetzlichen  nfallversicherung sder aus öfentlichen 
Kassen aufgrund gesetzlich geregelter  nfallverssrgung sder  nfallf rssrge erhalten. Dies gilt auch, oenn vergleichbare 
Leistungen aus dem Ausland sder vsn einer zoischenstaatlichen sder  berstaatlichen Einrichtung bezsgen oerden; 

e) in der Pfegekssten-Versicherung, ssoeit ein Versicherter der gesetzlichen Krankenversicherung aufgrund eines  
Anspruchs auf häusliche Krankenpfege auch Anspruch auf Arundpfege und hausoirtschafliche Verssrgung hat; 

f) oährend der Durchf hrung einer vsllstatisnären Heilbehandlung im Krankenhaus ssoie vsn statisnären Aehabilitati-
snsmaßnahmen, Kur- sder Sanatsriumsbehandlungen und oährend der  nterbringung aufgrund richterlicher Ansrd-
nung, es sei denn, dass diese ausschließlich auf Pfegebed rfigkeit beruht; 

g) bei Pfege durch Pfegekräfe sder Einrichtungen, deren Aechnungen der Versicherer aus oichtigem Arunde vsn der  
Erstattung ausgeschlsssen hat, oenn der Versicherungsfall nach der Benachrichtigung des Versicherungsnehmers  ber 
den Leistungsausschluss eintritt. Ssfern im Zeitpunkt der Benachrichtigung ein Versicherungsfall schoebt, besteht keine 
Leistungspficht nach Ablauf vsn drei Msnaten seit der Benachrichtigung. Findet der Pfegebed rfige innerhalb dieser 
drei Msnate keine andere geeignete Pfegekraf, benennt der Versicherer eine sslche; 

h) f r Aufoendungen f r Pfegehilfsmittel und technische Hilfen, ssoeit die Krankenversicherung sder andere zuständige 
Leistungsträger oegen Krankheit sder Behinderung f r diese Hilfsmittel zu leisten haben. 

 
(2) Übersteigt eine Pfegemaßnahme das medizinisch nstoendige Maß sder ist die gefsrderte Verg tung nicht angemessen, ss 

kann der Versicherer seine Leistungen auf einen angemessenen Betrag herabsetzen. 
 
(3) Hat die versicherte Perssn oegen desselben Versicherungsfalls einen Anspruch gegen mehrere Erstattungsverpfichtete, darf 

die Aesamterstattung die Aesamtaufoendungen nicht  bersteigen. 
 
Teil II 
(1) Die Leistungseinschränkung für durch Kriegsereignisse verursachte Versicherungsfälle nach Teil I Abs. 1 a entfällt, wenn 

die versicherte Person außerhalb Deutschlands vom Eintritt eines solchen Ereignisses überrascht wird und objektiv aus 
Gründen, die sie nicht zu vertreten hat, am Verlassen des betrofenen Gebiets gehindert ist. 

 
(2) Die Einschränkung nach Teil I Abs. 1 b entfällt.  
 
(3) Die Schweiz wird den in Teil I Abs. 1 c genannten Staaten (§ 1 Teil I Abs. 11) gleichgestellt.  
 
 
§ 6 Auszahlung der Versicherungsleistungen 
 
Teil I 
(1) Der Versicherungsnehmer erhält die Leistungen auf Antrag. Die Leistungen oerden ab Antragstellung erbracht, fr hestens 

jedsch vsn dem Zeitpunkt an, in dem die Anspruchsvsraussetzungen vsrliegen. .ird der Antrag nach Ablauf des Msnats  
gestellt, in dem die Pfegebed rfigkeit eingetreten ist, oerden die Leistungen vsm Beginn des Msnats der Antragstellung an 
erbracht. In allen Fällen ist Vsraussetzung, dass die vsrgesehene .artezeit (vgl. § 3) erf llt ist. 

 
(2) Der Versicherer ist zur Leistung nur verpfichtet, oenn die vsn ihm gefsrderten  achoeise erbracht sind; diese oerden Eigen-

tum des Versicherers. Ssoeit  achoeise f r die private sder ssziale Pfege-Pfichtversicherung erstellt ourden, sind diese vsr-
zulegen. 

 
(3) Im Übrigen ergeben sich die Vsraussetzungen f r die Fälligkeit der Leistungen des Versicherers aus § 14 VVA (siehe Anhang). 
 
(4) Der Versicherer ist verpfichtet, an die versicherte Perssn zu leisten, oenn der Versicherungsnehmer ihm diese in Teetfsrm als 

Empfangsberechtigte f r deren Versicherungsleistungen benannt hat. Liegt diese Vsraussetzung nicht vsr, kann nur der Ver-
sicherungsnehmer die Leistung verlangen. 

 
(5) Die in ausländischer .ährung entstandenen Pfegekssten oerden zum Kurs des Tages, an dem die Belege beim Versicherer 

eingehen, in Eurs umgerechnet. 
 
(6) Vsn den Leistungen können die Kssten abgezsgen oerden, die dadurch entstehen, dass der Versicherer auf Verlangen des 

Versicherungsnehmers bessndere Überoeisungsfsrmen oählt. Kssten f r Übersetzungen können auch vsn den Leistungen 
abgezsgen oerden. 

 
(7) Anspr che auf Versicherungsleistungen können oeder abgetreten nsch verpfändet oerden.  
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Teil II 
Als Kurs des Tages gilt der ofzielle Euro-Wechselkurs der Europäischen Zentralbank. Für nicht gehandelte Währungen, für die kei-
ne Referenzkurse festgelegt werden, gilt der Kurs gemäß „Devisenkursstatistik“, Veröfentlichungen der Deutschen Bundesbank, 
Frankfurt/Main, nach jeweils neuestem Stand, es sei denn, die versicherte Person weist durch Bankbeleg nach, dass sie die zur  
Bezahlung der Rechnungen notwendigen Devisen zu einem ungünstigeren Kurs erworben hat. 
 
 
§ 7 Ende des Versicherungsschutzes 
 
Teil I 
Der Versicherungsschutz endet – auch f r schoebende Versicherungsfälle – mit der Beendigung des Versicherungsverhältnisses. 
 
 
 

Pfichten des Versicherungsnehmers 
 
§ 8 Beitragszahlung 
 
Teil I 
(1) Der Beitrag ist ein Jahresbeitrag und oird vsm Versicherungsbeginn an berechnet. Er ist zu Beginn eines jeden Versiche-

rungsjahres zu entrichten, kann aber auch in gleichen msnatlichen Beitragsraten gezahlt oerden, die jeoeils bis zur Fällig-
keit der Beitragsrate als gestundet gelten. Die Beitragsraten sind am Ersten eines jeden Msnats fällig. .ird der Jahresbei-
trag oährend des Versicherungsjahres neu festgesetzt, ss ist der  nterschiedsbetrag vsm Änderungszeitpunkt an bis zum 
Beginn des nächsten Versicherungsjahres nachzuzahlen bzo. zur ckzuzahlen. 

 
(2) .ird der Vertrag f r eine bestimmte Zeit mit der Maßgabe geschlsssen, dass sich das Versicherungsverhältnis nach Ablauf 

dieser bestimmten Zeit stillschoeigend um jeoeils ein Jahr verlängert, ssfern der Versicherungsnehmer nicht fristgemäß  
gek ndigt hat, ss kann der Tarif anstelle vsn Jahresbeiträgen Msnatsbeiträge vsrsehen. Diese sind am Ersten eines jeden  
Msnats fällig. 

 
(3) Der erste Beitrag bzo. die erste Beitragsrate ist, ssfern nicht anders vereinbart, unverz glich nach Ablauf vsn zoei .schen 

nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen. 
 
(4) Ksmmt der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Beitragsrate in Verzug, ss oerden die gestundeten Beitragsraten des 

laufenden Versicherungsjahres fällig. Sie gelten jedsch erneut als gestundet, oenn der r ckständige Beitragsteil einschließlich 
der Beitragsrate f r den am Tage der Zahlung laufenden Msnat und die Mahnkssten entrichtet sind. 

 
(5)  icht rechtzeitige Zahlung des Erstbeitrags sder eines Fslgebeitrags kann unter den Vsraussetzungen der §§ 37 und 38 VVA 

(siehe Anhang) zum Verlust des Versicherungsschutzes f hren. Ist ein Beitrag bzo. eine Beitragsrate nicht rechtzeitig gezahlt 
und oird der Versicherungsnehmer in Teetfsrm gemahnt, ss ist er zur Zahlung der Mahnkssten verpfichtet, deren Höhe sich 
aus dem Tarif ergibt. 

 
(6) .ird das Versicherungsverhältnis vsr Ablauf der Vertragslaufzeit beendet, steht dem Versicherer f r diese Vertragslaufzeit 

nur derjenige Teil des Beitrags bzo. der Beitragsrate zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungsschutz  
bestanden hat. .ird das Versicherungsverhältnis durch A cktritt aufgrund des § 19 Abs. 2 VVA (siehe Anhang) sder durch  
Anfechtung des Versicherers oegen arglistiger Täuschung beendet, steht dem Versicherer der Beitrag bzo. die Beitragsrate 
bis zum .irksamoerden der A cktritts- sder Anfechtungserklärung zu. Tritt der Versicherer zur ck, oeil der erste Beitrag 
bzo. die erste Beitragsrate nicht rechtzeitig gezahlt oird, kann er eine angemessene Aeschäfsgeb hr verlangen. 

 
(7) Die Beiträge sind an die vsm Versicherer zu bezeichnende Stelle zu entrichten. 
 
Teil II 
(1) Der Versicherer gewährt einen Beitragsnachlass (Skonto) in Höhe von 2 Prozent bei halbjährlicher bzw. 4 Prozent bei 

jährlicher Beitragszahlung. 
 
(2) Beginnt der Versicherungsschutz nicht am Ersten des Geburtsmonats oder endet die Versicherung nicht zum Monats-

ende, so wird für jeden versicherten Tag 1/30 des Monatsbeitrags erhoben.  
 
(3) Abweichend von Teil I Abs. 3 ist der erste Beitrag bzw. die erste Beitragsrate sofort nach Zugang des Versicherungs-

scheins fällig, jedoch nicht vor dem im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn. 
 
(4) Beitragsrückerstattung 
 Eine erfolgsabhängige Beitragsrückerstattung wird nach Maßgabe der Satzung gewährt.  
 
(5) Der Versicherer ist berechtigt, in der gesetzlich zulässigen Höhe die ihm entstandenen Mahnkosten und von Dritten in 

Rechnung gestellte Kosten und Gebühren (zum Beispiel Retourgebühren) geltend zu machen. 
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§ 8 a Beitragsberechnung 
 
Teil I 
(1) Die Berechnung der Beiträge erfslgt nach Maßgabe der Vsrschrifen des Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAA) und ist in den 

technischen Berechnungsgrundlagen des Versicherers festgelegt. 
 
(2) Bei einer Änderung der Beiträge, auch durch Änderung des Versicherungsschutzes, oird das Aeschlecht und das bei Inkraf-

treten der Änderung erreichte tarifiche Lebensalter der versicherten Perssn ber cksichtigt; dies gilt in Ansehung des  
Aeschlechts nicht f r Tarife, deren Beiträge geschlechtsunabhängig erhsben oerden. Dabei oird dem Eintrittsalter der versi-
cherten Perssn dadurch Aechnung getragen, dass eine Alterungsr ckstellung gemäß den in den technischen Berechnungs-
grundlagen festgelegten Arundsätzen angerechnet oird. Eine Erhöhung der Beiträge sder eine Minderung der Leistungen des 
Versicherers oegen des Älteroerdens der versicherten Perssn ist jedsch oährend der Dauer des Versicherungsverhältnisses 
ausgeschlsssen, ssoeit eine Alterungsr ckstellung zu bilden ist. 

 
(3) Bei Beitragsänderungen kann der Versicherer auch bessnders vereinbarte Aisikszuschläge entsprechend ändern. 
 
(4) Liegt bei Vertragsänderungen ein erhöhtes Aisiks vsr, steht dem Versicherer f r den hinzuksmmenden Teil des Versiche-

rungsschutzes zusätzlich zum Beitrag ein angemessener Zuschlag zu. Dieser bemisst sich nach den f r den Aeschäfsbetrieb 
des Versicherers zum Ausgleich erhöhter Aisiken maßgeblichen Arundsätzen. 

 
Teil II 
(1) 1. Die Beiträge werden bei Vertragsabschluss nach dem Eintrittsalter der versicherten Person festgesetzt. Als Eintritts-

alter gilt der Unterschied zwischen dem Jahr der Geburt und dem Jahr des Versicherungsbeginns.  
2. Kinder zahlen ab 1. Januar des Kalenderjahres, in dem sie das 16. Lebensjahr vollenden, den im Tarif vorgesehenen 

Beitrag für Jugendliche. Jugendliche zahlen ab 1. Januar des Kalenderjahres, in dem sie das 21. Lebensjahr vollenden, 
den im Tarif vorgesehenen Erwachsenenbeitrag des Alters 21. 

3. Für erhöhte Risiken können Beitragszuschläge vereinbart werden.  
 
(2) Zur Beitragsentlastung bzw. Leistungsverbesserung werden in der Pfege-Krankenversicherung den Versicherten zusätz-

liche Beträge gemäß § 12 a VAG (siehe Anhang) gutgeschrieben. 
 
 
§ 8 b Beitragsanpassung 
 
Teil I 
(1) Im Aahmen der vertraglichen Leistungszusage können sich die Leistungen des Versicherers zum Beispiel aufgrund vsn Verän-

derungen der Pfegekssten, der Pfegedauern, der Häufgkeit vsn Pfegefällen sder aufgrund steigender Lebenseroartung  
ändern. Dementsprechend vergleicht der Versicherer zumindest jährlich f r jeden Tarif die erfsrderlichen mit den in den 
technischen Berechnungsgrundlagen kalkulierten Versicherungsleistungen und Sterbeoahrscheinlichkeiten. Ergibt diese  
Aegen berstellung f r eine Besbachtungseinheit eines Tarifs eine Aboeichung vsn mehr als dem gesetzlich sder tarifich 
festgelegten Vsmhundertsatz, oerden alle Beiträge dieser Besbachtungseinheit vsm Versicherer  berpr f und, ssoeit erfsr-
derlich, mit Zustimmung des Treuhänders angepasst.  nter den gleichen Vsraussetzungen kann auch eine betragsmäßig 
festgelegte Selbstbeteiligung angepasst und ein vereinbarter Aisikszuschlag entsprechend geändert oerden. 

 
(2) .enn die unternehmenseigenen Aechnungsgrundlagen f r die Besbachtung nicht ausreichen, oird dem Vergleich gemäß  

Absatz 1 Satz 2 die Statistik der Pflege-Pflichtversicherung des Verbandes der Privaten Krankenversicherung e.V. zugrunde gelegt. 
 
(3) Vsn einer Beitragsanpassung kann abgesehen oerden, oenn nach  bereinstimmender Beurteilung durch den Versicherer und 

den Treuhänder die Veränderung der Versicherungsleistungen als vsr bergehend anzusehen ist. 
 
(4) Beitragsanpassungen ssoie Änderungen vsn Selbstbeteiligungen und eventuell vereinbarter Aisikszuschläge oerden zu  

Beginn des zoeiten Msnats oirksam, der auf die Benachrichtigung des Versicherungsnehmers fslgt. 
 
Teil II 
(1) Der im Teil I Absatz 1 genannte Vomhundertsatz beträgt 5 Prozent. 
 
(2) Werden die Leistungen oder Beiträge der privaten Pfege-Pfichtversicherung geändert, so werden die Beiträge dieses 

Tarifs vom Versicherer überprüf und, soweit erforderlich, mit Zustimmung des Treuhänders angepasst. 
 
 
§ 9 Obliegenheiten 
 
Teil I 
(1) Die ärztliche Feststellung der Pfegebed rfigkeit ist dem Versicherer unverz glich – spätestens innerhalb der im Tarif festge-

setzten Frist – durch Vsrlage eines schriflichen  achoeises (§ 6 Abs. 1 und Abs. 2) unter Angabe des Befunds und der Diagns-
se ssoie der vsraussichtlichen Dauer der Pfegebed rfigkeit anzuzeigen. Der .egfall und jede Minderung der Pfegebe-
d rfigkeit sind dem Versicherer unverz glich anzuzeigen. 

 
(2)  ach Eintritt des Versicherungsfalls gemäß § 1 Abs. 2 sind ferner anzuzeigen jede Krankenhausbehandlung, statisnäre medi-

zinische Aehabilitatisnsmaßnahme, Kur- sder Sanatsriumsbehandlung, jede  nterbringung aufgrund richterlicher Ansrd-
nung ssoie das Bestehen eines Anspruchs auf häusliche Krankenpfege (Arund- und Behandlungspfege ssoie hausoirtschaf-
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liche Verssrgung) aus der gesetzlichen Krankenversicherung nach § 37 SAB V (siehe Anhang) und in der Pfegekssten-
Versicherung der Bezug vsn Leistungen gemäß § 5 Abs. 1 d. 

 
(3) Der Versicherungsnehmer und die als empfangsberechtigt benannte versicherte Perssn (vgl. § 6 Abs. 4) haben auf Verlangen 

des Versicherers jede Auskunf zu erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalls sder der Leistungspficht des Versiche-
rers und ihres  mfangs erfsrderlich ist. Die Ausk nfe sind auch einem Beaufragten des Versicherers zu erteilen. 

 
(4) Auf Verlangen des Versicherers ist die versicherte Perssn verpfichtet, sich durch einen vsm Versicherer beaufragten Arzt 

untersuchen zu lassen. 
 
(5) Die versicherte Perssn hat nach Möglichkeit f r die Minderung der Pfegebed rfigkeit zu ssrgen und alle Handlungen zu 

unterlassen, die deren Überoindung sder Besserung hinderlich sind. 
 
(6) Der  euabschluss einer oeiteren sder die Erhöhung einer anderoeitig bestehenden Versicherung mit Anspruch auf Leistun-

gen oegen Pfegebed rfigkeit darf nur mit Einoilligung des Versicherers vsrgensmmen oerden. 
 
Teil II 
(1) Die Pfegebedürfigkeit ist spätestens bis zu dem Tage, an dem die Leistungspficht beginnt, anzuzeigen. 
 Bei fortdauernder Pfegebedürfigkeit ist diese in vierteljährlichen Abständen nachzuweisen. 
 
(2) Die Feststellung der Pfegebedürfigkeit ist durch den für die Pfege-Pfichtversicherung erstellten Nachweis des ärztli-

chen Dienstes über die Pfegebedürfigkeit zu erbringen. Soweit dieser Nachweis nicht erbracht werden kann, ist eine  
Bescheinigung der sozialen bzw. privaten Pfege-Pfichtversicherung oder des vom Versicherer beaufragten ärztlichen 
Dienstes vorzulegen. 

 
 
§ 10 Folgen von Obliegenheitsverletzungen 
 
Teil I 
(1) Der Versicherer ist mit den in § 28 Abs. 2 bis 4 VVA (siehe Anhang) vsrgeschriebenen Einschränkungen ganz sder teiloeise vsn 

der Verpfichtung zur Leistung frei, oenn eine der in § 9 Abs. 1 bis 6 genannten Obliegenheiten verletzt oird. Bei verspätetem 
Zugang der Anzeige nach § 9 Abs. 1 Satz 1 oird ein vereinbartes Pfegetagegeld erst vsm Zugangstage an gezahlt, jedsch nicht 
vsr dem Beginn der Leistungspficht und dem im Tarif vsrgesehenen Zeitpunkt. 

 
(2) .ird die in § 9 Abs. 6 genannte Obliegenheit verletzt, ss kann der Versicherer unter der Vsraussetzung des § 28 Abs. 1 VVA 

(siehe Anhang) innerhalb eines Msnats nach dem Bekanntoerden der Obliegenheitsverletzung shne Einhaltung einer Frist 
k ndigen. Dieses Aecht kann nur innerhalb der ersten zehn Versicherungsjahre ausge bt oerden. 

 
(3) Die Kenntnis und das Verschulden der versicherten Perssn stehen der Kenntnis und dem Verschulden des Versicherungs-

nehmers gleich. 
 
 
§ 11 Obliegenheiten und Folgen bei Obliegenheitsverletzungen bei Ansprüchen gegen Dritte 
 
Teil I 
(1) Hat der Versicherungsnehmer sder eine versicherte Perssn Ersatzanspr che gegen Dritte, ss besteht, unbeschadet des  

gesetzlichen Fsrderungs bergangs gemäß § 86 VVA (siehe Anhang), die Verpfichtung, diese Anspr che bis zur Höhe, in der 
aus dem Versicherungsvertrag Ersatz geleistet oird (Ksstenerstattung ssoie Sach- und Dienstleistungen), an den Versicherer 
schriflich abzutreten.  

 
(2) Der Versicherungsnehmer sder die versicherte Perssn hat seinen (ihren) Ersatzanspruch sder ein zur Sicherung dieses  

Anspruchs dienendes Aecht unter Beachtung der geltenden Fsrm- und Fristvsrschrifen zu oahren und bei dessen Durch-
setzung durch den Versicherer, ssoeit erfsrderlich, mitzuoirken.  

 
(3) Verletzt der Versicherungsnehmer sder eine versicherte Perssn vsrsätzlich die in den Absätzen 1 und 2 genannten Obliegen-

heiten, ist der Versicherer zur Leistung inssoeit nicht verpfichtet, als er infslgedessen keinen Ersatz vsn dem Dritten erlan-
gen kann. Im Falle einer grsb fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem 
der Schoere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu k rzen. 

 
(4) Steht dem Versicherungsnehmer sder einer versicherten Perssn ein Anspruch auf A ckzahlung shne rechtlichen Arund  

gezahlter Entgelte gegen den Erbringer vsn Leistungen zu, f r die der Versicherer aufgrund des Versicherungsvertrags Erstat-
tungsleistungen erbracht hat, sind die Absätze 1 bis 3 entsprechend anzuoenden. 

 
 
§ 12 Aufrechnung 
 
Teil I 
Der Versicherungsnehmer kann gegen Fsrderungen des Versicherers nur aufrechnen, ssoeit die Aegenfsrderung unbestritten sder 
rechtskräfig festgestellt ist. 
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 nde der Versicherung 
 
§ 13 Kündigung durch den Versicherungsnehmer 
 
Teil I 
(1) Der Versicherungsnehmer kann das Versicherungsverhältnis zum Ende eines jeden Versicherungsjahres, fr hestens aber zum 

Ablauf einer vereinbarten Vertragsdauer vsn bis zu zoei Jahren, mit einer Frist vsn drei Msnaten k ndigen. 
 
(2) Die K ndigung kann auf einzelne versicherte Perssnen sder Tarife beschränkt oerden.  
 
(3) Hat eine Vereinbarung im Versicherungsvertrag zur Fslge, dass bei Erreichen eines bestimmten Lebensalters sder bei Eintritt 

anderer dsrt genannter Vsraussetzungen der Beitrag f r ein anderes Lebensalter gilt sder der Beitrag unter Ber cksichtigung 
einer Alterungsr ckstellung berechnet oird, kann der Versicherungsnehmer das Versicherungsverhältnis hinsichtlich der  
betrsfenen versicherten Perssn binnen zoei Msnaten nach der Änderung zum Zeitpunkt deren Inkraftretens k ndigen, 
oenn sich der Beitrag durch die Änderung erhöht. 

 
(4) Erhöht der Versicherer die Beiträge gemäß § 8 b sder vermindert er seine Leistungen gemäß § 18 Abs. 1, ss kann der Versiche-

rungsnehmer das Versicherungsverhältnis hinsichtlich der betrsfenen versicherten Perssn innerhalb eines Msnats vsm  
Zugang der Änderungsmitteilung an zum Zeitpunkt des .irksamoerdens der Änderung k ndigen. Bei einer Beitragserhöhung 
kann der Versicherungsnehmer das Versicherungsverhältnis auch bis und zum Zeitpunkt des .irksamoerdens der Erhöhung 
k ndigen.  

 
(5) Der Versicherungsnehmer kann, ssfern der Versicherer die Anfechtung, den A cktritt sder die K ndigung nur f r einzelne 

versicherte Perssnen sder Tarife erklärt, innerhalb vsn zoei .schen nach Zugang dieser Erklärung die Aufebung des  brigen 
Teils der Versicherung zum Schluss des Msnats verlangen, in dem ihm die Erklärung des Versicherers zugegangen ist, bei 
K ndigung zu dem Zeitpunkt, in dem diese oirksam oird.  

 
(6) K ndigt der Versicherungsnehmer das Versicherungsverhältnis insgesamt sder f r einzelne versicherte Perssnen, haben die 

versicherten Perssnen das Aecht, das Versicherungsverhältnis unter Benennung des k nfigen Versicherungsnehmers fsrtzu-
setzen. Die Erklärung ist innerhalb zoeier Msnate nach der K ndigung abzugeben. Die K ndigung ist nur oirksam, oenn der 
Versicherungsnehmer nachoeist, dass die betrsfenen versicherten Perssnen vsn der K ndigungserklärung Kenntnis erlangt 
haben.  

 
Teil II 
(1) Der Versicherungsvertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Eine bedingungsgemäße Kündigung ist erstmals zum 

Ablauf von 24 Monaten nach Vertragsbeginn möglich. Danach kann das Versicherungsverhältnis immer nur zum Ende  
eines Versicherungsjahres gekündigt werden. Das Versicherungsjahr fällt mit dem Kalenderjahr zusammen.  

 
(2) Vertragsänderungen, gleich welcher Art, haben keinen Einfuss auf das Versicherungsjahr.  
 
(3) Endet für eine versicherte Person die private oder soziale Pfege-Pfichtversicherung, so kann der Versicherungsnehmer 

binnen drei Monaten nach Beendigung der Pfege-Pfichtversicherung insoweit eine ergänzende Pfege-Krankenver-
sicherung rückwirkend zum Ende der Pfege-Pfichtversicherung kündigen. Die Kündigung kann zum Tag der Beendigung 
der Pfege-Pfichtversicherung, die entsprechend nachzuweisen ist, erklärt werden. Hiermit endet dann der Versiche-
rungsschutz gemäß § 7 Teil I. Macht der Versicherungsnehmer von seinem Kündigungsrecht Gebrauch, steht dem Versi-
cherer der Beitrag nur bis zu diesem Zeitpunkt zu. Später kann der Versicherungsnehmer das Versicherungsverhältnis in-
soweit nur zum Ende des Monats kündigen, in dem er das Ende der Pfege-Pfichtversicherung nachweist. 

 
 
§ 14 Kündigung durch den Versicherer 
 
Teil I 
(1) Der Versicherer verzichtet auf das srdentliche K ndigungsrecht, oenn die Versicherung nach Art der Lebensversicherung 

kalkuliert ist.  
 
(2) Die gesetzlichen Bestimmungen  ber das außersrdentliche K ndigungsrecht bleiben unber hrt.  
 
(3) Die K ndigung kann auf einzelne versicherte Perssnen sder Tarife beschränkt oerden.  
 
(4) K ndigt der Versicherer das Versicherungsverhältnis insgesamt sder f r einzelne versicherte Perssnen, gilt § 13 Abs. 6 Sätze 1 

und 2 entsprechend.  
 
Teil II 
Der Versicherer verzichtet auf das ordentliche Kündigungsrecht. 
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§ 15 Sonstige Beendigungsgründe 
 
Teil I 
(1) Das Versicherungsverhältnis endet mit dem Tsd des Versicherungsnehmers. Die versicherten Perssnen haben jedsch das 

Aecht, das Versicherungsverhältnis unter Benennung des k nfigen Versicherungsnehmers fsrtzusetzen. Die Erklärung ist  
innerhalb zoeier Msnate nach dem Tsde des Versicherungsnehmers abzugeben.  

 
(2) Beim Tsd einer versicherten Perssn endet inssoeit das Versicherungsverhältnis. 
 
(3) Das Versicherungsverhältnis einer versicherten Perssn in der Pfegekssten-Versicherung endet, oenn die versicherte Perssn 

ihren .shnsitz sder geoöhnlichen Aufenthalt in einen anderen Staat als die in § 1 Abs. 11 genannten verlegt, es sei denn, dass 
es aufgrund einer anderoeitigen Vereinbarung fsrtgesetzt oird. Der Versicherer kann im Aahmen dieser anderoeitigen Ver-
einbarung einen Beitragszuschlag verlangen. Bei nur vsr bergehender Verlegung des geoöhnlichen Aufenthalts in einen  
anderen Staat als die in § 1 Abs. 11 genannten, kann in der Pfegekssten-Versicherung verlangt oerden, das Versicherungs-
verhältnis in eine Anoartschafsversicherung umzuoandeln. 

 
(4) In der Pfegetagegeld-Versicherung endet das Versicherungsverhältnis einer versicherten Perssn, oenn die versicherte Perssn 

ihren .shnsitz sder geoöhnlichen Aufenthalt aus der Bundesrepublik Deutschland verlegt, es sei denn, dass es aufgrund  
einer anderoeitigen Vereinbarung fsrtgesetzt oird. Der Versicherer kann im Aahmen dieser anderoeitigen Vereinbarung  
einen Beitragszuschlag verlangen. 

 
Teil II 
Entsprechend § 1 Teil II zählt die Schweiz nicht zu den von der Regelung in Teil I Abs. 3 betrofenen Staaten. 
 
 
 

Sonstige Bestimmungen 
 
§ 16 Willenserklärungen und Anzeigen 
 
Teil I 
.illenserklärungen und Anzeigen gegen ber dem Versicherer bed rfen der Schriffsrm, ssfern nicht ausdr cklich Teetfsrm vereinbart 
ist. 
 
 
§ 17 Gerichtsstand 
 
Teil I 
(1) F r Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gegen den Versicherungsnehmer ist das Aericht des Ortes zuständig, an dem der 

Versicherungsnehmer seinen .shnsitz sder in Ermangelung eines sslchen seinen geoöhnlichen Aufenthalt hat. 
 
(2) Klagen gegen den Versicherer können bei dem Aericht am .shnsitz sder geoöhnlichen Aufenthalt des Versicherungsneh-

mers sder bei dem Aericht am Sitz des Versicherers anhängig gemacht oerden. 
 
(3) Verlegt der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen .shnsitz sder geoöhnlichen Aufenthalt in einen Staat, der 

nicht Mitgliedstaat der Eurspäischen  nisn sder Vertragsstaat des Abksmmens  ber den Eurspäischen .irtschafsraum ist, 
sder ist sein .shnsitz sder geoöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, ist das Aericht am Sitz 
des Versicherers zuständig. 

 
 
§ 18 Änderungen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
 
Teil I 
(1) Bei einer nicht nur als vsr bergehend anzusehenden Veränderung der Verhältnisse des Aesundheitsoesens können die All-

gemeinen Versicherungsbedingungen und die Tarifestimmungen den veränderten Verhältnissen angepasst oerden, oenn 
die Änderungen zur hinreichenden .ahrung der Belange der Versicherungsnehmer erfsrderlich erscheinen und ein unab-
hängiger Treuhänder die Vsraussetzungen f r die Änderungen  berpr f und ihre Angemessenheit bestätigt hat. Die Ände-
rungen oerden zu Beginn des zoeiten Msnats oirksam, der auf die Mitteilung der Änderungen und der hierf r maßgeblichen 
Ar nde an den Versicherungsnehmer fslgt. 

 
(2) Ist eine Bestimmung in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen durch höchstrichterliche Entscheidung sder durch einen 

bestandskräfigen Veroaltungsakt f r unoirksam erklärt osrden, kann sie der Versicherer durch eine neue Aegelung ersetzen, 
oenn dies zur Fsrtf hrung des Vertrags nstoendig ist sder oenn das Festhalten an dem Vertrag shne neue Aegelung f r eine 
Vertragspartei auch unter Ber cksichtigung der Interessen der anderen Vertragspartei eine unzumutbare Härte darstellen 
o rde. Die neue Aegelung ist nur oirksam, oenn sie unter .ahrung des Vertragsziels die Belange der Versicherungsnehmer 
angemessen ber cksichtigt. Sie oird zoei .schen, nachdem die neue Aegelung und die hierf r maßgeblichen Ar nde dem 
Versicherungsnehmer mitgeteilt osrden sind, Vertragsbestandteil. 
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Anhang zu unseren Allgemeinen Versicherungsbedingungen 

 

Auszug aus dem Gesetz über den Versicherungsvertrag (VVG)  
 
§ 14 Fälligkeit der Geldleistung 
 
(1) Aeldleistungen des Versicherers sind fällig mit der Beendigung der zur Feststellung des Versicherungsfalls und des  mfangs 

der Leistung des Versicherers nstoendigen Erhebungen. 
 
(2) Sind diese Erhebungen nicht bis zum Ablauf eines Msnats seit der Anzeige des Versicherungsfalls beendet, kann der Versiche-

rungsnehmer Abschlagszahlungen in Höhe des Betrags verlangen, den der Versicherer vsraussichtlich mindestens zu zahlen hat. 
Der Lauf der Frist ist gehemmt, sslange die Erhebungen infslge eines Verschuldens des Versicherungsnehmers nicht beendet 
oerden können. 

 
(3) Eine Vereinbarung, durch die der Versicherer vsn der Verpflichtung zur Zahlung vsn Verzugszinsen befreit oird, ist unoirksam. 
 
 
§ 19 Anzeigepficht 
 
(1) Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung die ihm bekannten Aefahrumstände, die f r den Ent-

schluss des Versicherers, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen, erheblich sind und nach denen der Versiche-
rer in Teetfsrm gefragt hat, dem Versicherer anzuzeigen. Stellt der Versicherer nach der Vertragserklärung des Versiche-
rungsnehmers, aber vsr Vertragsannahme Fragen im Sinn des Satzes 1, ist der Versicherungsnehmer auch inssoeit zur 
Anzeige verpfichtet. 

 
(2) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepficht nach Absatz 1, kann der Versicherer vsm Vertrag zur cktreten. 
 
(…) 
 
 
§ 28 Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit 
 
(1) Bei Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit, die vsm Versicherungsnehmer vsr Eintritt des Versicherungsfalls gegen ber 

dem Versicherer zu erf llen ist, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Msnats, nachdem er vsn der Verletzung 
Kenntnis erlangt hat, shne Einhaltung einer Frist k ndigen, es sei denn, die Verletzung beruht nicht auf Vsrsatz sder auf grs-
ber Fahrlässigkeit. 

 
(2) Bestimmt der Vertrag, dass der Versicherer bei Verletzung einer vsm Versicherungsnehmer zu erf llenden vertraglichen 

Obliegenheit nicht zur Leistung verpfichtet ist, ist er leistungsfrei, oenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit vsrsätz-
lich verletzt hat. Im Fall einer grsb fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in 
einem der Schoere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu k rzen; die Beoeislast f r das 
 ichtvsrliegen einer grsben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

 
(3) Aboeichend vsn Absatz 2 ist der Versicherer zur Leistung verpfichtet, ssoeit die Verletzung der Obliegenheit oeder f r den 

Eintritt sder die Feststellung des Versicherungsfalls nsch f r die Feststellung sder den  mfang der Leistungspficht des Versi-
cherers ursächlich ist. Satz 1 gilt nicht, oenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

 
(4) Die vsllständige sder teiloeise Leistungsfreiheit des Versicherers nach Absatz 2 hat bei Verletzung einer nach Eintritt des 

Versicherungsfalls bestehenden Auskunfs- sder Auflärungssbliegenheit zur Vsraussetzung, dass der Versicherer den Versi-
cherungsnehmer durch gessnderte Mitteilung in Teetfsrm auf diese Aechtsfslge hingeoiesen hat. 

 
(…) 
 
 
§ 37 Zahlungsverzug bei Erstprämie 
 
(1) .ird die einmalige sder die erste Prämie nicht rechtzeitig gezahlt, ist der Versicherer, sslange die Zahlung nicht beoirkt ist, 

zum A cktritt vsm Vertrag berechtigt, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die  ichtzahlung nicht zu vertreten. 
 
(2) Ist die einmalige sder die erste Prämie bei Eintritt des Versicherungsfalls nicht gezahlt, ist der Versicherer nicht zur Leistung 

verpfichtet, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die  ichtzahlung nicht zu vertreten. Der Versicherer ist nur leistungs-
frei, oenn er den Versicherungsnehmer durch gessnderte Mitteilung in Teetfsrm sder durch einen aufälligen Hinoeis im Ver-
sicherungsschein auf diese Aechtsfslge der  ichtzahlung der Prämie aufmerksam gemacht hat. 

 
 



22 Allgemeine Versicherungsbedingungen f r die ergänzende Pfegekrankenversicherung  nisee 

§ 38 Zahlungsverzug bei Folgeprämie 
 
(1) .ird eine Fslgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kssten in Teet-

fsrm eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zoei .schen betragen muss. Die Bestimmung ist nur oirksam, oenn sie 
die r ckständigen Beträge der Prämie, Zinsen und Kssten im Einzelnen bezifert und die Aechtsfslgen angibt, die nach den  
Absätzen 2 und 3 mit dem Fristablauf verbunden sind; bei zusammengefassten Verträgen sind die Beträge jeoeils getrennt 
anzugeben. 

 
(2) Tritt der Versicherungsfall nach Fristablauf ein und ist der Versicherungsnehmer bei Eintritt mit der Zahlung der Prämie sder 

der Zinsen sder Kssten in Verzug, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpfichtet. 
 
(3) Der Versicherer kann nach Fristablauf den Vertrag shne Einhaltung einer Frist k ndigen, ssfern der Versicherungsnehmer mit 

der Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist. Die K ndigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist ss verbunden 
oerden, dass sie mit Fristablauf oirksam oird, oenn der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug 
ist; hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der K ndigung ausdr cklich hinzuoeisen. Die K ndigung oird unoirksam, oenn 
der Versicherungsnehmer innerhalb eines Msnats nach der K ndigung sder, oenn sie mit der Fristbestimmung verbunden 
osrden ist, innerhalb eines Msnats nach Fristablauf die Zahlung leistet; Absatz 2 bleibt unber hrt. 

 
 
§ 86 Übergang von Ersatzansprüchen 
 
(1) Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer  ber, 

ssoeit der Versicherer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum  achteil des Versicherungsnehmers geltend  
gemacht oerden. 

 
(2) Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch sder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Aecht unter Beach-

tung der geltenden Fsrm- und Fristvsrschrifen zu oahren und bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer, ssoeit erfsr-
derlich, mitzuoirken. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vsrsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung inss-
oeit nicht verpfichtet, als er infslgedessen keinen Ersatz vsn dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grsb fahrlässigen 
Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schoere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu k rzen; die Beoeislast f r das  ichtvsrliegen einer grsben Fahrlässigkeit 
trägt der Versicherungsnehmer. 

 
(3) Aichtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Perssn, mit der er bei Eintritt des Schadens in häusli-

cher Aemeinschaf lebt, kann der Übergang nach Absatz 1 nicht geltend gemacht oerden, es sei denn, diese Perssn hat den 
Schaden vsrsätzlich verursacht. 

 
 
 

Auszug aus dem Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) 
 
§ 12 a Alterungsrückstellung; Direktgutschrif 
 
(1) Das Versicherungsunternehmen hat den Versicherten in der nach Art der Lebensversicherung betriebenen Krankheitskssten- 

und freioilligen Pfege-Krankenversicherung (Pfegekssten- und Pfegetagegeld-Versicherung) jährlich Zinserträge, die auf die 
Summe der jeoeiligen zum Ende des vsrherigen Aeschäfsjahres vsrhandenen pssitiven Alterungsr ckstellung der betrsfe-
nen Versicherungen entfallen, gutzuschreiben. Diese Autschrif beträgt 90 vsm Hundert der durchschnittlichen,  ber die 
rechnungsmäßige Verzinsung hinausgehenden Kapitalerträge (Überzins). 

 
(2) Den Versicherten, die den Beitragszuschlag nach § 12 Abs. 4a geleistet haben, ist bis zum Ende des Aeschäfsjahres, in dem sie 

das 65. Lebensjahr vsllenden, vsn dem nach Absatz 1 ermittelten Betrag der Anteil, der auf den Teil der Alterungsr ckstellung 
entfällt, der aus diesem Beitragszuschlag entstanden ist, jährlich in vsller Höhe direkt gutzuschreiben. Der Alterungsr ckstel-
lung aller Versicherten ist vsn dem verbleibenden Betrag jährlich 50 vsm Hundert direkt gutzuschreiben. Der Vsmhundert-
satz nach Satz 2 erhöht sich ab dem Aeschäfsjahr des Versicherungsunternehmens, das im Jahre 2001 beginnt, jährlich um 
2 vsm Hundert, bis er 100 vsm Hundert erreicht hat. 

 
(2a) Die Beträge nach Absatz 2 sind ab Vsllendung des 65. Lebensjahres des Versicherten zur zeitlich unbefristeten Finanzierung 

der Mehrprämien aus Prämienerhöhungen sder eines Teils der Mehrprämien zu veroenden, ssoeit die vsrhandenen Mittel 
f r eine vsllständige Finanzierung der Mehrprämien nicht ausreichen.  icht verbrauchte Beträge sind mit Vsllendung des 80. 
Lebensjahres des Versicherten zur Prämiensenkung einzusetzen. Zuschreibungen nach diesem Zeitpunkt sind zur ssfsrtigen 
Prämiensenkung einzusetzen. In der freioilligen Pfegetagegeld-Versicherung können die Versicherungsbedingungen vsrse-
hen, dass anstelle einer Prämienermäßigung eine entsprechende Leistungserhöhung vsrgensmmen oird. 

 
(3) Der Teil der nach Absatz 1 ermittelten Zinserträge, der nach Abzug der nach Absatz 2 veroendeten Beträge verbleibt, ist f r die 

Versicherten, die am Bilanzstichtag das 65. Lebensjahr vsllendet haben, f r eine erfslgsunabhängige Beitragsr ckerstattung fest-
zulegen und innerhalb vsn drei Jahren zur Vermeidung sder Begrenzung vsn Prämienerhöhungen sder zur Prämienermäßigung 
zu veroenden. Bis zum Bilanzstichtag, der auf den 1. Januar 2010 fslgt, d rfen aboeichend vsn Satz 1 25 vsm Hundert auch f r 
Versicherte veroendet oerden, die das 55. Lebensjahr, jedsch nsch nicht das 65. Lebensjahr vsllendet haben. Die Prämien-
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ermäßigung gemäß Satz 1 kann inssoeit beschränkt oerden, dass die Prämie des Versicherten nicht unter die des urspr nglichen 
Eintrittsalters sinkt; der nicht verbrauchte Teil der Autschrift ist dann zusätzlich gemäß Absatz 2 gutzuschreiben. 

 
 
 

Auszug aus dem Gesetz über die Versorgung der Opfer des Krieges  
(Bundesversorgungsgesetz – BVG) 
 
§ 35 Pfegezulage 
 
(1) Sslange Beschädigte infslge der Schädigung hilfss sind, oird eine Pfegezulage vsn 282 Eurs (Stufe I) msnatlich gezahlt. 

Hilfss im Sinne des Satzes 1 sind Beschädigte, oenn sie f r eine Aeihe vsn häufg und regelmäßig oiederkehrenden Verrich-
tungen zur Sicherung ihrer persönlichen Eeistenz im Ablauf eines jeden Tages fremder Hilfe dauernd bed rfen. Diese Vsraus-
setzungen sind auch erf llt, oenn die Hilfe in Fsrm einer Überoachung sder Anleitung zu den in Satz 2 genannten Verrichtun-
gen erfsrderlich ist sder oenn die Hilfe zoar nicht dauernd geleistet oerden muss, jedsch eine ständige Bereitschaf zur 
Hilfeleistung erfsrderlich ist. Ist die Aesundheitsstörung ss schoer, dass sie dauerndes Krankenlager sder dauernd außerge-
oöhnliche Pfege erfsrdert, ss ist die Pfegezulage je nach Lage des Falls unter Ber cksichtigung des  mfangs der nstoendi-
gen Pfege auf 482, 685, 878, 1.142 sder 1.404 Eurs (Stufen II, III, IV, V und VI) zu erhöhen. F r die Ermittlung der Hilfssigkeit 
und der Stufen der Pfegezulage sind die in der Versrdnung zu § 30 Abs. 17 aufgestellten Arundsätze maßgebend. Blinde erhal-
ten mindestens die Pfegezulage nach Stufe III. Hirnbeschädigte mit einem Arad der Schädigungsfslgen vsn 100 erhalten eine 
Pfegezulage mindestens nach Stufe I. 

 
(2) .ird fremde Hilfe im Sinne des Absatzes 1 vsn Dritten aufgrund eines Arbeitsvertrags geleistet und  bersteigen die daf r 

aufzuoendenden angemessenen Kssten den Betrag der pauschalen Pfegezulage nach Absatz 1, oird die Pfegezulage um den 
 bersteigenden Betrag erhöht. Leben Beschädigte mit ihren Ehegatten, Lebenspartnern sder einem Elternteil in häuslicher 
Aemeinschaf, ist die Pfegezulage ss zu erhöhen, dass sie nur ein Viertel der vsn ihnen aufzuoendenden angemessenen Kss-
ten aus der pauschalen Pfegezulage zu zahlen haben und ihnen mindestens die Hälfe der pauschalen Pfegezulage verbleibt. 
In Ausnahmefällen kann der verbleibende Anteil bis zum vsllen Betrag der pauschalen Pfegezulage erhöht oerden, oenn 
Ehegatten, Lebenspartner sder ein Elternteil vsn Pfegezulageempfängern mindestens der Stufe V neben den Dritten in  
außergeoöhnlichem  mfang zusätzliche Hilfe leisten. Entstehen vsr bergehend Kssten f r fremde Hilfe, insbessndere infsl-
ge Krankheit der Pfegeperssn, ist die Pfegezulage f r jeoeils höchstens sechs .schen  ber Satz 2 hinaus ss zu erhöhen, dass 
den Beschädigten die pauschale Pfegezulage in derselben Höhe oie vsr der vsr bergehenden Entstehung der Kssten ver-
bleibt. Die Sätze 2 und 3 gelten nicht, oenn der Ehegatte, Lebenspartner sder Elternteil nicht nur vsr bergehend keine Pfege-
leistungen erbringt; § 40a Abs. 3 Satz 3 gilt. 

 
(3) .ährend einer statisnären Behandlung oird die Pfegezulage nach den Absätzen 1 und 2 Empfängern vsn Pfegezulage nach 

den Stufen I und II bis zum Ende des ersten, den  brigen Empfängern vsn Pfegezulage bis zum Ablauf des zoölfen auf die 
Aufnahme fslgenden Kalendermsnats oeitergezahlt. 

 
(4) Über den in Absatz 3 bestimmten Zeitpunkt hinaus oird die Pfegezulage oährend einer statisnären Behandlung bis zum 

Ende des Kalendermsnats vsr der Entlassung nur oeitergezahlt, ssoeit dies in den fslgenden Sätzen bestimmt ist. Beschädig-
te erhalten ein Viertel der pauschalen Pfegezulage nach Absatz 1, oenn der Ehegatte, Lebenspartner sder der Elternteil bis 
zum Beginn der statisnären Behandlung zumindest einen Teil der Pfege oahrgensmmen hat. Daneben oird die Pfegezulage 
in Höhe der Kssten oeitergezahlt, die aufgrund eines Pfegevertrags entstehen, es sei denn, die Kssten hätten durch ein den 
Beschädigten bei Aboägung aller  mstände zuzumutendes Verhalten, insbessndere durch K ndigung des Pfegevertrags, 
vermieden oerden können. Empfänger einer Pfegezulage mindestens nach Stufe III erhalten, ssoeit eine stärkere Beteiligung 
der schsn bis zum Beginn der statisnären Behandlung unentgeltlich tätigen Pfegeperssn medizinisch erfsrderlich ist, aboei-
chend vsn Satz 2 ausnahmsoeise Pfegezulage bis zur vsllen Höhe nach Absatz 1, in Fällen des Satzes 3 jedsch nicht  ber den 
nach Absatz 2 Satz 2 aus der pauschalen Pfegezulage verbleibenden Betrag hinaus. 

 
(5) Tritt Hilfssigkeit im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 gleichzeitig mit der  stoendigkeit statisnärer Behandlung sder oährend 

einer statisnären Behandlung ein, besteht f r die Zeit vsr dem Kalendermsnat der Entlassung kein Anspruch auf Pfegezulage. 
F r diese Zeit oird eine Pfegebeihilfe gezahlt, ssoeit dies in den fslgenden Sätzen bestimmt ist. Beschädigte, die mit ihren 
Ehegatten, Lebenspartnern sder einem Elternteil in häuslicher Aemeinschaf leben, erhalten eine Pfegebeihilfe in Höhe eines 
Viertels der pauschalen Pfegezulage nach Stufe I. Ssoeit eine stärkere Beteiligung der Ehegatten, Lebenspartner sder eines 
Elternteils sder die Beteiligung einer Perssn, die den Beschädigten nahesteht, an der Pfege medizinisch erfsrderlich ist, kann 
in begr ndeten Ausnahmefällen eine Pfegebeihilfe bis zur Höhe der pauschalen Pfegezulage nach Stufe I gezahlt oerden. 

 
(6) F r Beschädigte, die infslge der Schädigung dauernder Pfege im Sinne des Absatzes 1 bed rfen, oerden, oenn geeignete 

Pfege ssnst nicht sichergestellt oerden kann, die Kssten der nicht nur vsr bergehenden Heimpfege, ssoeit sie  nterkunf, 
Verpfegung und Betreuung einschließlich nstoendiger Pfege umfassen, unter Anrechnung auf die Verssrgungsbez ge  ber-
nsmmen. Jedsch ist den Beschädigten vsn ihren Verssrgungsbez gen zur Bestreitung der ssnstigen Bed rfnisse ein Betrag in 
Höhe der Beschädigtengrundrente nach einem Arad der Schädigungsfslgen vsn 100 und den Angehörigen ein Betrag mindes-
tens in Höhe der Hinterbliebenenbez ge zu belassen, die ihnen zustehen o rden, oenn Beschädigte an den Fslgen der Schä-
digung gestsrben oären. Bei der Berechnung der Bez ge der Angehörigen ist auch das Einksmmen der Beschädigten zu ber ck-
sichtigen, ssoeit es nicht ausnahmsoeise f r andere Zoecke, insbessndere die Erf llung anderer  nterhaltspflichten, 
einzusetzen ist. 
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Auszug aus dem  ünfen Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) 
 
§ 37 Häusliche Krankenpfege 
 
(1) Versicherte erhalten in ihrem Haushalt, ihrer Familie sder ssnst an einem geeigneten Ort, insbessndere in betreuten .shn-

fsrmen, Schulen und Kindergärten, bei bessnders hshem Pfegebedarf auch in .erkstätten f r behinderte Menschen neben 
der ärztlichen Behandlung häusliche Krankenpfege durch geeignete Pfegekräfe, oenn Krankenhausbehandlung gebsten, 
aber nicht ausf hrbar ist, sder oenn sie durch die häusliche Krankenpfege vermieden sder verk rzt oird. § 10 der .erkstät-
tenversrdnung bleibt unber hrt. Die häusliche Krankenpfege umfasst die im Einzelfall erfsrderliche Arund- und Behand-
lungspfege ssoie hausoirtschafliche Verssrgung. Der Anspruch besteht bis zu vier .schen je Krankheitsfall. In begr ndeten 
Ausnahmefällen kann die Krankenkasse die häusliche Krankenpfege f r einen längeren Zeitraum beoilligen, oenn der Medi-
zinische Dienst (§ 275) festgestellt hat, dass dies aus den in Satz 1 genannten Ar nden erfsrderlich ist. 

 
(2) Versicherte erhalten in ihrem Haushalt, ihrer Familie sder ssnst an einem geeigneten Ort, insbessndere in betreuten .shn-

fsrmen, Schulen und Kindergärten, bei bessnders hshem Pfegebedarf auch in .erkstätten f r behinderte Menschen als 
häusliche Krankenpfege Behandlungspfege, oenn diese zur Sicherung des Ziels der ärztlichen Behandlung erfsrderlich ist; 
der Anspruch umfasst verrichtungsbezsgene krankheitsspezifsche Pfegemaßnahmen auch in den Fällen, in denen dieser Hil-
febedarf bei der Feststellung der Pfegebed rfigkeit nach den §§ 14 und 15 des Elfen Buches zu ber cksichtigen ist. § 10 der 
.erkstättenversrdnung bleibt unber hrt. Der Anspruch nach Satz 1 besteht  ber die dsrt genannten Fälle hinaus ausnahms-
oeise auch f r sslche Versicherte in zugelassenen Pfegeeinrichtungen im Sinne des § 43 des Elfen Buches, die auf Dauer,  
vsraussichtlich f r mindestens sechs Msnate, einen bessnders hshen Bedarf an medizinischer Behandlungspfege haben. Die 
Satzung kann bestimmen, dass die Krankenkasse zusätzlich zur Behandlungspfege nach Satz 1 als häusliche Krankenpfege 
auch Arundpfege und hausoirtschafliche Verssrgung erbringt. Die Satzung kann dabei Dauer und  mfang der Arundpfege 
und der hausoirtschaflichen Verssrgung nach Satz 4 bestimmen. Leistungen nach den Sätzen 4 und 5 sind nach Eintritt vsn 
Pfegebed rfigkeit im Sinne des Elfen Buches nicht zulässig. Versicherte, die nicht auf Dauer in Einrichtungen nach § 71 
Abs. 2 sder 4 des Elfen Buches aufgensmmen sind, erhalten Leistungen nach Satz 1 und den Sätzen 4 bis 6 auch dann, oenn 
ihr Haushalt nicht mehr besteht und ihnen nur zur Durchf hrung der Behandlungspfege vsr bergehender Aufenthalt in einer 
Einrichtung sder in einer anderen geeigneten  nterkunf zur Verf gung gestellt oird. 

 
(3) Der Anspruch auf häusliche Krankenpfege besteht nur, ssoeit eine im Haushalt lebende Perssn den Kranken in dem erfsrder-

lichen  mfang nicht pfegen und verssrgen kann. 
 
(4) Kann die Krankenkasse keine Kraf f r die häusliche Krankenpfege stellen sder besteht Arund, davsn abzusehen, sind den 

Versicherten die Kssten f r eine selbstbeschafe Kraf in angemessener Höhe zu erstatten. 
 
(5) Versicherte, die das 18. Lebensjahr vsllendet haben, leisten als Zuzahlung den sich nach § 61 Satz 3 ergebenden Betrag,  

begrenzt auf die f r die ersten 28 Kalendertage der Leistungsinanspruchnahme je Kalenderjahr anfallenden Kssten an die 
Krankenkasse. 

 
(6) Der Aemeinsame Bundesausschuss legt in Aichtlinien nach § 92 fest, an oelchen Orten und in oelchen Fällen Leistungen 

nach den Absätzen 1 und 2 auch außerhalb des Haushalts und der Familie des Versicherten erbracht oerden können. Er be-
stimmt dar ber hinaus das  ähere  ber Art und Inhalt der verrichtungsbezsgenen krankheitsspezifschen Pfegemaßnahmen 
nach Absatz 2 Satz 1. 
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Allelmlinl Vlrsichlrunesbldineuneln  
für dil staatlich elfördlrtl lreänzlndl Pflelvlrsichlrune 

 

Teil I Musterbedingungen 2013 des Verbandes der Privaten  
Kran enversicherung (MB/G PV 2013) 

Teil II Tarifedingungen 

 

Der Versicherungsschutz 
 
§ 1 Versicherungsfähigkeit 
 
Teil I 
(1) Versicherungsfähig nach diesen Bedingungen sind Perssnen, die 

• in der gesetzlichen Pfegeversicherung (ssziale Pfegeversicherung und private Pfegepfichtversicherung) versichert sind 
und  

• f r diesen Vertrag eine Pfegevsrssrgezulage gemäß § 126 SAB XI (siehe Anhang) erhalten. 
 Die §§ 23 Abs. 2  r. 6, 24 und 26 Abs. 4 bleiben unber hrt. 
 
(2)  icht versicherungsfähig sind Perssnen, die 

• vsr Abschluss des Versicherungsvertrags bereits Leistungen nach § 123 SAB XI (siehe Anhang) sder oegen Pfegebed rfig-
keit nach dem Vierten Kapitel des SAB XI aus der sszialen Pfegeversicherung sder gleichoertige Vertragsleistungen aus der 
privaten Pfegepfichtversicherung beziehen sder bezsgen haben sder  

• das 18. Lebensjahr nsch nicht vsllendet haben. 
 
 
§ 2a Besondere Mitwirkungspfichten des Versicherten 
 
Teil I 
(1) Bei Abschluss des Vertrages hat der Versicherte zu bestätigen, dass die Vsraussetzungen der Versicherungsfähigkeit nach § 1 

vsrliegen. Die Bestätigung erfslgt in Schriffsrm, ssoeit nicht eine andere Fsrm vereinbart ist.  
 
(2) Jede Änderung der Verhältnisse, die zu einem .egfall der Versicherungsfähigkeit f hrt, insbessndere auch das Ende der Ver-

sicherung in der gesetzlichen Pfegeversicherung, ist dem Versicherer unverz glich in Teetfsrm anzuzeigen, es sei denn, es 
ourde eine erleichterte Fsrm vereinbart. 

 
 
§ 2b Hinweispfichten des Versicherers 
 
Teil I 
(1) Vergibt die zentrale Stelle nach § 128 Absatz 2 SAB XI (siehe Anhang) die Zulagenummer f r die geförderte ergänzende Pfege-

versicherung auf Antrag des Versicherers gemäß § 128 Absatz 1 Satz 3 SAB XI (siehe Anhang), teilt der Versicherer diese Zula-
genummer dem Versicherungsnehmer in Teetfsrm mit. Die Mitteilung an den Versicherungsnehmer gilt gleichzeitig als Mit-
teilung an sämtliche mitversicherte Perssnen. 

 
(2) Teilt die zentrale Stelle dem Versicherer mit, dass f r eine versicherte Perssn kein Anspruch auf Zulage besteht, infsrmiert der 

Versicherer hier ber innerhalb vsn einem Msnat nach Eingang des entsprechenden Datensatzes unter Hinoeis auf die Aechte 
nach § 25. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

 
 
§ 3 Gegenstand und Umfang des Versicherungsschutzes 
 
Teil I 
(1) Der Versicherer leistet im Versicherungsfall in vertraglichem  mfang ein Pfegemsnatsgeld sder Pfegetagegeld. 
 
(2) Der Versicherungsfall liegt vsr, oenn die versicherte Perssn pfegebed rfig im Sinne vsn § 14 SAB XI (siehe Anhang) sder 

erheblich in ihrer Alltagsksmpetenz im Sinne vsn § 45a SAB XI (siehe Anhang) eingeschränkt ist. 
 
(3) Der Versicherungsfall beginnt mit der Feststellung der Pfegebed rfigkeit gemäß § 18 SAB XI (siehe Anhang) sder den Fest-

stellungen  ber das Vsrliegen vsn erheblich eingeschränkter Alltagsksmpetenz nach § 45a SAB XI (siehe Anhang); bei Versi-
cherten der privaten Pfegepfichtversicherung sind die entsprechenden Feststellungen des Versicherers zugrunde zu legen, 
bei dem die private Pfegepfichtversicherung besteht. Der Versicherungsfall endet, oenn keine Pfegebed rfigkeit nach 
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§ 18 SAB XI (siehe Anhang) und auch keine erheblich eingeschränkte Alltagsksmpetenz nach § 45a SAB XI (siehe Anhang) 
mehr vsrliegt. 

 
(4) Der  mfang des Versicherungsschutzes ergibt sich aus dem Versicherungsschein, ergänzenden schriflichen Vereinbarungen, 

den Allgemeinen Versicherungsbedingungen (Musterbedingungen mit Anhang, Tarif mit Tarifedingungen) ssoie den gesetz-
lichen Vsrschrifen. 

 
(5) Das Versicherungsverhältnis unterliegt deutschem Aecht. 
 
(6) Der Versicherungsnehmer kann die  moandlung der Versicherung nur in eine andere mit einer Pfegevsrssrgezulage nach 

§ 127 Absatz 1 SAB XI (siehe Anhang) förderfähige Versicherung bei dem gleichen Versicherer verlangen. Die erosrbenen 
Aechte bleiben bei der  moandlung erhalten; die nach den technischen Berechnungsgrundlagen gebildete A ckstellung f r 
das mit dem Alter der versicherten Perssn oachsende .agnis (Alterungsr ckstellung) oird nach Maßgabe dieser Berech-
nungsgrundlagen angerechnet. Der  moandlungsanspruch besteht bei Anoartschafsversicherung und ruhender Versiche-
rung sslange nicht, oie der Anoartschafsgrund bzo. der Auhensgrund fsrtbesteht. Die  moandlung einer nicht geförderten 
ergänzenden Pfegeversicherung in eine staatlich geförderte ergänzende Pfegeversicherung kann nicht verlangt oerden. 

 
 
§ 4 Beginn des Versicherungsschutzes 
 
Teil I 
Der Versicherungsschutz beginnt mit dem im Versicherungsschein bezeichneten Zeitpunkt (Versicherungsbeginn), jedsch nicht vsr Ab-
schluss des Versicherungsvertrages (insbessndere durch Zugang des Versicherungsscheines sder einer schriflichen Annahmeerklärung) 
und nicht vsr Ablauf der vereinbarten .artezeit nach § 5. An Stelle einer schriflichen Annahmeerklärung kann eine erleichterte Fsrm 
vereinbart oerden. Bei Vertragsänderungen gilt Satz 1 f r den hinzuksmmenden Teil des Versicherungsschutzes. 
 
 
§ 5 Wartezeit 
 
Teil I 
 (1)  Die .artezeit rechnet vsm Versicherungsbeginn an. 
 
(2)  Die .artezeit beträgt f nf Jahre, ssoeit nicht eine k rzere .artezeit vereinbart ist. 
 
(3) Bei Vertragsänderungen gelten die .artezeitregelungen f r den hinzuksmmenden Teil des Versicherungsschutzes. 
 
Teil II 
Abweichend von Teil I Abs. 2 entfällt die Wartezeit bei unfallbedingter Pfegebedürfigkeit, sofern sich der Unfall nach Vertragsab-
schluss ereignet hat. 
 
 
§ 6 Beginn und Umfang der Leistungspficht 
 
Teil I 
(1) Art und Höhe der Versicherungsleistungen ergeben sich aus dem Tarif mit Tarifedingungen. Das Pfegemsnatsgeld beträgt in 

Pfegestufe III mindestens 600 Eurs. In der Pfegestufe I beträgt das Pfegemsnatsgeld mindestens 20 Prszent und in Pfege-
stufe II mindestens 30 Prszent des Pfegemsnatsgeldes der Pfegestufe III. Besteht ausschließlich eine erheblich einge-
schränkte Alltagsksmpetenz nach § 45a SAB XI (siehe Anhang), beträgt das Pfegemsnatsgeld mindestens 10 Prszent des 
Pfegemsnatsgeldes der Pfegestufe III. 

 .ird ein Pfegetagegeld vereinbart, darf die Summe der msnatlich erbrachten Tagegelder die vsrgenannten Beträge nicht 
unterschreiten. 

 
(2) Das vereinbarte Pfegemsnats- sder Pfegetagegeld oird gezahlt, oenn der Versicherungsfall nach § 3 Absatz 3 festgestellt 

ourde und die versicherte Perssn f r diesen Versicherungsfall Leistungen aus der sszialen Pfegeversicherung f r eine der 
Pfegestufen I bis III gemäß § 15 SAB XI (siehe Anhang) sder bei erheblich eingeschränkter Alltagsksmpetenz im Sinne des 
§ 45a SAB XI (siehe Anhang) sder nach den entsprechenden Versicherungsbedingungen in der privaten Pfegepfichtversiche-
rung bezieht. Davsn aboeichend besteht die Leistungspficht auch dann, oenn die Leistung der sszialen Pfegeversicherung 
nach § 34 Absatz 1  r. 2 und Absatz 2 SAB XI (siehe Anhang) sder nach den entsprechenden Versicherungsbedingungen in der 
privaten Pfegepfichtversicherung ruht. 

 F r die Zusrdnung einer versicherten Perssn zu einer der Pfegestufen I bis III und das Bestehen einer erheblich eingeschränk-
ten Alltagsksmpetenz nach § 45a SAB XI (siehe Anhang) sind die Feststellungen nach § 3 Absatz 3 verbindlich. 

 
(3) Vsn der gesetzlichen Pfegeversicherung festgestellte pfegestufenrelevante Änderungen der Pfegebed rfigkeit gemäß § 18 

SAB XI (siehe Anhang) sder der erheblich eingeschränkten Alltagsksmpetenz im Sinne des § 45a SAB XI (siehe Anhang) sind 
dem Versicherer anzuzeigen. 

 
(4) Die Versicherungsleistungen d rfen die zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses geltende Höhe der Leistungen nach dem 

Elfen Buch Sszialgesetzbuch (SAB XI) nicht  berschreiten. Eine Dynamisierung bis zur Höhe der allgemeinen Infatisnsrate 
ist zulässig. 
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§ 7 Auszahlung der Versicherungsleistungen 
 
Teil I 
 (1)  Der Versicherungsnehmer erhält die Leistungen auf Antrag. Vsraussetzung ist, dass die vereinbarte .artezeit (vgl. § 5) erf llt 

ist. Die Leistungen oerden vsm Beginn der Leistungen in der gesetzlichen Pfegeversicherung an erbracht. Sie oerden jedsch 
fr hestens ab dem Zeitpunkt ausgezahlt, in dem die Feststellungen nach § 3 Absatz 3 und der Beginn des Anspruchs auf Leis-
tungen der gesetzlichen Pfegeversicherung schriflich nachgeoiesen oerden.  

 
(2) Bei untermsnatlichem Beginn und Ende des Versicherungsfalls oerden Pfegemsnats- sder Pfegetagegeld jeoeils f r den 

vsllen Msnat gezahlt. 
 
(3) Im Übrigen ergeben sich die Vsraussetzungen f r die Fälligkeit der Leistungen des Versicherers aus § 14 VVA (siehe Anhang). 
 
(4)  Das Pfegemsnats- sder Pfegetagegeld oird shne Ksstennachoeis jeoeils zum Ende eines jeden Msnats gezahlt, in dem Pfe-

gebed rfigkeit nach § 18 SAB XI (siehe Anhang) sder erheblich eingeschränkte Alltagsksmpetenz nach § 45a SAB XI (siehe 
Anhang) besteht, ssoeit der Tarif mit Tarifedingungen nichts Aboeichendes regelt. 

 
(5) Der Versicherer ist verpfichtet, an die versicherte Perssn zu leisten, oenn der Versicherungsnehmer ihm diese in Teetfsrm 

sder in einer anderen vereinbarten erleichterten Fsrm als Empfangsberechtigte f r deren Versicherungsleistungen benannt 
hat. Liegt diese Vsraussetzung nicht vsr, kann nur der Versicherungsnehmer die Leistung verlangen. 

 
(6) Anspr che auf Versicherungsleistungen können oeder abgetreten nsch verpfändet oerden. 
 
Teil II 
Ändert sich die Zuordnung einer versicherten Person zu einer der Pfegestufen I bis III oder wird bei Bestehen einer erheblich einge-
schränkten Alltagskompetenz nach § 45a SGB XI (siehe Anhang) die Zuordnung zu beziehungsweise der Entfall einer der Pfegestu-
fen I bis III festgestellt, wird für den Monat, in dem die Änderung wirksam wird, das jeweils höhere Pfegetagegeld entsprechend 
Teil I Abs. 1 und 2 gezahlt. 
 
 
§ 8 Ende des Versicherungsschutzes 
 
Teil I 
Der Versicherungsschutz endet – auch f r schoebende Versicherungsfälle – mit der Beendigung des Versicherungsverhältnisses. 
 
 
 

Pfichten des Versicherungsnehmers 
 
§ 9 Beitragszahlung 
 
Teil I 
(1) Der Beitrag ist, ssfern nichts Aboeichendes vereinbart ist, ein Msnatsbeitrag und oird vsm Versicherungsbeginn an berech-

net. Er ist am Ersten eines jeden Msnats fällig. Der Beitrag setzt sich aus einem Eigenanteil vsn mindestens 10 Eurs und der 
Zulage in Höhe vsn 5 Eurs zusammen. Der Zulagenanteil des Beitrags oird vsm Versicherer bis zur Zahlung der Zulage durch 
die zentrale Stelle nach § 128 Absatz 2 SAB XI (siehe Anhang) an den Versicherer gestundet. 

 
(2) Der erste Beitrag ist, ssfern nicht anders vereinbart, unverz glich nach Ablauf vsn zoei .schen nach Zugang des Versiche-

rungsscheins zu zahlen. Die Erteilung eines Aufrags zum Beitragseinzug gilt als Zahlung des Beitrags, ssfern die Lastschrif 
eingelöst und der Einlösung nicht oidersprschen oird. 

 
(3) .ird ein Beitrag nicht sder nicht rechtzeitig gezahlt, ist der Versicherungsnehmer zum Ausgleich der Kssten verpfichtet, die 

dem Versicherer im Aahmen der Beitreibung entstehen. 
 
(4)  icht rechtzeitige Zahlung eines Beitrages kann unter den Vsraussetzungen der §§ 37 und 38 VVA (siehe Anhang) zum Verlust 

des Versicherungsschutzes f hren. Ist ein Beitrag bzo. eine Beitragsrate nicht rechtzeitig gezahlt und oird der Versicherungs-
nehmer in Teetfsrm gemahnt, ss ist er zur Zahlung der im Tarif mit Tarifedingungen festgelegten Mahnkssten verpfichtet. 
Tritt der Versicherer vsm Vertrag zur ck, oeil der erste Beitrag bzo. die erste Beitragsrate nicht rechtzeitig gezahlt oird, kann 
er eine angemessene Aeschäfsgeb hr verlangen. 

 
(5) .ird das Versicherungsverhältnis vsr Ablauf der Versicherungsperisde beendet, steht dem Versicherer f r diese Versiche-

rungsperisde nur der Teil des Beitrags bzo. der Beitragsrate zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungsschutz 
bestanden hat.  

 
(6) Der Beitrag ist bis zum Ablauf des Tages zu zahlen, an dem das Versicherungsverhältnis endet. 
 
(7) Die Beiträge sind an die vsm Versicherer zu bezeichnende Stelle zu entrichten. 
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Teil II 
(1) Abweichend von Teil I Abs. 2 ist der erste Beitrag bzw. die erste Beitragsrate sofort nach Zugang des Versicherungs-

scheins fällig, jedoch nicht vor dem im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn. 
 
(2) Der Versicherer ist berechtigt, in der gesetzlich zulässigen Höhe die ihm entstandenen Mahnkosten und von Dritten in 

Rechnung gestellte Kosten und Gebühren (z. B. Retourgebühren) geltend zu machen. 
 
 
§ 10 Beitragsberechnung 
 
Teil I 
(1) Die Berechnung der Beiträge erfslgt nach Maßgabe der Vsrschrifen des Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAA) und ist in den 

technischen Berechnungsgrundlagen des Versicherers festgelegt. 
 
(2) Bei einer Änderung der Beiträge, auch durch Änderung des Versicherungsschutzes, oird das bei Inkraftreten der Änderung 

erreichte tarifiche Lebensalter der versicherten Perssn ber cksichtigt. Dabei oird dem Eintrittsalter der versicherten Perssn 
dadurch Aechnung getragen, dass eine Alterungsr ckstellung gemäß den in den technischen Berechnungsgrundlagen festge-
legten Arundsätzen angerechnet oird. Eine Erhöhung der Beiträge sder eine Minderung der Leistungen des Versicherers oe-
gen des Älteroerdens der versicherten Perssn ist jedsch ausgeschlsssen, ssoeit eine Alterungsr ckstellung zu bilden ist. 

 
(3) Aisikszuschläge oerden nicht erhsben. Leistungsausschl sse oerden nicht vereinbart. Eine Aesundheitspr fung fndet nicht 

statt. 
 
Teil II 
Die Beiträge werden bei Vertragsabschluss nach dem Eintrittsalter der versicherten Person festgesetzt. Als Eintrittsalter gilt der 
Unterschied zwischen dem Jahr der Geburt und dem Jahr des Versicherungsbeginns. 
 
 
§ 11 Beitragsanpassung 
 
Teil I 
(1) Im Aahmen der vertraglichen Leistungszusage können sich die Leistungen des Versicherers, z.B. aufgrund vsn Veränderungen 

der Pfegedauer, der Häufgkeit vsn Pfegefällen sder aufgrund steigender Lebenseroartung ändern. Dementsprechend ver-
gleicht der Versicherer zumindest jährlich f r jeden Tarif die erfsrderlichen mit den in den technischen Berechnungsgrundla-
gen kalkulierten Versicherungsleistungen und Sterbeoahrscheinlichkeiten. Ergibt diese Aegen berstellung f r eine Besbach-
tungseinheit eine Aboeichung vsn mehr als 5 Prszent, oerden alle Beiträge dieser Besbachtungseinheit vsm Versicherer 
 berpr f und, ssoeit erfsrderlich, mit Zustimmung eines unabhängigen Treuhänders angepasst, oenn die Aboeichung als 
nicht nur vsr bergehend anzusehen ist.  

 Ändert sich die vertragliche Leistungszusage des Versicherers aufgrund der dem Versicherungsverhältnis zugrundeliegenden 
gesetzlichen Bestimmungen, ist der Versicherer berechtigt, die Beiträge mit Zustimmung eines unabhängigen Treuhänders 
entsprechend dem veränderten Bedarf zu erhöhen sder zu verringern. Bei verringertem Bedarf ist der Versicherer zur Anpas-
sung inssoeit verpfichtet. Erhöht der Versicherer die Beiträge, hat der Versicherungsnehmer ein Ssnderk ndigungsrecht 
gemäß § 17 Absatz 4. 

 
(2) Beitragsanpassungen oerden zu Beginn des zoeiten Msnats oirksam, der auf die Benachrichtigung des Versicherungsneh-

mers fslgt. 
 
 
§ 12 Überschussbeteiligung 
 
Teil I 
(1)  ach Maßgabe der gesetzlichen Vsrschrifen oird aus dem Abrechnungsverband der staatlich geförderten ergänzenden Pfe-

geversicherung eine A ckstellung f r erfslgsabhängige Beitragsr ckerstattung gebildet, oelche ausschließlich den Versiche-
rungsnehmern zu Aute ksmmt. Dies kann in fslgender Fsrm geschehen: 
a) Limitierung vsn Beitragsanstiegen bei Beitragsanpassungen, 
b) Anrechnung auf den Beitrag, 
c) Erhöhung der Leistung sder 
d) Zuf hrung zur Alterungsr ckstellung, osbei diese Beträge ab Vsllendung des 65. Lebensjahres des Versicherten zur zeit-

lich unbefristeten Finanzierung der Mehrbeiträge aus Beitragserhöhungen sder eines Teils der Mehrbeiträge zu veroen-
den sind, ssoeit die vsrhandenen Mittel f r eine vsllständige Finanzierung der Mehrbeiträge nicht ausreichen.  icht ver-
brauchte Beträge sind mit Vsllendung des 80. Lebensjahres des Versicherten zur Prämiensenkung einzusetzen. 

 
(2) Die Fsrm und der Zeitpunkt der Veroendung erfslgt nach Zustimmung eines unabhängigen Treuhänders. 
 
 
§ 13 Erhalt der Förderfähigkeit 
 
Teil I 
Ssllte der vereinbarte Beitrag f r eine versicherte Perssn unter 15 Eurs msnatlich sinken (vgl. § 9 Absatz 1), setzt der Versicherer zum 
Erhalt der Förderfähigkeit den Beitrag neu fest und erhöht inssoeit das Pfegemsnats- sder Pfegetagegeld. Der Versicherer teilt dies dem 
Versicherungsnehmer in Teetfsrm mit. Der Versicherungsnehmer kann den Änderungen innerhalb vsn zoei Msnaten nach Mitteilung 
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oidersprechen. In diesem Fall oerden die Änderungen nicht oirksam und die Versicherungsfähigkeit (§ 1 Absatz 1) entfällt mit der Fslge, 
dass der Vertrag endet (§ 19 Absatz 3). F r die Kindernachversicherung gilt § 24. 
 
 
§ 14 Obliegenheiten 
 
Teil I 
Der Versicherungsnehmer und die als empfangsberechtigt benannte versicherte Perssn (vgl. § 7 Absatz 5) haben auf Verlangen des Versi-
cherers jede Auskunf zu erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalls sder der Leistungspficht des Versicherers und ihres  m-
fangs erfsrderlich ist. Die Ausk nfe sind auch einem Beaufragten des Versicherers zu erteilen. 
 
 
§ 15 Folgen von Obliegenheitsverletzungen 
 
Teil I 
(1) Der Versicherer ist mit den in § 28 Absatz 2 bis 4 VVA (siehe Anhang) vsrgeschriebenen Einschränkungen ganz sder teiloeise 

vsn der Verpfichtung zur Leistung frei, oenn die in § 14 genannte Obliegenheit verletzt oird.  
 
(2) Entstehen dem Versicherer durch eine Verletzung der Obliegenheit nach § 14 zusätzliche Aufoendungen, kann er vsm Versi-

cherungsnehmer daf r Ersatz verlangen.  
 
(3) Die Kenntnis und das Verschulden der versicherten Perssn stehen der Kenntnis und dem Verschulden des Versicherungs-

nehmers gleich. 
 
 
§ 16 Aufrechnung 
 
Teil I 
Der Versicherungsnehmer kann gegen Fsrderungen des Versicherers nur aufrechnen, ssoeit die Aegenfsrderung unbestritten sder 
rechtskräfig festgestellt ist. Aegen eine Fsrderung aus der Beitragspficht kann jedsch ein Mitglied eines Versicherungsvereins nicht 
aufrechnen. 
 
 
 

 nde der Versicherung 
 
 
§ 17 Kündigung durch den Versicherungsnehmer 
 
Teil I 
(1) Der Versicherungsnehmer kann das Versicherungsverhältnis zum Ende eines jeden Versicherungsjahres, fr hestens aber zum 

Ablauf einer vereinbarten Vertragsdauer vsn bis zu zoei Jahren, mit einer Frist vsn drei Msnaten k ndigen. 
 
(2) Ist der Versicherungsnehmer hilfebed rfig im Sinne des Zoeiten sder Zoölfen Buches Sszialgesetzbuch sder o rde er allein 

durch die Zahlung des Beitrags hilfebed rfig, kann er die Versicherung binnen einer Frist vsn drei Msnaten nach Eintritt der 
Hilfebed rfigkeit r ckoirkend zum Zeitpunkt ihres Eintritts k ndigen. Die Hilfebed rfigkeit ist durch eine Bescheinigung des 
zuständigen Trägers nach dem Zoeiten sder dem Zoölfen Buch Sszialgesetzbuch nachzuoeisen. F r den Fall der Vereinba-
rung einer Auhenszeit nach § 23 beginnt die Dreimsnatsfrist mit dem Ende der Auhenszeit, oenn Hilfebed rfigkeit oeiter vsr-
liegt. Später kann der Versicherungsnehmer die Versicherung zum Ende des Msnats k ndigen, in dem der  achoeis der Hil-
febed rfigkeit vsrgelegt oird. 
 

(3) Die K ndigung kann auf einzelne versicherte Perssnen beschränkt oerden. 
 
(4) Erhöht der Versicherer die Beiträge gemäß § 11 sder vermindert er seine Leistungen gemäß § 22 Absatz 1, kann der Versiche-

rungsnehmer das Versicherungsverhältnis hinsichtlich der betrsfenen versicherten Perssn innerhalb vsn zoei Msnaten vsm 
Zugang der Änderungsmitteilung an zum Zeitpunkt des .irksamoerdens der Änderung k ndigen. Bei einer Beitragserhöhung 
kann der Versicherungsnehmer das Versicherungsverhältnis auch bis und zum Zeitpunkt des .irksamoerdens der Erhöhung 
k ndigen. 

 
(5) Der Versicherungsnehmer kann, ssfern der Versicherer die Anfechtung, den A cktritt sder die K ndigung nur f r einzelne 

versicherte Perssnen erklärt, innerhalb vsn zoei .schen nach Zugang dieser Erklärung die Aufebung des  brigen Teils der 
Versicherung zum Schluss des Msnats verlangen, in dem ihm die Erklärung des Versicherers zugegangen ist, bei K ndigung zu 
dem Zeitpunkt, in dem diese oirksam oird. 

 
(6) Hat eine Vereinbarung im Versicherungsvertrag zur Fslge, dass bei Erreichen eines bestimmten Lebensalters sder bei Eintritt 

anderer dsrt genannter Vsraussetzungen der Beitrag f r ein anderes Lebensalter sder eine andere Altersgruppe gilt sder der 
Beitrag unter Ber cksichtigung einer Alterungsr ckstellung berechnet oird, kann der Versicherungsnehmer das Versiche-
rungsverhältnis hinsichtlich der betrsfenen versicherten Perssn binnen zoei Msnaten nach der Änderung zum Zeitpunkt de-
ren Inkraftretens k ndigen, oenn sich der Beitrag durch die Änderung erhöht. 
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(7) K ndigt der Versicherungsnehmer das Versicherungsverhältnis insgesamt sder f r einzelne versicherte Perssnen, haben die 
versicherten Perssnen das Aecht, das Versicherungsverhältnis unter Benennung des k nfigen Versicherungsnehmers fsrtzu-
setzen. Die Erklärung ist innerhalb vsn zoei Msnaten nach der K ndigung abzugeben. Die K ndigung ist nur oirksam, oenn 
der Versicherungsnehmer nachoeist, dass die betrsfenen versicherten Perssnen vsn der K ndigungserklärung Kenntnis er-
langt haben. 

 
Teil II 
(1) Der Versicherungsvertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Eine bedingungsgemäße Kündigung ist erstmals zum 

Ablauf von 24 Monaten nach Vertragsbeginn möglich. Danach kann das Versicherungsverhältnis immer nur zum Ende ei-
nes Versicherungsjahres gekündigt werden. Das Versicherungsjahr fällt mit dem Kalenderjahr zusammen. 

 
(2) Vertragsänderungen, gleich welcher Art, haben keinen Einfuss auf das Versicherungsjahr. 
 
 
§ 18 Kündigung durch den Versicherer 
 
Teil I 
(1) Der Versicherer verzichtet auf das srdentliche K ndigungsrecht. 
 
(2) Die gesetzlichen Bestimmungen  ber das außersrdentliche K ndigungsrecht bleiben unber hrt. 
 
(3) Die K ndigung kann auf einzelne versicherte Perssnen beschränkt oerden.  
 
(4) K ndigt der Versicherer das Versicherungsverhältnis insgesamt sder f r einzelne versicherte Perssnen, gilt § 17 Absatz 7 Satz 1 

und 2 entsprechend. 
 
 
§ 19 Sonstige Beendigungsgründe 
 
Teil I 
(1) Das Versicherungsverhältnis endet mit dem Tsd des Versicherungsnehmers. Die versicherten Perssnen haben jedsch das 

Aecht, das Versicherungsverhältnis unter Benennung des k nfigen Versicherungsnehmers fsrtzusetzen. Die Erklärung ist in-
nerhalb vsn zoei Msnaten nach dem Tsde des Versicherungsnehmers abzugeben. 

 
(2) Beim Tsd einer versicherten Perssn endet inssoeit das Versicherungsverhältnis. 
 
(3) Das Versicherungsverhältnis endet, oenn eine der in § 1 Absatz 1 genannten Vsraussetzungen f r die Versicherungsfähigkeit 

entfällt. Besteht kein Anspruch auf Pfegevsrssrgezulage, da die zentrale Stelle nach § 128 Absatz 2 SAB XI (siehe Anhang) die 
Pfegevsrssrgezulage einem anderen Vertrag zugeteilt hat, bleibt das Versicherungsverhältnis aboeichend vsn Satz 1 beste-
hen, oenn der Versicherungsnehmer gegen ber dem Versicherer innerhalb vsn drei Msnaten nach Zugang der Mitteilung 
 ber das Ermittlungsergebnis nach § 2b Absatz 2 Satz 2 nachoeist, dass der andere Vertrag, f r den die Pfegevsrssrgezulage 
geoährt ourde, aufgehsben und der Antrag auf Zulage hierf r stsrniert ourde.  

 
(4) Die §§ 37 und 38 VVA (siehe Anhang) ssoie § 9 Absatz 4 bleiben unber hrt. 
 
(5) Verlegt eine versicherte Perssn ihren geoöhnlichen Aufenthalt in einen Staat, der nicht Mitgliedstaat der Eurspäischen  nisn 

sder Vertragsstaat des Abksmmens  ber den Eurspäischen .irtschafsraum ist, endet das Versicherungsverhältnis, es sei 
denn, dass es aufgrund einer anderoeitigen Vereinbarung fsrtgesetzt oird. 

 
 
 

Sonstige Bestimmungen 
 
§ 20 Willenserklärungen und Anzeigen 
 
Teil I 
.illenserklärungen und Anzeigen gegen ber dem Versicherer bed rfen der Schriffsrm, ssfern nicht eine erleichterte Fsrm vereinbart 
ist. 
 
 
§ 21 Gerichtsstand 
 
Teil I 
(1) F r Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gegen den Versicherungsnehmer ist das Aericht des Ortes zuständig, an dem der 

Versicherungsnehmer seinen .shnsitz sder, in Ermangelung eines sslchen, seinen geoöhnlichen Aufenthalt hat. 
 
(2) Klagen gegen den Versicherer können bei dem Aericht am .shnsitz sder geoöhnlichen Aufenthalt des Versicherungsneh-

mers sder bei dem Aericht am Sitz des Versicherers anhängig gemacht oerden. 
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(3) Verlegt der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen .shnsitz sder geoöhnlichen Aufenthalt in einen Staat, der 
nicht Mitgliedstaat der Eurspäischen  nisn sder Vertragsstaat des Abksmmens  ber den Eurspäischen .irtschafsraum ist, 
sder ist sein .shnsitz sder geoöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, ist das Aericht am Sitz 
des Versicherers zuständig. 

 
 
§ 22 Änderungen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
 
Teil I 
(1) Bei einer nicht nur als vsr bergehend anzusehenden Veränderung der Verhältnisse des Aesundheitsoesens, insbessndere bei 

Inkraftreten eines Aesetzes, aufgrund dessen sich die Versicherungsleistungen oegen eines anderen Pfegebed rfigkeitsbe-
grifes verändern, können die Allgemeinen Versicherungsbedingungen den veränderten Verhältnissen angepasst oerden, 
oenn die Änderungen zur hinreichenden .ahrung der Belange der Versicherungsnehmer erfsrderlich erscheinen. Ein unab-
hängiger Treuhänder muss die Vsraussetzungen f r die Änderungen vsrher  berpr f und ihre Angemessenheit bestätigt ha-
ben. Die Änderungen oerden zu Beginn des zoeiten Msnats oirksam, der auf die Mitteilung der Änderungen und der hierf r 
maßgebenden Ar nde an den Versicherungsnehmer fslgt. Vermindert der Versicherer die Leistungen, hat der Versicherungs-
nehmer ein Ssnderk ndigungsrecht gemäß § 17 Absatz 4. 

 
(2) Ist eine Bestimmung in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen durch höchstrichterliche Entscheidung sder durch einen 

bestandskräfigen Veroaltungsakt f r unoirksam erklärt osrden, kann sie der Versicherer durch eine neue Aegelung ersetzen, 
oenn dies zur Fsrtf hrung des Vertrages nstoendig ist sder oenn das Festhalten an dem Vertrag shne neue Aegelung f r eine 
Vertragspartei auch unter Ber cksichtigung der Interessen der anderen Vertragspartei eine unzumutbare Härte darstellen 
o rde. Die neue Aegelung ist nur oirksam, oenn sie unter .ahrung des Vertragsziels die Belange der Versicherungsnehmer 
angemessen ber cksichtigt. Sie oird zoei .schen, nachdem die neue Aegelung und die hierf r maßgeblichen Ar nde dem 
Versicherungsnehmer mitgeteilt osrden sind, Vertragsbestandteil. 

 
(3) Ändern sich die gesetzlichen Vsraussetzungen f r die staatliche Förderung der geförderten ergänzenden Pfegeversicherung, 

ist der Versicherer berechtigt, die Allgemeinen Versicherungsbedingungen nach Maßgabe des Absatzes 1 entsprechend anzu-
passen. 

 
 
§ 23 Ruhen bei Hilfebedürfigkeit 
 
Teil I 
(1) Ist der Versicherungsnehmer hilfebed rfig im Sinne des Zoeiten sder Zoölfen Buches Sszialgesetzbuch sder o rde er allein 

durch die Zahlung des Beitrags hilfebed rfig, kann er den Versicherungsvertrag drei Jahre ruhen lassen. Der Tarif mit Tarife-
dingungen kann einen längeren Zeitraum vsrsehen. Die Hilfebed rfigkeit ist durch eine Bescheinigung des zuständigen Trä-
gers nach dem Zoeiten sder dem Zoölfen Buch Sszialgesetzbuch nachzuoeisen.  

 
(2) In der Auhenszeit gelten die Allgemeinen Versicherungsbedingungen mit fslgenden Änderungen fsrt: 

1. Leistungen des Versicherers oerden nicht erbracht; f r oährend der Auhenszeit eingetretene Versicherungsfälle besteht 
die Leistungspficht erst nach .iederaufeben der Versicherung. 

2. Es sind keine Beiträge zu zahlen.  
3. Der Lauf vsn Fristen und der .artezeit nach § 5 oird nicht unterbrschen. 
4. Die Auhenszeit endet, oenn Hilfebed rfigkeit nicht mehr besteht, spätestens mit Ablauf der vereinbarten Laufzeit. Das 

Ende der Hilfebed rfigkeit ist unverz glich anzuzeigen und auf Verlangen nachzuoeisen. 
5. Mit der Beendigung der Auhenszeit tritt die urspr ngliche Versicherung oieder in Kraf. Als Beitrag ist der  eugeschäfs-

beitrag zum erreichten Alter unter Anrechnung der vsr der Auhenszeit aufgebauten Alterungsr ckstellungen zu zahlen.  
6. In Aboeichung zu § 1 Absatz 1 ist der Anspruch auf Pfegevsrssrgezulage oährend des Auhens keine Vsraussetzung f r die 

Versicherungsfähigkeit. 
 
 
§ 24 Kindernachversicherung 
 
Teil I 
(1) Bei  eugebsrenen beginnt der Versicherungsschutz shne .artezeit ab Vsllendung der Aeburt, oenn am Tag der Aeburt ein 

Elternteil mindestens drei Msnate beim Versicherer versichert ist und die Anmeldung zur Versicherung spätestens zoei Ms-
nate nach dem Tag der Aeburt r ckoirkend erfslgt. Der Versicherungsschutz darf nicht höher sder umfassender als der eines 
versicherten Elternteils sein und nicht geringer als der Versicherungsschutz nach § 6 Absatz 1. 

 
(2) Der Aeburt eines Kindes steht die Adsptisn gleich, ssfern das Kind im Zeitpunkt der Adsptisn nsch minderjährig ist.  
 
(3) Bis zur Vsllendung des 18. Lebensjahres ist der Anspruch auf Pfegevsrssrgezulage keine Vsraussetzung f r die Versiche-

rungsfähigkeit. Der Beitrag darf 15 Eurs msnatlich unterschreiten; eine Stundung gemäß § 9 Absatz 1 Satz 4 erfslgt nicht.  
 
(4) Ab Vsllendung des 18. Lebensjahres richtet sich die Versicherungsfähigkeit nach § 1. Liegt der Beitrag unter 15 Eurs msnatlich, 

gilt § 13. .erden in diesem Zeitpunkt bereits Leistungen nach § 123 SAB XI (siehe Anhang) sder oegen Pfegebed rfigkeit 
nach dem Vierten Kapitel des SAB XI aus der sszialen Pfegeversicherung sder gleichoertige Vertragsleistungen aus der priva-
ten Pfegepfichtversicherung bezsgen, gilt aboeichend vsn Satz 1 Absatz 3; § 13 fndet keine Anoendung.  
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Teil II 
(1) Kinder zahlen ab 1. Januar des Kalenderjahres, in dem sie das 16. Lebensjahr vollenden, den im Tarif vorgesehenen Beitrag 

für Jugendliche. 
 Jugendliche zahlen ab 1. Januar des Kalenderjahres, in dem sie das 18. Lebensjahr vollenden, den im Tarif vorgesehenen 

Erwachsenenbeitrag des Alters 18. 
 
(2) In Ergänzung zu Teil I Abs. 4 Satz 2 gilt: Sofern der Beitrag unter 15 Euro monatlich liegt, erfolgt zum Ersten des Monats, in 

dem das 18. Lebensjahr vollendet wird, die Umstellung auf einen entsprechend erhöhten Tagessatz, um den Mindestbei-
trag von 15 Euro und somit die Förderfähigkeit bereits für diesen Monat zu erreichen. Der Umstellung zum Ersten des 
Monats kann der Versicherungsnehmer innerhalb von zwei Monaten nach Mitteilung widersprechen. In diesem Fall er-
folgt die Umstellung mit Vollendung des 18. Lebensjahres. 

 
 
§ 25 Mehrfachversicherung 
 
Teil I 
Besteht f r eine versicherte Perssn bei verschiedenen Versicherern Versicherungsverträge  ber die staatlich geförderte ergänzende Pfe-
geversicherung, kann der Versicherungsnehmer vsm Versicherer unter der Vsraussetzung, dass der Versicherungsvertrag nicht als erster 
abgeschlsssen ourde, die Stsrnierung des Antrags auf Pfegevsrssrgezulage und die Aufebung des Versicherungsvertrages verlangen. 
Stsrnierung und Aufebung können nur zusammen verlangt oerden. Der Versicherer bestätigt dem Versicherungsnehmer unverz glich 
die Aufebung des Vertrages und die Stsrnierung des Antrags auf Zulage. Er kann im Fall der Aufebung des Versicherungsvertrages und 
Stsrnierung des Antrags auf Zulage eine angemessene Aeschäfsgeb hr verlangen. 
 
 
§ 26 Anwartschaf 
 
Teil I 
(1) F r die Anoartschafsversicherung gelten die Aegelungen der §§ 1 bis 25, ssoeit sie nicht durch nachstehende Bestimmungen 

geändert sder ergänzt oerden. 
 
(2) .ährend der Anoartschafsversicherung darf der Beitrag den Mindestbeitrag vsn 15 Eurs (vgl. § 9 Absatz 1 Satz 3) unterschrei-

ten. Eine Stundung gemäß § 9 Absatz 1 Satz 4 erfslgt nicht. Ein Antrag auf Zulage oird f r den Zeitraum der Anoartschafsver-
sicherung nicht gestellt. 

 
(3) Endet die Versicherungsfähigkeit, oeil der Anspruch auf Pfegevsrssrgezulage nach § 126 SAB XI (siehe Anhang) in den Fällen 

des § 19 Absatz 3 Satz 2 entfällt, sder oeil die Versicherung in der gesetzlichen Pfegeversicherung endet (vgl. § 1 Absatz 1), oird 
die beendete Versicherung auf Antrag des Versicherungsnehmers als Anoartschaf fsrtgesetzt. Das Aleiche gilt, oenn der Ver-
sicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen .shnsitz sder geoöhnlichen Aufenthalt in einen Staat verlegt, der nicht Mit-
gliedstaat der Eurspäischen  nisn sder Vertragsstaat des Abksmmens  ber den Eurspäischen .irtschafsraum ist. Der An-
trag ist innerhalb vsn drei Msnaten nach Beendigung der Versicherung sder der Verlegung des .shnsitzes sder des 
geoöhnlichen Aufenthalts zu stellen. 
 

(4) In Aboeichung zu § 1 Absatz 1 sind in der Anoartschafsversicherung auch Perssnen versicherungsfähig, die keinen Anspruch 
auf Pfegevsrssrgezulage haben. 

 
(5) Durch den Abschluss einer Anoartschafsversicherung eroirbt die versicherte Perssn das Aecht, die Versicherung in der staat-

lich geförderten ergänzenden Pfegeversicherung in Kraf zu setzen, oenn die Vsraussetzungen daf r erf llt sind. Der Beitrag 
nach Aufeben des Versicherungsschutzes richtet sich nach dem erreichten Alter unter Anrechnung vsrhandener Alterungs-
r ckstellungen.  

 
(6) F r die Dauer der Anoartschaf ist msnatlich ein Beitrag zu zahlen. Es besteht kein Anspruch auf Pfegevsrssrgezulage nach 

§ 127 Absatz 1 SAB XI. 
 
(7) Bei einer Änderung der Beiträge in der der Anoartschafsversicherung zugrunde liegenden staatlich geförderten ergänzenden 

Pfegeversicherung gemäß § 11 oerden die Beiträge f r die Anoartschafsversicherung zum selben Zeitpunkt neu festgesetzt. 
 
(8) F r die Dauer der Anoartschaf besteht kein Anspruch auf Versicherungsleistungen. .ährend der Anoartschaf eingetretene 

Versicherungsfälle sind f r den Teil vsn der Leistungspficht ausgeschlsssen, der in die Zeit der Anoartschaf fällt. Zeiten einer 
Anoartschaf oerden auf die .artezeit nach § 5 angerechnet. 

 
(9) Die Anoartschafsversicherung endet, oenn die Vsraussetzungen nach Absatz 3 nicht mehr vsrliegen. Die Versicherung oird 

in diesen Fällen r ckoirkend zum Ersten des Msnats, in dem der Versicherungsnehmer die .iedererlangung der Förderfähig-
keit nachoeist, in der staatlich geförderten ergänzenden Pfegeversicherung fsrtgef hrt. 
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Anhang zu unseren Allgemeinen Versicherungsbedingungen 

 

Auszug aus dem  lfen Buch Sozialgesetzbuch (SGB  I)  
 
§ 14 Begrif der Pfegebedürfigkeit 
 
(1) Pfegebed rfig im Sinne dieses Buches sind Perssnen, die oegen einer körperlichen, geistigen sder seelischen Krankheit sder 

Behinderung f r die geoöhnlichen und regelmäßig oiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des täglichen Lebens auf Dau-
er, vsraussichtlich f r mindestens sechs Msnate, in erheblichem sder höherem Maße (§ 15) der Hilfe bed rfen. 

 
(2) Krankheiten sder Behinderungen im Sinne des Absatzes 1 sind:  

1. Verluste, Lähmungen sder andere Funktisnsstörungen am St tz- und Beoegungsapparat, 
2. Funktisnsstörungen der inneren Organe sder der Sinnessrgane, 
3. Störungen des Zentralnervensystems oie Antriebs-, Aedächtnis- sder Orientierungsstörungen ssoie endsgene Psychs-

sen,  eurssen sder geistige Behinderungen. 
 
(3) Die Hilfe im Sinne des Absatzes 1 besteht in der  nterst tzung, in der teiloeisen sder vsllständigen Übernahme der Verrich-

tungen im Ablauf des täglichen Lebens sder in Beaufsichtigung sder Anleitung mit dem Ziel der eigenständigen Übernahme 
dieser Verrichtungen. 

 
(4) Aeoöhnliche und regelmäßig oiederkehrende Verrichtungen im Sinne des Absatzes 1 sind:  

1. im Bereich der Körperpfege das .aschen, Duschen, Baden, die Zahnpfege, das Kämmen, Aasieren, die Darm- sder Bla-
senentleerung, 

2. im Bereich der Ernährung das mundgerechte Zubereiten sder die Aufnahme der  ahrung, 
3. im Bereich der Msbilität das selbständige Aufstehen und Zu-Bett-Aehen, An- und Auskleiden, Aehen, Stehen, Treppen-

steigen sder das Verlassen und .iederaufsuchen der .shnung, 
4. im Bereich der hausoirtschaflichen Verssrgung das Einkaufen, Kschen, Aeinigen der .shnung, Sp len, .echseln und 

.aschen der .äsche und Kleidung sder das Beheizen. 
 
 
§ 15 Stufen der Pfegebedürfigkeit 
 
(1) F r die Aeoährung vsn Leistungen nach diesem Aesetz sind pfegebed rfige Perssnen (§ 14) einer der fslgenden drei Pfege-

stufen zuzusrdnen:  
1. Pfegebed rfige der Pfegestufe I (erheblich Pfegebed rfige) sind Perssnen, die bei der Körperpfege, der Ernährung  

sder der Msbilität f r oenigstens zoei Verrichtungen aus einem sder mehreren Bereichen mindestens einmal täglich der 
Hilfe bed rfen und zusätzlich mehrfach in der .sche Hilfen bei der hausoirtschaflichen Verssrgung benötigen. 

2. Pfegebed rfige der Pfegestufe II (Schoerpfegebed rfige) sind Perssnen, die bei der Körperpfege, der Ernährung sder 
der Msbilität mindestens dreimal täglich zu verschiedenen Tageszeiten der Hilfe bed rfen und zusätzlich mehrfach in der 
.sche Hilfen bei der hausoirtschaflichen Verssrgung benötigen. 

3. Pfegebed rfige der Pfegestufe III (Schoerstpfegebed rfige) sind Perssnen, die bei der Körperpfege, der Ernährung  
sder der Msbilität täglich rund um die  hr, auch nachts, der Hilfe bed rfen und zusätzlich mehrfach in der .sche Hilfen 
bei der hausoirtschaflichen Verssrgung benötigen. 

F r die Aeoährung vsn Leistungen nach § 43a reicht die Feststellung, dass die Vsraussetzungen der Pfegestufe I erf llt sind. 
 
(2) Bei Kindern ist f r die Zusrdnung der zusätzliche Hilfebedarf gegen ber einem gesunden gleichaltrigen Kind maßgebend. 
 
(3) Der Zeitaufoand, den ein Familienangehöriger sder eine andere nicht als Pfegekraf ausgebildete Pfegeperssn f r die erfsr-

derlichen Leistungen der Arundpfege und hausoirtschaflichen Verssrgung benötigt, muss oöchentlich im Tagesdurch-
schnitt  
1. in der Pfegestufe I mindestens 90 Minuten betragen; hierbei m ssen auf die Arundpfege mehr als 45 Minuten entfallen, 
2. in der Pfegestufe II mindestens drei Stunden betragen; hierbei m ssen auf die Arundpfege mindestens zoei Stunden 

entfallen, 
3. in der Pfegestufe III mindestens f nf Stunden betragen; hierbei m ssen auf die Arundpfege mindestens vier Stunden 

entfallen. 
Bei der Feststellung des Zeitaufoandes ist ein Zeitaufoand f r erfsrderliche verrichtungsbezsgene krankheitsspezifsche 
Pfegemaßnahmen zu ber cksichtigen; dies gilt auch dann, oenn der Hilfebedarf zu Leistungen nach dem F nfen Buch f hrt. 
Verrichtungsbezsgene krankheitsspezifsche Pfegemaßnahmen sind Maßnahmen der Behandlungspfege, bei denen der be-
handlungspfegerische Hilfebedarf untrennbarer Bestandteil einer Verrichtung nach § 14 Abs. 4 ist sder mit einer sslchen Ver-
richtung nstoendig in einem unmittelbaren zeitlichen und sachlichen Zusammenhang steht. 

 
 
§ 18 Verfahren zur Feststellung der Pfegebedürfigkeit 
 
(1) Die Pfegekassen beaufragen den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung sder andere unabhängige Autachter mit 

der Pr fung, sb die Vsraussetzungen der Pfegebed rfigkeit erf llt sind und oelche Stufe der Pfegebed rfigkeit vsrliegt. Im 
Aahmen dieser Pr fungen haben der Medizinische Dienst sder die vsn der Pfegekasse beaufragten Autachter durch eine  n-
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tersuchung des Antragstellers die Einschränkungen bei den Verrichtungen im Sinne des § 14 Abs. 4 festzustellen ssoie Art, 
 mfang und vsraussichtliche Dauer der Hilfebed rfigkeit und das Vsrliegen einer erheblich eingeschränkten Alltagsksmpe-
tenz nach § 45a zu ermitteln. Dar ber hinaus sind auch Feststellungen dar ber zu trefen, sb und in oelchem  mfang Maß-
nahmen zur Beseitigung, Minderung sder Verh tung einer Verschlimmerung der Pfegebed rfigkeit einschließlich der Leis-
tungen zur medizinischen Aehabilitatisn geeignet, nstoendig und zumutbar sind; inssoeit haben Versicherte einen Anspruch 
gegen den zuständigen Träger auf Leistungen zur medizinischen Aehabilitatisn. 

 
(2) Der Medizinische Dienst sder die vsn der Pfegekasse beaufragten Autachter haben den Versicherten in seinem .shnbereich 

zu untersuchen. Erteilt der Versicherte dazu nicht sein Einverständnis, kann die Pfegekasse die beantragten Leistungen ver-
oeigern. Die §§ 65, 66 des Ersten Buches bleiben unber hrt. Die  ntersuchung im .shnbereich des Pfegebed rfigen kann 
ausnahmsoeise unterbleiben, oenn auf Arund einer eindeutigen Aktenlage das Ergebnis der medizinischen  ntersuchung be-
reits feststeht. Die  ntersuchung ist in angemessenen Zeitabständen zu oiederhslen. 

 
(3) Die Pfegekasse leitet die Anträge zur Feststellung vsn Pfegebed rfigkeit unverz glich an den Medizinischen Dienst der 

Krankenversicherung sder die vsn der Pfegekasse beaufragten Autachter oeiter. Dem Antragsteller ist spätestens f nf .s-
chen nach Eingang des Antrags bei der zuständigen Pfegekasse die Entscheidung der Pfegekasse schriflich mitzuteilen. Be-
fndet sich der Antragsteller im Krankenhaus sder in einer statisnären Aehabilitatisnseinrichtung und  
1. liegen Hinoeise vsr, dass zur Sicherstellung der ambulanten sder statisnären .eiterverssrgung und Betreuung eine Be-

gutachtung in der Einrichtung erfsrderlich ist, sder 
2. ourde die Inanspruchnahme vsn Pfegezeit nach dem Pfegezeitgesetz gegen ber dem Arbeitgeber der pfegenden Per-

ssn angek ndigt sder 
3. ourde mit dem Arbeitgeber der pfegenden Perssn eine Familienpfegezeit nach § 2 Absatz 1 des Familienpfegezeitgeset-

zes vereinbart, 
ist die Begutachtung dsrt unverz glich, spätestens innerhalb einer .sche nach Eingang des Antrags bei der zuständigen Pfe-
gekasse durchzuf hren; die Frist kann durch regisnale Vereinbarungen verk rzt oerden. Die verk rzte Begutachtungsfrist gilt 
auch dann, oenn der Antragsteller sich in einem Hsspiz befndet sder ambulant palliativ verssrgt oird. Befndet sich der An-
tragsteller in häuslicher  mgebung, shne palliativ verssrgt zu oerden, und ourde die Inanspruchnahme vsn Pfegezeit nach 
dem Pfegezeitgesetz gegen ber dem Arbeitgeber der pfegenden Perssn angek ndigt sder mit dem Arbeitgeber der pfegen-
den Perssn eine Familienpfegezeit nach § 2 Absatz 1 des Familienpfegezeitgesetzes vereinbart, ist eine Begutachtung durch 
den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung sder die vsn der Pfegekasse beaufragten Autachter spätestens inner-
halb vsn zoei .schen nach Eingang des Antrags bei der zuständigen Pfegekasse durchzuf hren und der Antragsteller seitens 
des Medizinischen Dienstes sder der vsn der Pfegekasse beaufragten Autachter unverz glich schriflich dar ber zu infsrmie-
ren, oelche Empfehlung der Medizinische Dienst sder die vsn der Pfegekasse beaufragten Autachter an die Pfegekasse oei-
terleiten. In den Fällen der Sätze 3 bis 5 muss die Empfehlung nur die Feststellung beinhalten, sb Pfegebed rfigkeit im Sinne 
der §§ 14 und 15 vsrliegt. Die Entscheidung der Pfegekasse ist dem Antragsteller unverz glich nach Eingang der Empfehlung 
des Medizinischen Dienstes sder der beaufragten Autachter bei der Pfegekasse schriflich mitzuteilen. Der Antragsteller hat 
ein Aecht darauf, dass mit dem Bescheid das Autachten  bermittelt oird. Bei der Begutachtung ist zu erfassen, sb der Antrag-
steller vsn diesem Aecht Aebrauch machen oill. Der Antragsteller kann die Übermittlung des Autachtens auch zu einem spä-
teren Zeitpunkt verlangen. 

 
(3a) Die Pfegekasse ist verpfichtet, dem Antragsteller mindestens drei unabhängige Autachter zur Ausoahl zu benennen, 

1. ssoeit nach Absatz 1 unabhängige Autachter mit der Pr fung beaufragt oerden ssllen, sder 
2. oenn innerhalb vsn vier .schen ab Antragstellung keine Begutachtung erfslgt ist. 
Auf die Qualifkatisn und  nabhängigkeit des Autachters ist der Versicherte hinzuoeisen. Hat sich der Antragsteller f r einen 
benannten Autachter entschieden, oird dem .unsch Aechnung getragen. Der Antragsteller hat der Pfegekasse seine Ent-
scheidung innerhalb einer .sche ab Kenntnis der  amen der Autachter mitzuteilen, anssnsten kann die Pfegekasse einen 
Autachter aus der  bersandten Liste beaufragen. Die Autachter sind bei der .ahrnehmung ihrer Aufgaben nur ihrem Aeois-
sen unterosrfen. 

  
(3b) Erteilt die Pfegekasse den schriflichen Bescheid  ber den Antrag nicht innerhalb vsn f nf .schen nach Eingang des Antrags 

sder oird eine der in Absatz 3 genannten verk rzten Begutachtungsfristen nicht eingehalten, hat die Pfegekasse nach Fristab-
lauf f r jede begsnnene .sche der Frist berschreitung unverz glich 70 Eurs an den Antragsteller zu zahlen. Dies gilt nicht, 
oenn die Pfegekasse die Verzögerung nicht zu vertreten hat sder oenn sich der Antragsteller in statisnärer Pfege befndet 
und bereits als mindestens erheblich pfegebed rfig (mindestens Pfegestufe I) anerkannt ist. Entsprechendes gilt f r die pri-
vaten Versicherungsunternehmen, die die private Pfege-Pfichtversicherung durchf hren. Die Träger der Pfegeversicherung 
und die privaten Versicherungsunternehmen veröfentlichen jährlich jeoeils bis zum 31. März des dem Berichtsjahr fslgenden 
Jahres eine Statistik  ber die Einhaltung der Fristen nach Absatz 3. 

 
(4) Der Medizinische Dienst sder die vsn der Pfegekasse beaufragten Autachter ssllen, ssoeit der Versicherte einoilligt, die 

behandelnden Ärzte des Versicherten, insbessndere die Hausärzte, in die Begutachtung einbeziehen und ärztliche Ausk nfe 
und  nterlagen  ber die f r die Begutachtung der Pfegebed rfigkeit oichtigen Vsrerkrankungen ssoie Art,  mfang und 
Dauer der Hilfebed rfigkeit einhslen. Mit Einverständnis des Versicherten ssllen auch pfegende Angehörige sder ssnstige 
Perssnen sder Dienste, die an der Pfege des Versicherten beteiligt sind, befragt oerden. 

 
(5) Die Pfege- und Krankenkassen ssoie die Leistungserbringer sind verpfichtet, dem Medizinischen Dienst sder den vsn der 

Pfegekasse beaufragten Autachtern die f r die Begutachtung erfsrderlichen  nterlagen vsrzulegen und Ausk nfe zu ertei-
len. § 276 Abs. 1 Satz 2 und 3 des F nfen Buches gilt entsprechend. 

 
(6) Der Medizinische Dienst der Krankenversicherung sder die vsn der Pfegekasse beaufragten Autachter haben der Pfegekasse 

das Ergebnis seiner sder ihrer Pr fung zur Feststellung der Pfegebed rfigkeit unverz glich zu  bermitteln. In seiner sder ih-
rer Stellungnahme haben der Medizinische Dienst sder die vsn der Pfegekasse beaufragten Autachter auch das Ergebnis der 
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Pr fung, sb und gegebenenfalls oelche Maßnahmen der Präventisn und der medizinischen Aehabilitatisn geeignet, nstoen-
dig und zumutbar sind, mitzuteilen und Art und  mfang vsn Pfegeleistungen ssoie einen individuellen Pfegeplan zu empfeh-
len. Die Feststellungen zur medizinischen Aehabilitatisn sind durch den Medizinischen Dienst sder die vsn der Pfegekasse 
beaufragten Autachter in einer gessnderten Aehabilitatisnsempfehlung zu dskumentieren. Beantragt der Pfegebed rfige 
Pfegegeld, hat sich die Stellungnahme auch darauf zu erstrecken, sb die häusliche Pfege in geeigneter .eise sichergestellt 
ist. 

 
(7) Die Aufgaben des Medizinischen Dienstes oerden durch Ärzte in enger Zusammenarbeit mit Pfegefachkräfen und anderen 

geeigneten Fachkräfen oahrgensmmen. Die Pr fung der Pfegebed rfigkeit vsn Kindern ist in der Aegel durch bessnders ge-
schulte Autachter mit einer Qualifkatisn als Aesundheits- und Kinderkrankenpfegerin sder Aesundheits- und Kinderkran-
kenpfeger sder als Kinderärztin sder Kinderarzt vsrzunehmen. Der Medizinische Dienst ist befugt, den Pfegefachkräfen sder 
ssnstigen geeigneten Fachkräfen, die nicht dem Medizinischen Dienst angehören, die f r deren jeoeilige Beteiligung erfsr-
derlichen perssnenbezsgenen Daten zu  bermitteln. F r andere unabhängige Autachter gelten die Sätze 1 bis 3 entspre-
chend. 

 
 
§ 34 Ruhen der Leistungsansprüche 
 
(1) Der Anspruch auf Leistungen ruht:  

1. sslange sich der Versicherte im Ausland aufält. Bei vsr bergehendem Auslandsaufenthalt vsn bis zu sechs .schen im 
Kalenderjahr ist das Pfegegeld nach § 37 sder anteiliges Pfegegeld nach § 38 oeiter zu geoähren. F r die Pfegesachleis-
tung gilt dies nur, ssoeit die Pfegekraf, die anssnsten die Pfegesachleistung erbringt, den Pfegebed rfigen oährend 
des Auslandsaufenthaltes begleitet, 

2. ssoeit Versicherte Entschädigungsleistungen oegen Pfegebed rfigkeit unmittelbar nach § 35 des Bundesverssrgungs-
gesetzes sder nach den Aesetzen, die eine entsprechende Anoendung des Bundesverssrgungsgesetzes vsrsehen, aus der 
gesetzlichen  nfallversicherung sder aus öfentlichen Kassen auf Arund gesetzlich geregelter  nfallverssrgung sder  n-
fallf rssrge erhalten. Dies gilt auch, oenn vergleichbare Leistungen aus dem Ausland sder vsn einer zoischenstaatlichen 
sder  berstaatlichen Einrichtung bezsgen oerden. 

 
(1a) Der Anspruch auf Pfegegeld nach § 37 sder anteiliges Pfegegeld nach § 38 ruht nicht bei pfegebed rfigen Versicherten, die 

sich in einem Mitgliedstaat der Eurspäischen  nisn, einem Vertragsstaat des Abksmmens  ber den Eurspäischen .irt-
schafsraum sder der Schoeiz aufalten. 

 
(2) Der Anspruch auf Leistungen bei häuslicher Pfege ruht dar ber hinaus, ssoeit im Aahmen des Anspruchs auf häusliche Kran-

kenpfege (§ 37 des F nfen Buches) auch Anspruch auf Arundpfege und hausoirtschafliche Verssrgung besteht, ssoie f r 
die Dauer des statisnären Aufenthalts in einer Einrichtung im Sinne des § 71 Abs. 4, ssoeit § 39 nichts Aboeichendes be-
stimmt. Pfegegeld nach § 37 sder anteiliges Pfegegeld nach § 38 ist in den ersten vier .schen einer vsllstatisnären Kranken-
hausbehandlung, einer häuslichen Krankenpfege mit Anspruch auf Arundpfege und hausoirtschafliche Verssrgung sder ei-
ner Aufnahme in Vsrssrge- sder Aehabilitatisnseinrichtungen nach § 107 Absatz 2 des F nfen Buches oeiter zu zahlen; bei 
Pfegebed rfigen, die ihre Pfege durch vsn ihnen beschäfigte bessndere Pfegekräfe sicherstellen und bei denen § 66 Ab-
satz 4 Satz 2 des Zoölfen Buches Anoendung fndet, oird das Pfegegeld nach § 37 sder anteiliges Pfegegeld nach § 38 auch 
 ber die ersten vier .schen hinaus oeiter gezahlt. 

 
(3) Die Leistungen zur sszialen Sicherung nach den §§ 44 und 44a ruhen nicht f r die Dauer der häuslichen Krankenpfege, bei 

vsr bergehendem Auslandsaufenthalt des Versicherten sder Erhslungsurlaub der Pfegeperssn vsn bis zu sechs .schen im 
Kalenderjahr ssoie in den ersten vier .schen einer vsllstatisnären Krankenhausbehandlung sder einer statisnären Leistung 
zur medizinischen Aehabilitatisn. 

 
 
§ 45a Berechtigter Personenkreis 
 
(1) Die Leistungen in diesem Abschnitt betrefen Pfegebed rfige in häuslicher Pfege, bei denen neben dem Hilfebedarf im Be-

reich der Arundpfege und der hausoirtschaflichen Verssrgung (§§ 14 und 15) ein erheblicher Bedarf an allgemeiner Beauf-
sichtigung und Betreuung gegeben ist. Dies sind  
1. Pfegebed rfige der Pfegestufen I, II und III ssoie 
2. Perssnen, die einen Hilfebedarf im Bereich der Arundpfege und hausoirtschaflichen Verssrgung haben, der nicht das 

Ausmaß der Pfegestufe I erreicht, 
mit demenzbedingten Fähigkeitsstörungen, geistigen Behinderungen sder psychischen Erkrankungen, bei denen der Medizi-
nische Dienst der Krankenversicherung sder die vsn der Pfegekasse beaufragten Autachter im Aahmen der Begutachtung 
nach § 18 als Fslge der Krankheit sder Behinderung Ausoirkungen auf die Aktivitäten des täglichen Lebens festgestellt haben, 
die dauerhaf zu einer erheblichen Einschränkung der Alltagsksmpetenz gef hrt haben. 

 
(2) F r die Beoertung, sb die Einschränkung der Alltagsksmpetenz auf Dauer erheblich ist, sind fslgende Schädigungen und 

Fähigkeitsstörungen maßgebend:  
1. unksntrslliertes Verlassen des .shnbereiches (.eglaufendenz); 
2. Verkennen sder Verursachen gefährdender Situatisnen; 
3. unsachgemäßer  mgang mit gefährlichen Aegenständen sder pstenziell gefährdenden Substanzen; 
4. tätlich sder verbal aggressives Verhalten in Verkennung der Situatisn; 
5. im situativen Ksnteet inadäquates Verhalten; 
6.  nfähigkeit, die eigenen körperlichen und seelischen Aef hle sder Bed rfnisse oahrzunehmen; 
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7.  nfähigkeit zu einer erfsrderlichen Kssperatisn bei therapeutischen sder sch tzenden Maßnahmen als Fslge einer the-
rapieresistenten Depressisn sder Angststörung; 

8. Störungen der höheren Hirnfunktisnen (Beeinträchtigungen des Aedächtnisses, herabgesetztes  rteilsvermögen), die zu 
Prsblemen bei der Beoältigung vsn sszialen Alltagsleistungen gef hrt haben; 

9. Störung des Tag-/ acht-Ahythmus; 
10.  nfähigkeit, eigenständig den Tagesablauf zu planen und zu strukturieren; 
11. Verkennen vsn Alltagssituatisnen und inadäquates Aeagieren in Alltagssituatisnen; 
12. ausgeprägtes labiles sder unksntrslliert emstisnales Verhalten; 
13. zeitlich  beroiegend  iedergeschlagenheit, Verzagtheit, Hilfssigkeit sder Hsfnungslssigkeit aufgrund einer therapiere-

sistenten Depressisn. 
Die Alltagsksmpetenz ist erheblich eingeschränkt, oenn der Autachter des Medizinischen Dienstes sder die vsn der Pfege-
kasse beaufragten Autachter bei dem Pfegebed rfigen oenigstens in zoei Bereichen, davsn mindestens einmal aus einem 
der Bereiche 1 bis 9, dauerhafe und regelmäßige Schädigungen sder Fähigkeitsstörungen feststellen. Der Spitzenverband 
Bund der Pfegekassen beschließt mit dem Verband der privaten Krankenversicherung e. V. unter Beteiligung der ksmmuna-
len Spitzenverbände auf Bundesebene, der maßgeblichen Organisatisnen f r die .ahrnehmung der Interessen und der 
Selbsthilfe der pfegebed rfigen und behinderten Menschen auf Bundesebene und des Medizinischen Dienstes des Spitzen-
verbandes Bund der Krankenkassen in Ergänzung der Aichtlinien nach § 17 das  ähere zur einheitlichen Begutachtung und 
Feststellung des erheblichen und dauerhafen Bedarfs an allgemeiner Beaufsichtigung und Betreuung. 

 
 
§ 123 Übergangsregelung: verbesserte Pflegeleistungen für Personen mit erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz 
 
(1) Versicherte, die oegen erheblich eingeschränkter Alltagsksmpetenz die Vsraussetzungen des § 45a erf llen, haben neben den 

Leistungen nach § 45b bis zum Inkraftreten eines Aesetzes, das die Leistungsgeoährung aufgrund eines neuen Pfegebe-
d rfigkeitsbegrifs und eines entsprechenden Begutachtungsverfahrens regelt, Anspr che auf Pfegeleistungen nach Maßga-
be der fslgenden Absätze. 

 
(2) Versicherte shne Pfegestufe haben je Kalendermsnat Anspruch auf 

1. Pfegegeld nach § 37 in Höhe vsn 120 Eurs sder 
2. Pfegesachleistungen nach § 36 in Höhe vsn bis zu 225 Eurs sder 
3. Ksmbinatisnsleistungen aus den  ummern 1 und 2 (§ 38) 
ssoie Anspr che nach den §§ 39 und 40. 

 
(3) F r Pfegebed rfige der Pfegestufe I erhöhen sich das Pfegegeld nach § 37 um 70 Eurs auf 305 Eurs und die Pfegesachleis-

tungen nach § 36 um 215 Eurs auf bis zu 665 Eurs. 
 
(4) F r Pfegebed rfige der Pfegestufe II erhöhen sich das Pfegegeld nach § 37 um 85 Eurs auf 525 Eurs und die Pfegesachleis-

tungen nach § 36 um 150 Eurs auf bis zu 1.250 Eurs. 
 
 
§ 126 Zulageberechtigte 
 

Perssnen, die nach dem Dritten Kapitel in der sszialen sder privaten Pfegeversicherung versichert sind (zulageberechtigte 
Perssnen), haben bei Vsrliegen einer auf ihren  amen lautenden privaten Pfege- Zusatzversicherung unter den in § 127 Ab-
satz 2 genannten Vsraussetzungen Anspruch auf eine Pfegevsrssrgezulage. Davsn ausgensmmen sind Perssnen, die das 
18. Lebensjahr nsch nicht vsllendet haben, ssoie Perssnen, die vsr Abschluss der privaten Pfege- Zusatzversicherung bereits 
Leistungen nach § 123 sder als Pfegebed rfige Leistungen nach dem Vierten Kapitel sder gleichoertige Vertragsleistungen 
der privaten Pfege- Pfichtversicherung beziehen sder bezsgen haben. 

 
 
§ 127 Pfegevorsorgezulage, Fördervoraussetzungen 
 
(1) Leistet die zulageberechtigte Perssn mindestens einen Beitrag vsn msnatlich 10 Eurs im jeoeiligen Beitragsjahr zugunsten 

einer auf ihren  amen lautenden, gemäß Absatz 2 förderfähigen privaten Pfege- Zusatzversicherung, hat sie Anspruch auf ei-
ne Zulage in Höhe vsn msnatlich 5 Eurs. Die Zulage oird bei dem Mindestbeitrag nach Satz 1 nicht ber cksichtigt. Die Zulage 
oird je zulageberechtigter Perssn f r jeden Msnat nur f r einen Versicherungsvertrag geoährt. Der Mindestbeitrag und die 
Zulage sind f r den förderfähigen Tarif zu veroenden. 

 
(2) Eine nach diesem Kapitel förderfähige private Pfege-Zusatzversicherung liegt vsr, oenn das Versicherungsunternehmen 

hierf r 
1. die Kalkulatisn nach Art der Lebensversicherung gemäß § 12 Absatz 1  ummer 1 und 2 des Versicherungsaufsichtsgeset-

zes vsrsieht, 
2. allen in § 126 genannten Perssnen einen Anspruch auf Versicherung geoährt, 
3. auf das srdentliche K ndigungsrecht ssoie auf eine Aisikspr fung und die Vereinbarung vsn Aisikszuschlägen und Leis-

tungsausschl ssen verzichtet, 
4. bei Vsrliegen vsn Pfegebed rfigkeit im Sinne des § 14 einen vertraglichen Anspruch auf Auszahlung vsn Aeldleistungen 

f r jede der in § 15 aufgef hrten Pfegestufen, dabei in Höhe vsn mindestens 600 Eurs f r die in § 15 Absatz 1 Satz 1  um-
mer 3 aufgef hrte Pfegestufe III, ssoie bei Vsrliegen vsn erheblich eingeschränkter Alltagsksmpetenz im Sinne des § 45a 
einen Anspruch auf Auszahlung vsn Aeldleistungen vsrsieht; die tarifich vsrgesehenen Aeldleistungen d rfen dabei die 
zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses jeoeils geltende Höhe der Leistungen dieses Buches nicht  berschreiten, eine 
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Dynamisierung bis zur Höhe der allgemeinen Infatisnsrate ist jedsch zulässig; oeitere Leistungen darf der förderfähige 
Tarif nicht vsrsehen, 

5. bei der Feststellung des Versicherungsfalles ssoie der Festsetzung der Pfegestufe dem Ergebnis des Verfahrens zur Fest-
stellung der Pfegebed rfigkeit gemäß § 18 ssoie den Feststellungen  ber das Vsrliegen vsn erheblich eingeschränkter 
Alltagsksmpetenz nach § 45a fslgt; bei Versicherten der privaten Pfege- Pfichtversicherung sind die entsprechenden 
Feststellungen des privaten Versicherungsunternehmens zugrunde zu legen, 

6. die .artezeit auf höchstens f nf Jahre beschränkt, 
7. einem Versicherungsnehmer, der hilfebed rfig im Sinne des Zoeiten sder Zoölfen Buches ist sder allein durch Zahlung 

des Beitrags hilfebed rfig o rde, einen Anspruch geoährt, den Vertrag shne Aufrechterhaltung des Versicherungsschut-
zes f r eine Dauer vsn mindestens drei Jahren ruhen zu lassen sder den Vertrag binnen einer Frist vsn drei Msnaten nach 
Eintritt der Hilfebed rfigkeit r ckoirkend zum Zeitpunkt des Eintritts zu k ndigen; f r den Fall der Auhendstellung be-
ginnt diese Frist mit dem Ende der Auhendstellung, oenn Hilfebed rfigkeit oeiterhin vsrliegt, 

8. die Höhe der in Ansatz gebrachten Veroaltungs- und Abschlusskssten begrenzt; das  ähere dazu oird in der Aechtsver-
srdnung nach § 130 geregelt. 

Der Verband der privaten Krankenversicherung e. V. oird damit beliehen, hierf r brancheneinheitliche Vertragsmuster festzu-
legen, die vsn den Versicherungsunternehmen als Teil der Allgemeinen Versicherungsbedingungen förderfähiger Pfege-
Zusatzversicherungen zu veroenden sind. Die Beleihung nach Satz 2 umfasst die Befugnis, f r Versicherungsunternehmen, 
die förderfähige private Pfege-Zusatzversicherungen anbieten, einen Ausgleich f r Überschäden einzurichten; § 111 Absatz 1 
Satz 1 und 2 und Absatz 2 gilt entsprechend. Die Fachaufsicht  ber den Verband der privaten Krankenversicherung e. V. zu den 
in den Sätzen 2 und 3 genannten Aufgaben  bt das Bundesministerium f r Aesundheit aus. 

 
(3) Der Anspruch auf die Zulage entsteht mit Ablauf des Kalenderjahres, f r das die Beiträge zu einer privaten Pfege-

Zusatzversicherung gemäß § 127 Absatz 1 geleistet osrden sind (Beitragsjahr). 
 
 
§ 128 Verfahren; Hafung des Versicherungsunternehmens 
 
(1) Die Zulage gemäß § 127 Absatz 1 oird auf Antrag geoährt. Die zulageberechtigte Perssn bevsllmächtigt das Versicherungsun-

ternehmen mit dem Abschluss des Vertrags  ber eine förderfähige private Pfege-Zusatzversicherung, die Zulage f r jedes 
Beitragsjahr zu beantragen. Ssfern eine Zulagenummer sder eine Versicherungsnummer nach § 147 des Sechsten Buches f r 
die zulageberechtigte Perssn nsch nicht vergeben ist, bevsllmächtigt sie zugleich ihr Versicherungsunternehmen, eine Zula-
genummer bei der zentralen Stelle zu beantragen. Das Versicherungsunternehmen ist verpfichtet, der zentralen Stelle nach 
amtlich vsrgeschriebenem Datensatz durch amtlich bestimmte Datenfern bertragung zur Feststellung der Anspruchsbe-
rechtigung auf Auszahlung der Zulage zugleich mit dem Antrag in dem Zeitraum vsm 1. Januar bis zum 31. März des Kalender-
jahres, das auf das Beitragsjahr fslgt, Fslgendes zu  bermitteln: 
1. die Antragsdaten, 
2. die Höhe der f r die zulagefähige private Pfege-Zusatzversicherung geleisteten Beiträge, 
3. die Vertragsdaten, 
4. die Versicherungsnummer nach § 147 des Sechsten Buches, die Zulagenummer der zulageberechtigten Perssn sder einen 

Antrag auf Vergabe einer Zulagenummer, 
5. oeitere zur Auszahlung der Zulage erfsrderliche Angaben, 
6. die Bestätigung, dass der Antragsteller eine zulageberechtigte Perssn im Sinne des § 126 ist, ssoie 
7. die Bestätigung, dass der jeoeilige Versicherungsvertrag die Vsraussetzungen des § 127 Absatz 2 erf llt. 
Die zulageberechtigte Perssn ist verpfichtet, dem Versicherungsunternehmen unverz glich eine Änderung der Verhältnisse 
mitzuteilen, die zu einem .egfall des Zulageanspruchs f hrt. Hat f r das Beitragsjahr, f r das das Versicherungsunternehmen 
bereits eine Zulage beantragt hat, kein Zulageanspruch bestanden, hat das Versicherungsunternehmen diesen Antragsdaten-
satz zu stsrnieren. 

 
(2) Die Auszahlung der Zulage erfslgt durch eine zentrale Stelle bei der Deutschen Aentenversicherung Bund; das  ähere, insbe-

ssndere die Höhe der Veroaltungsksstenerstattung, oird durch Veroaltungsvereinbarung zoischen dem Bundesministerium 
f r Aesundheit und der Deutschen Aentenversicherung Bund geregelt. Die Zulage oird bei Vsrliegen der Vsraussetzungen an 
das Versicherungsunternehmen gezahlt, bei dem der Vertrag  ber die private Pfege-Zusatzversicherung besteht, f r den die 
Zulage beantragt ourde. .ird f r eine zulageberechtigte Perssn die Zulage f r mehr als einen privaten Pfege-Zusatz-
versicherungsvertrag beantragt, ss oird die Zulage f r den jeoeiligen Msnat nur f r den Vertrag geoährt, f r den der Antrag 
zuerst bei der zentralen Stelle eingegangen ist. Ssoeit der zuständige Träger der Aentenversicherung keine Versicherungs-
nummer vergeben hat, vergibt die zentrale Stelle zur Erf llung der ihr zugeoiesenen Aufgaben eine Zulagenummer. Im Fall 
eines Antrags nach Absatz 1 Satz 3 teilt die zentrale Stelle dem Versicherungsunternehmen die Zulagenummer mit; vsn dsrt 
oird sie an den Antragsteller oeitergeleitet. Die zentrale Stelle stellt auf Arund der ihr vsrliegenden Infsrmatisnen fest, sb ein 
Anspruch auf Zulage besteht, und veranlasst die Auszahlung an das Versicherungsunternehmen zugunsten der zulageberech-
tigten Perssn. Ein gessnderter Zulagebescheid ergeht vsrbehaltlich des Satzes 9 nicht. Das Versicherungsunternehmen hat 
die erhaltenen Zulagen unverz glich dem beg nstigten Vertrag gutzuschreiben. Eine Festsetzung der Zulage erfslgt nur auf 
bessnderen Antrag der zulageberechtigten Perssn. Der Antrag ist schriflich innerhalb eines Jahres nach Übersendung der In-
fsrmatisn nach Absatz 3 durch das Versicherungsunternehmen vsm Antragsteller an das Versicherungsunternehmen zu rich-
ten. Das Versicherungsunternehmen leitet den Antrag der zentralen Stelle zur Festsetzung zu. Es hat dem Antrag eine Stel-
lungnahme und die zur Festsetzung erfsrderlichen  nterlagen beizuf gen. Die zentrale Stelle teilt die Festsetzung auch dem 
Versicherungsunternehmen mit. Erkennt die zentrale Stelle nachträglich, dass der Zulageanspruch nicht bestanden hat sder 
oeggefallen ist, ss hat sie zu  nrecht gutgeschriebene sder ausgezahlte Zulagen zur ckzufsrdern und dies dem Versiche-
rungsunternehmen durch Datensatz mitzuteilen.  
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(3) Ksmmt die zentrale Stelle zu dem Ergebnis, dass kein Anspruch auf Zulage besteht sder bestanden hat, teilt sie dies dem 
Versicherungsunternehmen mit. Dieses hat die versicherte Perssn innerhalb eines Msnats nach Eingang des entsprechenden 
Datensatzes dar ber zu infsrmieren. 

 
(4) Das Versicherungsunternehmen hafet im Fall der Auszahlung einer Zulage gegen ber dem Zulageempfänger daf r, dass die 

in § 127 Absatz 2 genannten Vsraussetzungen erf llt sind.  
 
(5) Die vsn der zentralen Stelle veranlassten Auszahlungen vsn Pfegevsrssrgezulagen ssoie die entstehenden Veroaltungskss-

ten oerden vsm Bundesministerium f r Aesundheit getragen. Zu den Veroaltungskssten gehören auch die entsprechenden 
Kssten f r den Aufau der technischen und srganisatsrischen Infrastruktur. Die gesamten Veroaltungskssten oerden nach 
Ablauf eines jeden Beitragsjahres erstattet; dabei sind die Perssnal- und Sachksstensätze des Bundes entsprechend anzu-
oenden. Ab dem Jahr 2014 oerden msnatliche Abschläge gezahlt. Ssoeit das Bundesversicherungsamt die Aufsicht  ber die 
zentrale Stelle aus bt, untersteht es aboeichend vsn § 94 Absatz 2 Satz 2 des Vierten Buches dem Bundesministerium f r Ae-
sundheit. 

 
 
 

Auszug aus dem Gesetz über den Versicherungsvertrag (VVG)  
 
§ 14 Fälligkeit der Geldleistung 
 
(1) Aeldleistungen des Versicherers sind fällig mit der Beendigung der zur Feststellung des Versicherungsfalles und des  mfan-

ges der Leistung des Versicherers nstoendigen Erhebungen. 
 
(2) Sind diese Erhebungen nicht bis zum Ablauf eines Msnats seit der Anzeige des Versicherungsfalles beendet, kann der Versi-

cherungsnehmer Abschlagszahlungen in Höhe des Betrags verlangen, den der Versicherer vsraussichtlich mindestens zu zah-
len hat. Der Lauf der Frist ist gehemmt, sslange die Erhebungen infslge eines Verschuldens des Versicherungsnehmers nicht 
beendet oerden können. 

 
(3) Eine Vereinbarung, durch die der Versicherer vsn der Verpfichtung zur Zahlung vsn Verzugszinsen befreit oird, ist unoirk-

sam. 
 
 
§ 28 Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit 
 
(1) Bei Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit, die vsm Versicherungsnehmer vsr Eintritt des Versicherungsfalles gegen ber 

dem Versicherer zu erf llen ist, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Msnats, nachdem er vsn der Verletzung 
Kenntnis erlangt hat, shne Einhaltung einer Frist k ndigen, es sei denn, die Verletzung beruht nicht auf Vsrsatz sder auf grs-
ber Fahrlässigkeit. 

 
(2) Bestimmt der Vertrag, dass der Versicherer bei Verletzung einer vsm Versicherungsnehmer zu erf llenden vertraglichen 

Obliegenheit nicht zur Leistung verpfichtet ist, ist er leistungsfrei, oenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit vsrsätz-
lich verletzt hat. Im Fall einer grsb fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in 
einem der Schoere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu k rzen; die Beoeislast f r das 
 ichtvsrliegen einer grsben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

 
(3) Aboeichend vsn Absatz 2 ist der Versicherer zur Leistung verpfichtet, ssoeit die Verletzung der Obliegenheit oeder f r den 

Eintritt sder die Feststellung des Versicherungsfalles nsch f r die Feststellung sder den  mfang der Leistungspficht des Ver-
sicherers ursächlich ist. Satz 1 gilt nicht, oenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

 
(4) Die vsllständige sder teiloeise Leistungsfreiheit des Versicherers nach Absatz 2 hat bei Verletzung einer nach Eintritt des 

Versicherungsfalles bestehenden Auskunfs- sder Auflärungssbliegenheit zur Vsraussetzung, dass der Versicherer den Ver-
sicherungsnehmer durch gessnderte Mitteilung in Teetfsrm auf diese Aechtsfslge hingeoiesen hat. 

 
(5) Eine Vereinbarung, nach oelcher der Versicherer bei Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit zum A cktritt berechtigt ist, 

ist unoirksam. 
 
 
§ 37 Zahlungsverzug bei Erstprämie 
 
(1) .ird die einmalige sder die erste Prämie nicht rechtzeitig gezahlt, ist der Versicherer, sslange die Zahlung nicht beoirkt ist, 

zum A cktritt vsm Vertrag berechtigt, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die  ichtzahlung nicht zu vertreten. 
 
(2) Ist die einmalige sder die erste Prämie bei Eintritt des Versicherungsfalles nicht gezahlt, ist der Versicherer nicht zur Leistung 

verpfichtet, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die  ichtzahlung nicht zu vertreten. Der Versicherer ist nur leistungs-
frei, oenn er den Versicherungsnehmer durch gessnderte Mitteilung in Teetfsrm sder durch einen aufälligen Hinoeis im Ver-
sicherungsschein auf diese Aechtsfslge der  ichtzahlung der Prämie aufmerksam gemacht hat. 
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§ 38 Zahlungsverzug bei Folgeprämie 
 
(1) .ird eine Fslgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kssten in Teet-

fsrm eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zoei .schen betragen muss. Die Bestimmung ist nur oirksam, oenn sie 
die r ckständigen Beträge der Prämie, Zinsen und Kssten im Einzelnen bezifert und die Aechtsfslgen angibt, die nach den Ab-
sätzen 2 und 3 mit dem Fristablauf verbunden sind; bei zusammengefassten Verträgen sind die Beträge jeoeils getrennt anzu-
geben. 

 
(2) Tritt der Versicherungsfall nach Fristablauf ein und ist der Versicherungsnehmer bei Eintritt mit der Zahlung der Prämie sder 

der Zinsen sder Kssten in Verzug, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpfichtet. 
 
(3) Der Versicherer kann nach Fristablauf den Vertrag shne Einhaltung einer Frist k ndigen, ssfern der Versicherungsnehmer mit 

der Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist. Die K ndigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist ss verbunden 
oerden, dass sie mit Fristablauf oirksam oird, oenn der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug 
ist; hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der K ndigung ausdr cklich hinzuoeisen. Die K ndigung oird unoirksam, oenn 
der Versicherungsnehmer innerhalb eines Msnats nach der K ndigung sder, oenn sie mit der Fristbestimmung verbunden 
osrden ist, innerhalb eines Msnats nach Fristablauf die Zahlung leistet; Absatz 2 bleibt unber hrt. 
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Tariflschrlibune Unislx 

 

Tarif PI: 
Pfegetagegeld-Versicherung 
 
Ergänzung zur privaten sder sszialen Pfege-Pfichtversicherung 
 
Dieser Tarif kann nur f r Perssnen abgeschlsssen oerden, die in der Pfege-Pfichtversicherung (ssziale Pfegeversicherung sder private 
Pfegepfichtversicherung) nach den Vsrschrifen des Elfen Buches des Sszialgesetzbuches (SAB XI) versichert sder versicherungspfich-
tig sind. Endet die Versicherung in der Pfege-Pfichtversicherung, kann eine bereits bestehende Versicherung nach Tarif PI oeitergef hrt 
oerden. 
Der Pfegetagegeld-Tarif kann in Stufen vsn 1 Eurs abgeschlsssen oerden.  
 
 
1. Pfege-Tagegeld 
 
a) Leistungsstufen 

Der Tarif bietet Versicherungsschutz in Fsrm eines Pfegetagegeldes. Das Pfegetagegeld oird bei Pfegebed rfigkeit in der 
vereinbarten Höhe f r jeden Tag der nstoendigen Pfege gezahlt. Ein Leistungsanspruch besteht dabei in der Leistungsstufe 

 
PI0 bei Pfegebed rfigkeit nach Pfegestufe 0, 
PI1 bei Pfegebed rfigkeit nach Pfegestufe I, 
PI2 bei Pfegebed rfigkeit nach Pfegestufe II, 
PI3 bei Pfegebed rfigkeit nach Pfegestufe III. 

 
Der jeoeils versicherte Tagessatz ergibt sich aus dem Versicherungsschein. Ein Leistungsanspruch entsteht fr hestens nach 
ärztlicher Feststellung der Pfegebed rfigkeit. 
 
 Pfegestufe 0“ gemäß diesem Tarif liegt vsr, oenn eine erheblich eingeschränkte Alltagsksmpetenz nach § 45a Sszialgesetz-
buch (SAB) XI besteht und die versicherte Perssn in der Pfege-Pfichtversicherung nicht als pfegebed rfig mit mindestens 
der Pfegestufe I anerkannt oird. Ssfern die Pfege-Pfichtversicherung geendet hat, richtet sich die Zusrdnung zu den Pfege-
stufen I bis III nach § 1 Teil I Abs. 6 der AVB; zur Feststellung der Pfegebed rfigkeit ist gemäß § 9 Teil II Abs. 2 der AVB vsm 
Versicherungsnehmer in diesem Fall eine Bescheinigung des vsm Versicherer beaufragten ärztlichen Dienstes vsrzulegen. 
Die Einstufung in Pfegestufe 0 gilt ergänzend zu § 1 Teil I Abs. 2 der AVB als Versicherungsfall.  
 
Die Einstufung in eine höhere Pfegestufe schließt Leistungen f r eine niedrigere Pfegestufe aus. Davsn aboeichend oerden 
Leistungen aus der Leistungsstufe PI0 auch f r die Dauer einer Einstufung in Pfegestufe I erbracht, sslange bei der versicher-
ten Perssn zusätzlich eine erheblich eingeschränkte Alltagsksmpetenz nach § 45a SAB XI besteht. 
 
Die Pfegebed rfigkeit muss dem Versicherer durch Vsrlage des Einstufungsbescheids der Pfege-Pfichtversicherung sder 
des vsm Versicherer beaufragten medizinischen Dienstes nachgeoiesen oerden.  
 
Kann kein Einstufungsbescheid der Pfege-Pfichtversicherung vsrgelegt oerden, oeil diese Versicherung (etoa oegen .shn-
sitzes im Ausland) nicht mehr besteht, beaufragt der Versicherer aboeichend vsn § 9 Teil II Abs. 2 der AVB auf .unsch des 
Versicherungsnehmers einen Autachter, der die Pfegebed rfigkeit bzo. die erhebliche Einschränkung der Alltagsksmpetenz 
nach Maßgabe des SAB XI feststellt; in diesem Fall trägt der Versicherer nur die Kssten, die auch durch eine Begutachtung 
durch den medizinischen Dienst in Deutschland f r die Pfege-Pfichtversicherung angefallen oären. Die Mehrkssten durch 
den vsm Versicherer zur  ntersuchung beaufragten Autachter hat der Versicherungsnehmer zu tragen. 
Entsprechendes gilt f r die  achoeise  ber die Fsrtdauer der Pfegebed rfigkeit und der Pfegestufe; in Aboeichung vsn § 9 
Teil II Abs. 1 der AVB sind diese f r versicherte Perssnen, deren Pfege-Pfichtversicherung geendet hat, dabei auf Verlangen 
des Versicherers, höchstens jedsch viermal im Jahr, zu erbringen. 
 
Ssbald alle zur Pr fung der Leistungspficht nstoendigen  nterlagen vsrliegen, erklärt der Versicherer innerhalb vsn drei 
.schen, sb und in oelcher Höhe ein Leistungsanspruch besteht. Jede Änderung der Einstufung in die Pfegestufen 0 – III sder 
deren .egfall ist dem Versicherer unverz glich in Teetfsrm anzuzeigen. 

 
b) Leistungsanpassung 

Alle drei Jahre – gerechnet ab dem Jahr 2014 – passt der Versicherer das vereinbarte Tagegeld in allen Leistungsstufen ent-
sprechend der Entoicklung der allgemeinen Lebenshaltungskssten an. Zur Berechnung des Anpassungssatzes oird der vsm 
Statistischen Bundesamt veröfentlichte  Verbraucherpreisindee f r Deutschland – insgesamt“ herangezsgen. Betrachtet 
oerden hierbei die zuletzt besbachteten drei Veränderungsraten. Der Anpassungssatz des Pfegetagegeldes ist auf maeimal 
10 % begrenzt. Das hinzuksmmende Pfegetagegeld oird mit Hilfe des derart bestimmten Anpassungssatzes je Leistungsstufe 
berechnet und auf vslle 1 Eurs aufgerundet. Die Leistungsanpassung fndet in der jeoeiligen Leistungsstufe nur statt, ssfern 
oährend der letzten 24 Msnate vsr der Leistungsanpassung eine Versicherung nach dieser Leistungsstufe bestand und sich 
oährend dieser Zeit die vereinbarten Tagessatzhöhen nicht geändert haben. 
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Die Höherstufung oird shne Aisikspr fung und shne .artezeit vsrgensmmen. Die f r den bisherigen Versicherungsschutz 
nach Tarif PI vereinbarten bessnderen Bedingungen gelten entsprechend f r die Höherstufung. 
 
Der Beitrag f r das hinzuksmmende Pfegetagegeld oird nach dem im Jahr der Leistungsanpassung erreichten Lebensalter 
( nterschied zoischen Jahr der Aeburt und dem Jahr der Leistungsanpassung) der versicherten Perssn berechnet. Das hinzu-
ksmmende Pfegetagegeld gilt vsm Zeitpunkt des .irksamoerdens der Leistungsanpassung an auch f r laufende Versiche-
rungsfälle. 
 
Die Erhöhung des Beitrags und des versicherten Pfegetagegeldes ssoie das .irksamkeitsdatum der Erhöhung oerden dem 
Versicherungsnehmer spätestens einen Msnat vsr dem .irksamkeitsdatum schriflich mitgeteilt. Die Leistungsanpassung 
gilt als vsm Versicherungsnehmer angensmmen, oenn er sie nicht spätestens einen Msnat nach dem .irksamkeitsdatum f r 
die jeoeilige Leistungsstufe schriflich abgelehnt hat. Hat der Versicherungsnehmer zoei aufeinanderfslgende Leistungsan-
passungen abgelehnt, erlischt der Anspruch auf k nfige Leistungsanpassungen; er kann jedsch mit Zustimmung des Versi-
cherers neu begr ndet oerden. 

 
c) Einmalleistung bei erstmaliger Pfegebedürfigkeit 

Bei erstmaliger Aeoährung eines Pfegetagegeldes nach diesem Tarif erfslgt zusätzlich eine einmalige Ssnderzahlung. Diese 
beträgt das 60-fache des Tagessatzes der Leistungsstufe, aus der die erstmalige Leistung erbracht oird. .ird die erstmalige 
Leistung zugleich aus der Leistungsstufe PI0 und der Leistungsstufe PI1 erbracht, beträgt die einmalige Ssnderzahlung das 
60-fache des Tagessatzes der Leistungsstufe PI1. 
Die einmalige Ssnderzahlung oird oährend der gesamten Vertragslaufzeit nur einmal geoährt. 

 
d) Nachversicherungsgarantie 

Im Aahmen der  achversicherungsgarantie hat der Versicherungsnehmer das Aecht, das versicherte Pfegetagegeld f r die 
betrsfene versicherte Perssn nach einem der nachfslgend aufgef hrten, auf die versicherte Perssn bezsgenen Ereignisse sh-
ne erneute Aesundheitspr fung und shne .artezeiten bis zu im Aahmen der jeoeils geltenden Annahmerichtlinien des Ver-
sicherers geltenden Begrenzungen f r den versicherbaren Tagessatz zu erhöhen sder oeitere Leistungsstufen des Tarifs PI 
abzuschließen, ssfern zum Zeitpunkt des jeoeiligen Anlasses der Versicherungsfall hinsichtlich der betrsfenen versicherten 
Perssn nsch nicht eingetreten ist und nsch kein Pfegeantrag gestellt ourde: 

 
• Abschluss einer Berufsausbildung (Zeitpunkt der Zeugnisausstellung) 
• Heirat sder Begr ndung einer Lebenspartnerschaf gemäß Lebenspartnerschafsgesetz 
• Aeburt eines eigenen Kindes sder Adsptisn eines minderjährigen Kindes 
• Tsd eines leiblichen sder adsptierten Kindes 
• erstmaliger Eintritt der Pfegebed rfigkeit des Ehepartners der versicherten Perssn sder ihres eingetragenen Lebenspart-
ners gemäß Lebenspartnerschafsgesetz  

• Tsd des Ehepartners sder eingetragenen Lebenspartners gemäß Lebenspartnerschafsgesetz  
• Scheidung vsn dem Ehepartner sder Aufhebung der eingetragenen Lebenspartnerschaft gemäß Lebenspartnerschaftsgesetz 

 
Der Antrag auf  achversicherung muss innerhalb vsn drei Msnaten nach dem jeoeiligen Anlass unter Beif gung eines geeig-
neten  achoeises  ber den Eintritt des Ereignisses erfslgen. Die  mstellung des Versicherungsschutzes tritt zum Ersten des 
Msnats in Kraf, der auf die Antragstellung fslgt. Der zu zahlende Beitrag f r das hinzuksmmende Pfegetagegeld bemisst sich 
nach dem im Jahr der Erhöhung des Versicherungsschutzes erreichten Lebensalter der versicherten Perssn.  

 
 
2. Assistanceleistungen 

Die versicherte Perssn hat oährend der gesamten Vertragsdauer Anspruch auf fslgende Assistanceleistungen, ssfern die be-
nannte sder vermittelte Dienstleistung in Deutschland durchgef hrt oird: 

 
a) Beratungen zu staatlichen Leistungen und therapeutischen Maßnahmen (durchgeführt durch einen vom Versicherer 
 beaufragten Dienstleister): 

• Allgemeine Beratung zur Finanzierung der Pfege 
• Allgemeine Beratung zu Leistungen der Pfegeversicherung gem. SAB XI 
• Beratung hinsichtlich der Leistungen der gesetzlichen Kranken- und Pfegeversicherung 
• Beratung hinsichtlich der Einstufung in eine Pfegestufe inklusive .iderspruchsverfahren 
• Beratung hinsichtlich der Anerkennung einer Schoerbehinderung inklusive .iderspruchsverfahren 
• Beratung zu Ärzten und Fachärzten im Aahmen vsn Pfegebed rfigkeit 
• Beratung zur Pfege bei speziellen Krankheitsbildern  
• Beratung hinsichtlich Hilfsmitteln 
• Beratung zu rehabilitativen Maßnahmen 
• Beratung bei Entlassmanagement (A ckkehr in die eigene .shnung) 
• Persönliche Beratung durch eine qualifzierte Fachkraf in der eigenen .shnung zu den in Zusammenhang mit dem Eintritt 
des Pfegefalls aufretenden Fragen und anzuratenden Maßnahmen einmalig oährend der Vertragsdauer 

 
b) Übernahme der Kosten für eine anwaltliche Beratung bezüglich der Erstellung oder Änderung einer Patientenverfügung  
 einschließlich Vorsorgevollmacht bis zu Aufwendungen von 250 Euro pro Kalenderjahr. 
 
c) Vermittlung pfegerischer und das Wohnumfeld verbessernder Dienstleistungen (durchgeführt durch einen vom  
 Versicherer beaufragten Dienstleister): 

• Die versicherte Perssn hat einen garantierten Anspruch auf  nterbringung in einer vsllstatisnären Pfegeeinrichtung inner-
halb vsn 24 Stunden. 
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• Vermittlung ambulanter Pfegedienste 
• Vermittlung (teil-)statisnärer Pfegeeinrichtungen 
• Vermittlung vsn Aehamaßnahmen 
• Vermittlung vsn Men diensten 
• Vermittlung vsn Fahrdiensten 
• Vermittlung des Anschlusses eines Hausnstrufgerätes 
• Vermittlung vsn Haushaltshilfen und haushaltsnahen Dienstleistungen  
• Vermittlung vsn Dienstleistern f r behindertengerechte Bauten/ mbauten 
• Vermittlung vsn Therapiezentren, Pfegekursen, Selbsthilfegruppen und Beratungseinrichtungen 
• Vermittlung vsn Tierbetreuung 
 
Die tarifiche Leistung umfasst die Vermittlung der aufgef hrten Dienstleistungen. Die vsn den Dienstleistern erhsbenen Ent-
gelte sind nicht Aegenstand der tarifichen Leistung. 

 
 
3. Abweichende Tarifestimmungen 
 

Auslandsschutz 
In Aboeichung zu § 1 Teil I Abs. 11 und § 15 Teil I Abs. 4 der AVB erstreckt sich der Versicherungsschutz in der Pfegetagegeld-
Versicherung auch auf Aufenthalte der versicherten Perssn in den Mitgliedsstaaten der Eurspäischen  nisn sder Vertrags-
staaten des Abksmmens  ber den Eurspäischen .irtschafsraum. Der Versicherungsschutz bleibt auch dann bestehen, oenn 
die versicherte Perssn ihren geoöhnlichen Aufenthalt in einen der Mitgliedsstaaten der Eurspäischen  nisn sder der Ver-
tragsstaaten des Abksmmens  ber den Eurspäischen .irtschafsraum verlegt.  
Dar ber hinaus kann der Versicherungsschutz bei Verlegung des geoöhnlichen Aufenthalts des Versicherungsnehmers sder 
der versicherten Perssn in einen Staat, der nicht zu den Mitgliedsstaaten der Eurspäischen  nisn und nicht zu den Vertrags-
staaten des Abksmmens  ber den Eurspäischen .irtschafsraum zählt, durch Abschluss einer bessnderen Vereinbarung 
fsrtgesetzt oerden. Der Versicherer verpfichtet sich, dem Versicherungsnehmer auf dessen Antrag hin ein entsprechendes 
Angebst f r eine Fsrtsetzung des Versicherungsverhältnisses zu machen, ssoeit dies nach dem Aufsichtsrecht des jeoeiligen 
Staates zulässig und umsetzbar ist und die mit der  msetzung verbundenen Veroaltungskssten in einem angemessenen Ver-
hältnis zum vereinbarten Pfegetagegeld stehen (dies oäre insbessndere nicht der Fall, oenn nach dem ausländischen Versi-
cherungsrecht eine Pficht zur Errichtung einer  iederlassung sder zur Bestellung vsn Ansprechpartnern vsr Ort besteht). Vs-
raussetzung f r ein sslches Angebst ist ferner, dass dem Versicherer der Antrag vsr der Verlegung des geoöhnlichen 
Aufenthaltes zugeht. Dabei kann der Versicherer sein Angebst an die Bedingungen kn pfen, dass der Versicherungsvertrag 
mit Einverständnis des Versicherungsnehmers zu seinen Aunsten vsn einer vsn ihm benannten Perssn als Vertragspartner 
(neuer Versicherungsnehmer) fsrtgef hrt oerden kann, die ihren geoöhnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutsch-
land hat, und dass der Zahlungsverkehr bezsgen auf den Versicherungsvertrag  ber ein Bankksnts des neuen Versicherungs-
nehmers bei einem in Deutschland zum Aeschäfsbetrieb zugelassenen Kreditinstituts erfslgt. Der Versicherer kann im Aah-
men der bessnderen Vereinbarung einen Beitragszuschlag verlangen. 
Ergänzend zu § 9 der AVB sind der Versicherungsnehmer und die versicherte Perssn verpfichtet, die Absicht der Verlegung ih-
res geoöhnlichen Aufenthalts unverz glich in Teetfsrm sder schriflich anzuzeigen.  nterbleibt die Anzeige, gilt § 10 Teil I 
Abs. 1 Satz 1 der AVB entsprechend. 

 
Beitragsbefreiung 
Ab Ersten des Msnats, f r den der Versicherer oegen des Eintritts des Versicherungsfalls (Pfegebed rfigkeit sder erheblich 
eingeschränkte Alltagsksmpetenz) ein Pfegetagegeld geoährt, oird der Versicherungsnehmer vsn der Beitragszahlung f r 
die betrsfene versicherte Perssn in allen abgeschlsssenen Tarifstufen des Tarifs PI befreit. 
Die Beitragsbefreiung bezieht sich nur auf Beiträge, die auf Zeiträume ab dem sben genannten Msnatsersten entfallen. Sie gilt 
sslange, oie ein Anspruch auf Zahlung eines Pfegetagegeldes nach diesem Tarif besteht. Sie entfällt ab dem Ersten des Fsl-
gemsnats, ab dem keine Pfegebed rfigkeit bzo. keine erheblich eingeschränkte Alltagsksmpetenz mehr besteht, f r die der 
Versicherer ein Pfegetagegeld geoährt.  
 
Aboeichend vsn § 5 Teil I Abs. 1 f der AVB oird der Leistungsanspruch aus Tarif PI oährend der Durchf hrung einer vsllstatis-
nären Heilbehandlung im Krankenhaus sder vsn statisnären Aehabilitatisnsmaßnahmen, Kur- sder Sanatsriumsbehandlun-
gen nicht unterbrschen.  
 
Aboeichend vsn § 6 Teil I Abs. 1 Sätze 2 und 3 ssoie § 10 Teil I Abs. 1 Satz 2 der AVB oerden die Leistungen bei verspäteter An-
zeige vsm Zeitpunkt der ärztlich festgestellten Pfegebed rfigkeit an erbracht, fr hestens jedsch vsn dem Zeitpunkt an, in 
dem die Anspruchsvsraussetzungen vsrliegen. 
 
Bei einer vsrvertraglichen Anzeigepfichtverletzung verzichtet der Versicherer in Aboeichung vsn § 14 Teil I Abs. 2 der AVB ne-
ben dem Aecht zur Vertragsanpassung auch auf sein Aecht zur K ndigung, oenn der Versicherungsnehmer nachoeist, dass 
die Verletzung der vsrvertraglichen Anzeigepficht oeder auf Vsrsatz nsch auf grsber Fahrlässigkeit beruht. 
 
Ergänzend zu § 9 Teil I Abs. 1 Satz 2 der AVB ist nicht nur der .egfall sder die Minderung der Pfegebed rfigkeit, ssndern jede 
Änderung der Einstufung in die Pfegestufen 0 – III dem Versicherer unverz glich in Teetfsrm anzuzeigen. 

 
4. Anpassung des Versicherungsschutzes 
 

Als Änderung der Verhältnisse des Aesundheitsoesens im Sinne des § 18 Teil I Abs. 1 der AVB, die den Versicherer zur Anpas-
sung der AVB an die veränderten Verhältnisse berechtigt, gilt insbessndere auch das Inkraftreten eines Aesetzes, aufgrund 
dessen sich die Versicherungsleistungen oegen eines anderen Pfegebed rfigkeitsbegrifes verändern, ssoie Änderungen der 
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gesetzlichen Bestimmungen des Elfen Buches Sszialgesetzbuch (SAB XI), ssfern sie den Aegenstand des Versicherungs-
schutzes betrefen. 

 
 
 

Tarif P : 
Gefkrderte ergänzende Pfegeversicherung 
 
Dieser Tarif gilt in Verbindung mit den Allgemeinen Versicherungsbedingungen (AVB) f r die staatlich geförderte ergänzende Pfegeversi-
cherung, Teil I (Musterbedingungen MB/AEPV 2013) und Teil II (Tarifedingungen). 
 
 
Leistungen 
Der Tarif bietet Versicherungsschutz im Aahmen einer geförderten ergänzenden Pfegeversicherung in Fsrm eines Pfegetagegeldes. 
 
1. Das Pfegetagegeld beträgt in der Pfegestufe III mindestens 20 Eurs. Der versicherte Tagessatz ergibt sich aus dem Versiche-

rungsschein. .ird der f r die Erlangung der Pfegevsrssrgezulage erfsrderliche msnatliche Aesamtbeitrag in Höhe vsn 15 Eu-
rs (vgl. § 9 Teil I Abs. 1 der AVB) mit dem Mindesttagessatz vsn 20 Eurs nicht erreicht, setzt der Versicherer ein mit einem ms-
natlichen Beitrag vsn 15 Eurs gedecktes entsprechend höheres Pfegetagegeld an; dies gilt nicht f r Perssnen vsr Vsllendung 
des 18. Lebensjahres (vgl. § 24 Teil I Abs. 3 der AVB).  

 
Hinoeis: F r Kinder und Jugendliche bis zum vsllendeten 18. Lebensjahr besteht kein Anspruch auf eine Pfegevsrssrgezulage 
nach § 127 Absatz 1 SAB XI.  

 
2. Das Pfegetagegeld beträgt bei Pfegebed rfigkeit nach 

Pfegestufe I 20 % 
Pfegestufe II 30 % 
Pfegestufe III 100 % 

des vertraglich vereinbarten Pfegetagegelds f r Pfegestufe III. 
 

Aemäß § 6 Teil I Abs. 3 m ssen vsn der gesetzlichen Pfegeversicherung festgestellte pfegestufenrelevante Änderungen der 
Pfegebed rfigkeit sder der erheblich eingeschränkten Alltagsksmpetenz dem Versicherer angezeigt oerden. 

 
3. Besteht ausschließlich eine erheblich eingeschränkte Alltagsksmpetenz nach § 45a SAB XI, beträgt das Pfegetagegeld 10 % 

des Pfegetagegelds der Pfegestufe III. Erfslgt eine Einstufung in Pfegestufe I, II sder III, oerden Leistungen oegen erheblich 
eingeschränkter Alltagsksmpetenz nach § 45a SAB XI demnach nicht zusätzlich erbracht. 

 
4. Das Pfegetagegeld oird in der vereinbarten Höhe f r jeden Msnat – unabhängig vsn der tatsächlichen Anzahl der Kalenderta-

ge – in 30 Tagessätzen gezahlt. 
 
 
Leistungsanpassung 
Alle drei Jahre – gerechnet ab dem Jahr 2014 – passt der Versicherer das vereinbarte Tagegeld in der Pfegestufe III entsprechend der Ent-
oicklung der allgemeinen Lebenshaltungskssten an. Die jeoeiligen Tagessätze in den Pfegestufen I und II ssoie f r Perssnen mit erheb-
lich eingeschränkter Alltagsksmpetenz berechnen sich gemäß Zifer 2 bzo. 3. 
 
Zur Berechnung des Anpassungssatzes oird der vsm Statistischen Bundesamt veröfentlichte  Verbraucherpreisindee f r Deutschland – 
insgesamt“ herangezsgen. Betrachtet oerden hierbei die zuletzt besbachteten drei Veränderungsraten. Der Anpassungssatz des Pfege-
tagegeldes ist auf maeimal 10% begrenzt. Das hinzuksmmende Pfegetagegeld oird mit Hilfe des derart bestimmten Anpassungssatzes 
berechnet und auf 0,01 Eurs gerundet. Die Leistungsanpassung fndet nur statt, ssfern oährend der letzten 24 Msnate vsr der Leistungs-
anpassung eine Versicherung nach Tarif PF bestand und sich oährend dieser Zeit die vereinbarten Tagessatzhöhen nicht geändert haben. 
 
Die Höherstufung oird shne Aisikspr fung und shne erneute .artezeit vsrgensmmen. Ein zum Zeitpunkt der Leistungsanpassung nsch 
nicht abgelaufener Teil der .artezeit gemäß § 5 der AVB gilt auch f r den hinzuksmmenden Teil des Pfegetagegeldes. Die f r den bishe-
rigen Versicherungsschutz nach Tarif PF vereinbarten bessnderen Bedingungen gelten entsprechend f r die Höherstufung. 
 
Der Beitrag f r das hinzuksmmende Pfegetagegeld oird nach dem im Jahr der Leistungsanpassung erreichten Lebensalter ( nterschied 
zoischen Jahr der Aeburt und dem Jahr der Leistungsanpassung) der versicherten Perssn berechnet. Das hinzuksmmende Pfegetagegeld 
gilt vsm Zeitpunkt des .irksamoerdens der Leistungsanpassung an auch f r laufende Versicherungsfälle. 
 
Die Erhöhung des Beitrags und des versicherten Pfegetagegeldes ssoie das .irksamkeitsdatum der Erhöhung oerden dem Versiche-
rungsnehmer spätestens einen Msnat vsr dem .irksamkeitsdatum schriflich mitgeteilt. Die Leistungsanpassung gilt als vsm Versiche-
rungsnehmer angensmmen, oenn er sie nicht spätestens einen Msnat nach dem .irksamkeitsdatum schriflich abgelehnt hat. Hat der 
Versicherungsnehmer zoei aufeinanderfslgende Leistungsanpassungen abgelehnt, erlischt der Anspruch auf k nfige Leistungsanpas-
sungen; er kann jedsch mit Zustimmung des Versicherers neu begr ndet oerden. 
 



44 Ergänzende  nterlagen zum Antrag 
 

Greänzlndl Untlrlaeln zum Antrae 

 

Informationsblatt der Bundesanstalt für  inanzdienstleistungsaufsicht 
gemäß § 10a Abs. 3 VAG 
 
In der Presse und in der Öfentlichkeit oerden im Zusammenhang mit der privaten und gesetzlichen Krankenversicherung Begrife  
gebraucht, die erklärungsbed rfig sind. Dieses Infsrmatisnsblatt oill Ihnen die Prinzipien der gesetzlichen und privaten Krankenversi-
cherung kurz erläutern. 
 
 
Prinzipien der gesetzlichen Krankenversicherung 
 
In der gesetzlichen Krankenversicherung besteht das Solidaritätsprinzip. Dies bedeutet, dass die Höhe des Beitrags nicht in erster Linie 
vsm im .esentlichen gesetzlich festgelegten Leistungsumfang, ssndern vsn der nach bestimmten Pauschalregeln ermittelten individu-
ellen Leistungsfähigkeit des versicherten Mitglieds abhängt. Die Beiträge oerden regelmäßig als Prszentsatz des Einksmmens bemessen. 
 
.eiterhin oird das Versicherungsentgelt im Umlageverfahren erhsben. Dies bedeutet, dass alle Aufoendungen im Kalenderjahr durch 
die in diesem Jahr eingehenden Beiträge gedeckt oerden. Außer einer gesetzlichen A cklage oerden keine oeiteren A ckstellungen  
gebildet. 
 
 nter bestimmten Vsraussetzungen sind Ehegatten und Kinder beitragsfrei mitversichert. 
 
 
Prinzipien der privaten Krankenversicherung 
 
In der privaten Krankenversicherung ist f r jede versicherte Perssn ein eigener Beitrag zu zahlen. Die Höhe des Beitrags richtet sich nach 
dem Alter und nach dem Aesundheitszustand der versicherten Perssn bei Vertragsabschluss ssoie nach dem abgeschlsssenen Tarif. Es 
oerden nach versicherungsmathematischen Arundsätzen berechnete risiksgerechte Beiträge erhsben. 
 
Die altersbedingte höhere Inanspruchnahme vsn Aesundheitsleistungen oird durch eine Alterungsr ckstellung ber cksichtigt. Bei der 
Kalkulatisn oird unterstellt, dass sich die Kssten im Aesundheitsoesen nicht erhöhen und die Beiträge nicht allein oegen des Älteroer-
dens des Versicherten steigen. Dieses Kalkulatisnsverfahren bezeichnet man als Anwartschafsdeckungsverfahren sder Kapitalde-
ckungsverfahren. 
 
Ein .echsel des privaten Krankenversicherungsunternehmens ist in der Aegel zum Ablauf des Versicherungsjahres möglich. Dabei ist zu 
beachten, dass f r die Krankenversicherer – mit Ausnahme der Versicherung im Basistarif – keine Annahmeverpfichtung besteht, der 
neue Versicherer oiederum eine Aesundheitspr fung durchf hrt und die Beiträge zum dann erreichten Alter erhsben oerden. Ein Teil 
der kalkulierten Alterungsr ckstellung kann an den neuen Versicherer  bertragen oerden1. Der  brige Teil kann bei Abschluss eines  
Zusatztarifs auf dessen Prämie angerechnet oerden; andernfalls verbleibt er bei dem bisherigen Versichertenksllektiv. Eine A ckkehr in 
die gesetzliche Krankenversicherung ist in der Aegel, insbessndere im Alter, ausgeschlsssen. 
 
 
 
1 .aren Sie bereits vsr dem 1. Januar 2009 privat krankenversichert, gelten f r Sie Ssnderregelungen. Bitte infsrmieren Sie sich gegebe-
nenfalls gessndert  ber diese Aegelungen. 
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